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Vorbemerkung zur 2.Auflage (Januar 1989) 

Ein Jahr nach Tschernobyl erinnerten noch Schlagzeilen an den folgen­
reichen Reaktor-Unfall in der Sowjetunion. 
Inzwischen sind fast drei Jahre ins verstrahlte Land gegangen, und an 
Tschernobyl erinnern allenfalls die in einigen Tageszeitungen wöchentlich 
einmal veröffentlichten neuesten Strahlenschutzwerte über die radioaktive 
Belastung von Lebensmitteln. Die breite Öffentlichkeit hat "Tschernobyl" 
schon längst verdrängt und ist zur Tagesordnung übergegangen. Zu dieser 
Tagesordnung gehören aber auch nach wie vor Schlagzeilen "ode "5000 Ton­
nen verseuchtes Holkepulver bringen Politiker in Verlegenheit", "Die 
Ranauer Plutoniumküche" , "Atomexporte schrecken Bonn auf" oder "Schwe­
rer Störfall in Biblis verschwiegen". Doch diese Vor- und Unfälle in unserer 
unmittelbaren Umgebung lösen nur bei wenigen politischen Protest aus, 
viele zeigen allenfalls (noch) Betroffenheit, das aber mit Schweigen verbun­
den ist, und andere ignorieren schlichtweg diese Vorkommnisse und damit, 
wie von staatlicher Seite über unseren Alltag verfügt wird. 

Die genannten Schlagzeilen, die so schnell nichts an Aktualität verlieren 
werden, und die öffentlichen (Nicht- )Reaktionen sollten u.E. nach wie vor 
AnknUpfungspunkte sein, sich mit Schülern und Jugendlichen mit dem 
"Risiko Kernkraft" auseinanderzusetzen. 
Dies hat uns veranlaßt, das im Juni 1986 erstmals erschienene und inzwi­
schen vergriffene Themenheft "Risiko Kernkraft" zu überarbeiten und zu 
aktualisieren. An Aktualität nicht verloren hat die Vorbemerkung zur ersten 
Auflage. Die darin erhobene Forderung nach "Aufklärung ... und aktiver 
Auseinandersetzung ..• mit allen Ebenen des Risikos Kernkraft" ist drängen­
der denn je. 
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Vorbemerkung zur 1.Auflage (Juni 1986) 

Tschernobyl hat unsere Welt verändert; mehr noch als die Bilder vom 
durchgebrannten Reaktor oder von evakuierten Anwohnern hat die radioak­
tive Wolke die potentielle Bedrohung deutlich gemacht, der wir in Mittel­
europa mit der höchsten Kernreaktor-Dichte in der Welt ausgesetzt sind. 
Deutlich geworden ist aber auch etwas anderes: Die scheinbare Kopflosigkeit 
der Politiker, die einerseits abwiegelten, andererseits unterschiedliche 
Empfehlungen und Richtwerte an die öffentlichkeit gaben und die ausge­
sprochene Ratlosigkeit, die große Teile der Wissenschaft zu erkennen gaben, 
zeigten, daß in der Vergangenheit das Hauptaugenmerk auf die Durchset­
zung der Kernenergie als scheinbar zukunftsträchtige Technologie gerichtet 
gewesen ist. Insofern verwundert es nicht, daß die Öffentlichkeit in Sicher­
heitsstatistiken eingelullt wurde, in denen von 10.000 Jahren als Wahr­
scheinlichkeitszeitraum fUr einen GAU die Rede war, und sich von staatli­
cher Seite so gut wie niemand mit den konkreten Risiken beschäftigt hat. 

Der Wunsch der Bürger nach umfassender Aufklärung und Information an 
Politik und Wissenschaft läßt ihr naives Vertrauen in eben diese Institutio­
nen deutlich werden. Dieses Vertrauen gilt es durch gezielte Aufklärung 
über die herrschende staatliche, wirtschaftliche und wissenschaftliche 
Interessenallianz in Sachen friedlicher Nutzung der Kernenergie richtig zu 
stellen. 

Ebenso muß in der Schule, speziell im naturwissenschaftlichen Unterricht, 
darüber Aufklärung erfolgen, nicht zuletzt deshalb, weil sich der herkömm­
liche Physik-, Chemie- und Biologieunterricht allzu oft darauf beschränkt, 
lediglich die Grundlagen für die technische Nutzung der Kernenergie zu 
vermitteln. Die Förderung einer begründeten politischen Urteilsbildung fin­
det nur in den seltensten Fällen statt. 

Aufklärung in diesem Sinn bedeutet aktive Auseinandersetzung, und zwar 
mit allen Ebenen des Risikos Kernkraft: mit den physikalischen Grundlagen, 
den ökonomisch-politischen Interessen verschiedener gesellschaftlicher 
Gruppen, mit physiologischen Fragestellungen und auch mit den Problemen 
des Energiemarktes in unserer Industrie- und Konsumgesellschaft. Eine Be­
schränkung auf positive Fakten einer einzigen Bezugswissenschaft bedeutet 
unweigerlich den Verzicht auf begrUndete Urteilsbildung und den Verzicht 
auf die Wahrnehmung herrschender gesellschaftlicher Interessen. 

Der Kurs einer Wissenschaft, die sich gegenüber den Verwertungsinteressen 
der Industrie und staatlicher Ordnungspolitik prostituiert, die soziale und 
humane Interessen ignoriert, kann dazu führen, daß die Warnung Wirklich­
keit wird: 

Euer Wissen wird Euch töten! 
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1. Strahlen belastung und Strahlenschutz als Unterrichtsthema -
Hinweise zur Struktur der Unterrichtsmaterialien 

Im Unterschied zu den bisher von der AG-Naturwissenschaften sozial her­
ausgegebenen Themen- und Materialheften liegen diesem Heft keine ein­
schlägigen Unterrichtserfahrungen zugrunde. Mit dem zusammengestellten 
Material soll einerseits eine notwendige Aufarbeitung immer wieder und 
weltweit auftretender - z. T. heruntergespielter oder zu vertuschen ver­
suchter - Störfälle in Kernkraftwerken ermöglicht werden, die, wie der 
"Störfall" im Kernkraftwerk in Tschernobyl zu einer bis dahin nicht 
gekannten Katastrophe geführt hat. Andererseits, und das in stärkerem 
Maße, stellt das Material einen Versuch dar, Anregungen für Kurse im 
naturwissenschaftlichen Unterricht zur Verfügung zu stellen, in denen die 
Auseinandersetzung mit dem Thema Risiko Kernkraft ein Haupt- oder Sei­
tenthema darstellt. 

Wie bisher wird deshalb exemplarisch auf die Spielräume verwiesen, die die 
z.Zt. gültigen Lehrpläne für die Thematisierung der Kernkraft bieten. 
Ebenso wurde wiederum auch eine Sach-/Problemstruktur-Skizze beigefügt, 
die Orientierung und Auswahlmöglichkeiten anbietet. Die Hinweise zur 
Unterrichtsdurchfiihrung beruhen auf Erfahrungen, die von verschiedenen 
Lehrern im Zusammenhang mit der Kernkraft-Thematik vor Tschernobyl ge­
macht worden sind. 

Die Materialien beziehen sowohl Grundlagen-Informationen ein - ins­
besondere zur Auffrischung des Kenntnisstandes im nicht-physikal~schen 
Unterricht, wie auch Informationen über Reaktorunfälle von Harrisburg über 
Tschernobyl bis Biblis ...• Darüber hinaus sind zahlreiche Abstecher in die 
90- jährige Geschichte der Kernphysik und ihrer Anwendung unternommen 
worden, die deutlich machen, daß dies ein Thema über die Aktualität des 
Tages hinaus darstellt. Weiterhin wird an mehreren Beispielen gezeigt, was 
es mit Meßwerten und ihrer Bewertung auf sich hat, wo Radioaktivität 
schließlich verbleibt und welche Wirkungen zu erwarten sind bzw. in der 
Vergangenheit festgestellt werden konnten. 

Einen wichtigen Schwerpunkt bildet schließlich der Problembereich Gesell­
schaftliche Interessen und Energiepolitik, womit die sozialen Aspekte der 
Naturwissenschaften ins Blickfeld rücken. 

Die ausführlichen Literaturhinweise sollen - wie bei der ersten Auflage -
die Suche nach weiteren einschlägigen Quellen erleichtern. Natürlich war es 
uns auch bei der Aktualisierung des Heftes nicht möglich, alle neu erschie­
nenen Bücher oder Unterlagen einzubeziehen. 
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2. Einbindung des Themas in die gültigen Lehrpläne -
Strahlenbelastung und St.rnhlenschutz. als Unterr.~htsJ{~Q!!s~!!.~I. 

Radioaktivität gehört zu den traditionellen Unterrichtsthemen fast aller 
naturwissenschaftlicher Fächer. Dnp damit koineswegs nur die Vermittlung 
von Grundlagenwissen intendiert ist - wie manche glauben oder befürchten, 
soll im folgenden anhand einiger Beispiele aus den hassischen Hahme nrich t­
linien und Kursstrukturplänen aufgezeigt werden. Ganz ähnliche Vorgaben 
gelten auch für die meisten anderen Bundesländer. 

Im Kursstrukturplan Chemie z.B. wird für die Jahrgangsstufo 13 ein Grund­
kurs "Kern- und Radiochemie" vorgeschlagen. Ausdrücklich wird festgestellt, 
dap Fragen des Energieverbrauchs und der Energiegewinnung ( ... ) seit der 
61krise zunehmend an fnteresse gewonnen hab0n und da(J daher insbesondere 
das Thema "Kernenergie" in den Brennpunkt der öffentlichen Diskussion ge­
rückt sei. Das in dj(~sem Kurs zu vermittelnde physikalisch-chemische Basis­
wissen soll die Schüler in die Lage versetzen, zwischcn Fakten und Vorur­
teilen in der Kernenergiefrage zu unterscheiden. Explizit wird die Wirkung 
radioaktiver Strahlung auf den menschlichen Körper als zu behandelndes 
Thema genannt, und zwar mit gleicher Priorität, wie die Aspekte "Hadio­
aktive Strahlung", "Kernreaktionen" und "Kernenergiegewinnung" . (KSP eh, 
S. 48) 

Will man dem Anspruch der in der allgemeinen Begründung des Kursstruktur­
plans genannten Unterrichtsziele gerecht werden, so ist auch bei den letzt­
genannten Teilthemen zu berücksichtigen, dap Chemie als Unterrichtsfach 
an den tiefgreifenden Verflechtungen von chemischer Forschung, Technolo­
gie und ihren Erzeugnissen für die Lebensbedingungen der Menschen orien­
tiert ist und eine kritische Auseinandersetzung mit den Auswirkungen der 
Chemie auf den I./ebensbereich des einzelnen und auf die Allgemeinheit ermög­
lichen soll. (S.1/2) Schlieplich sollen die Schüler auch die Gcfahren und 
Folgen des Mißbrauchs naturwissenschaftlicher Erkenntnis erkennen lernen 
und qualifiziert werden, als Mitverantwortliche für die Gestaltung der 
Umwelt, iiberhaupt als politisch Handelnde agieren zu können. (S.4) 

Auch in den Rahmenrichtlinien für Physik in der Sekundarstufe r wird dem 
Thema "Strahlenschutz, -gefährdung und Schutzmaßnahmen" ein hoher Stellen­
wert eingeräumt. Im Rahmen des Oberthemas Energie aus dem Atom (S.74) 
wird die Behandlung der einschlägigen Inhalte noch vor Atornbau und Kern­
spaltung gefordert. 

Im Biologieunterricht schlieplich findet man zum Stichwort "Eugenik" (UR W5) 
Stahlenschutz im Zusammenhang mit Ma{Jnahmen zur Vermeidung einer Erhöhung 
der Mutationsrate (RRH SI-Bio, S.77). 

Diese Aufzählung könnte noch fortgesetzt werden. Die Komplexität der Proble­
matik macht es aber in jedem Fall nötig, die engen Fächergrenzen zu über­
schreiten, um das Risiko Kernkraft angemessen bearbeiten zu können. Dazu 
eignet sich sowohl ein epochales Vorgehen (wenn z.B. ein Natur'wissenschafts­
lehrer mehrere Fächer parallel unterrichtet) wie auch eine Kooperation von 
mehrerer Kollegen, besonders aber Projekte. 

-
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Hinweise zur Sach-/Problemstrukturskizze 

Die vielseitigen Verflechtungen der Kernenergie-Problematik mit naturwis­
senschaftlichen, physiologischen, ökologischen, ökonomischen und politischen 
Aspekten machen es unmöglich, eine feste Abfolge in der Bearbeitung des 
Themas vorzugeben. Neben Vorkenntnissen, Jahrgangsstufe und konkreter 
Zusammensetzung einer Lerngruppe spielen für die Struktur eines Unter­
richts über Risiko Kernkraft sicher auch aktuelle Ereigni.sse eine bedeu­
tende Rolle. Die nebenstehende Sach-/Problemstrukturskizze kann dazu 
allenfalls als grobes Raster verstanden und benutzt werden, welches einige 
wichtige Zusammenhänge aufzeigt und Verbindungen erkennen läßt. Je nach 
den Rahmenbedingungen des Unterrichts kann es auch als Hilfmittel dienen, 
relevante Teilthemen auszuwählen, ohne den Gesamtzusammenhang aus dem 
Blick zu verlieren. 

Auf eine Zuordnung naturwissenschaftlicher Inhalte wurde aus Gründen der 
Übersichtlichkeit verzichtet; entsprechende Hinweise sind in den Materialteil 
integriert. 

Es empfiehlt sich, eine ähnliche Skizze zusammen mit den Schülern zu ent­
wickeln, die dann als gemeinsamer Leitfaden für die weitere Arbeit dienen 
kann. Besonders, wenn die Schüler in größerem Umfang eigenständig allge­
mein zugängliche Informationen auswerten und - in Form von Referaten 
etwa - in den Unterricht einbringen, ist es wichtig, die Zuordnung zur 
Gesamtthematik stets vor Augen zu haben. 

Ähnliche Skizzen können auch für Teilbereiche in detaillierter Weise ausge­
führt werden, z.B. für die Wechselwirkung Luft-Boden-Wasser-Mensch, für 
das hier nur knapp abgehandelte Thema "Ausstieg aus der Kernenergie" 
oder hier nicht näher angesprochene Bereiche wie Urangewinnung, -aufbe­
reitung und -entsorgung oder für die Wiederaufarbeitungs-Problematik im 
Zusammenhang mit der Brüter-Technologie. 

-
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4. Hinweise zur Unterrichtsdurchführung 

Die Materialsammlung ist keine geschlossene Lehreinheit. Deshalb ist auch 
kein Ablaufschema für den Unterricht vorgegeben. Da die Materialien für 
den Physik-, Chemie- und Biologieunterricht konzipiert worden sind, aber 
auch in Gesellschaftslehre eingesetzt werden können, sind die angebenen 
Problemaspekte so angelegt, daß man sie voneinander unabhängig behandeln 
kann. 

Unser Ziel war es, alle Teile der Materialsammlung so zu gestalten, daß sie 
sich zur selbständigen Bearbeitung durch die Schüler (individuell oder in 
Gruppen) eignen. 

Als Einstieg bieten sich aktulle Meldungen über "Störfälle" beim Betrieb von 
Kernkraftwerken an - so makaber es ist, sie gehören zum Alltag. Diese Mel­
dungen kann man entweder über einen Zeitraum verfolgen und für den 
Unterricht aufarbeiten oder mit bereits vorgekommenen "Störfällen" verglei­
chend analysieren. Erfahrungsgemäß sind es oftmals aktuelle Ereignisse, an 
denen sich im Unterricht eine Diskussion entzündet, welche für Lernpro­
zesse produktiv genutzt werden kann. 

Ebenso empfiehlt sich als Einstieg die Thematisierung eines "Störfalles" , wie 
er beispielsweise im Kernkraftwerk Harrisburg oder in Tschernobyl einge­
treten ist. 

Je nachdem, welcher Einstieg gewählt worden ist, wird es von der Struktu­
rierung der Thematik abhängen - und das heißt auch von den Interessen 
der Schüler - in welchem Umfang die nachfolgenden Themen behandelt 
werden. 

Wichtig ist beim Thema Risiko Kernkraft in jedem Fall die Aufklärung über 
staatliche und wirtschaftspolitische Überlegungen und Entscheidungen sowie 
über die Kontroversen innerhalb der Naturwissenschaften zur Nutzung der 
Kernenergie. 

Deutlich werden muß, dal naturwissenschaftliche Forschung und technische 
Entwicklung keine Sache kognitiver Prozesse allein ist, sondern zugleich 
eine soziale und politische Angelegenheit. Denn naturwissenschaftliche For­
schung unterliegt, wie jede Form gesellschaftlicher Arbeit, einer Politisie­
rung und Ökonomisierung - und wie im Fall der Kernenergie auch einer 
Militarisierung. Das Zerstörungspotential der in Mitteleuropa links und 
rechts der deutsch-deutschen Grenze massenhaft gelagerten bzw. aufge­
stellten nuklearen Waffen und ihrer Trägersysteme bei der Kernkraft-Dis­
kussion auszusparen, hieße, "die ganze Atomkraftwerk-Diskussion (vor) 
einem vollkommen lächerlichen, idiotischen Hintergrund, einem Kasperl­
theaterhintergrund " zu führen, denn "Was sind Atomkraftwerke im Verhält­
nis zu dem, was an unseren Grenzen liegt, auf beiden Seiten!" (J. Schröder 
in Transatlantik Nr.2/1980, S.72) 
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1. Kernspaltung 

Wie in konventionellen Wärmekraftwerken wird auch in Kernkraftwerken Wasser 
erhitzt und der entstehende Dampf auf eine Turbine geleitet, die einen Gene­
rator antreibt. 
Der Unterschied zwischen konventionellen Kraftwerken und Kernkraftwerken 
besteht darin, dap zur Wärmeerzeugung nicht fossile Brennstoffe (wie Kohle, 
Erdgas oder Erdöl) verbrannt werden, sondern es werden Atomkerne der Elemente 
Uran oder Plutonium gespalten - unter Freisetzung sehr groper Energiemengen. 

Uran kommt in der Natur in Erzlagern vor, Plutonium ist dagegen ein künst­
liches Element. In den heute betriebenen Kernkraftwerken wird fast ausschliep­
lieh Uran als Spaltstoff benutzt. Deshalb sollen die Vorgänge bei der Kern­
spaltung im folgenden am Beispiel des Uran-235 dargestellt werden. 

Atome bestehen aus einem positiv geladenen Kern, der von negativ geladenen 
Elektronen umgeben ist. De~ Kern selbst ist aus positiv geladenen Protonen 
und elektrisch neutralen Neutronen zusammengesetzt. Für jedes Element ist die 
Zahl der Protonen (bzw. der Elektronen) charakteristisch; die Anzahl der 
Neutronen im Kern kalln ~ber variieren. Man spricht dann von verschiedenen 
Isotopen eines Elements. 
Das in der Natur vorkommende Uran besteht zu 0,7% aus dem spaltbaren Isotop 
235U, der Rest ist nicht spalt'bares 238U. (Die voran- und hochgestellte 
Zahl gibt die Summe der Neutronen und Protonen im Atomkern an). 

Wenn ein 235U-Kern von einem Neutron getroffen wird, zerfällt es sofort in 
zwei Bruchstücke (z.B. Cäsium und Rubidium) und zwei oder drei Neutronen. 
Die Bruchstücke sind nicht immer identisch, das eine hat aber immer eine 
Kernmassenzahl zwischen 90 und 100, das andere eine Kernmassenzahl zwischen 
130 und 140. 

2~~U (Uran) 

• 

236U 92 

l~~Cs( Cäsium) 

/ 'dU ~ 
'Y- Strahlung ~iRb( Rubidium) 

Schema der Kernspaltung 
Die Zabl Iillks obell vor der Ele.elltbezeicbllull' 'ibt die Ällzabl der NukleolleIl i. Kera all, 
die Zabl lillks Ulltell die Ällzabl der ProtolleIl. Die Differellz beidell Zablell ergibt die Allzabl 
der NeutrolleIl i. Kerll. 
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Weitere mögliche Spaltprozesse und ihre Spaltprodukte: 

1 n + Z35U --+ l40Cs + 94Rb + 2 n + l' -Strahlung 

1 n + Z35U --+ 139Xe + 95Sr + 2 n + 1" -Strahlung 

1 n + Z35U --+ 143Ba + 89Kr + 3 n + l' -Strahlung 

u.a. 

Massenbilanz: 

Ein Vergleich der Gesamtmasse der beteiligten Teilchen vor und nach der 
Spaltung ergibt, daß die Masse nach der Spaltung geringer geworden ist. 

Es gilt: 

Vor der Spaltung: Nach der Spaltung: 

235U 235,044 U 140CS 139,917 u 
In 1,008 u 94Rb 93,926 u 

2 In 2.016 u 

Summe: 236,052 u 235,859 u 

Die Massendifferenz beträgt 0,193 u 

Die atomare Masseneinheit u (unit) beträgt: 1 u = 1,66 • 10-z7 kg. 

Zur Deutung der Massendifferenz muß man das "Einstein-Gesetz" über die 
Äquivalenz von Masse und Energie heranziehen. 

W = m • c 2 mit c (Lichtgeschwindigkeit) = 3.108 m/s. 

.. 
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Das Einstein-Gesetz besagt: 
- Energie (W) und Masse (m) sind lediglich zwei verschiedene Erscheinungs­

formen ein und desselben "Etwas"; einmal zeigt sich dieses "Etwas" als 
Energie, ein anderes Mal als Masse. 

- Energie und Masse sind grundsätzlich ineinander überführbar. 

Die nach dem Spaltvorgang fehlende Masse von 0,193 u tritt zum gröf,lten Teil 
als Bewegungsenergie der Spaltprodukte sowie der beim Spaltvorgang heraus­
geschleuderten Neutronen in Erscheinung. 
Diese Neutronen können dann weitere Spaltprozesse auslösen. Bei positiver 
Neutronenbilanz (nach der Spaltung mehr Neutronen als vorher) und im Fall, 
daf,l mehr als ein Neutron eine weitere Kernspaltung auslöst, kommt es zu einem 
lawinenartigen Anwachsen der Reaktion: man erhält eine unkontrollierte Ketten­
reaktion wie in einer Atombombe. 

In Kernkraftwerken muf,l man dafür sorgen, daf,l immer nur genau ein Neutron 
zu einer Kernspaltung führt, so daf,l die Zahl der Spaltvorgänge konstant bleibt. 
Dies geschieht mit Hilfe der Steuerstäbe, die aus einem Material bestehen, 
das Neutronen abbremst und/oder absorbiert. Diese Steuerstäbe können beliebig 
in den Reaktor-Kern (Core) eingefahren werden. 
Eine grof,le Anzahl von Neutronen verläf,lt zudem, aufgrund ihrer hohen Geschwin­
digkeit, den Reaktorkern nach auf,len, ohne einen 235U-Kern zu treffen. 
Durch die ständig stattfindenden Kettenreaktionen erhitzt sich der Spaltstoff; 
die enstehende Wärme wird auf das Kühlmittel (Wasser, Gas, flüssiges Natrium) 
übertragen und zur Dampferzeugung benutzt. 

UNKONTROLLIERTE KETTENREAKTION ~~ 

~tll ~ .~ 
\: / ~~ A-e-+ 
.~. e".-e .. 

I-NE--!R~ON~·M----..~ ~ e· 
'.' ~ .~~ 
/:\ :--. ~ , . ' ...... 

" • \ + 2x SOVlt:1. :I!i!f!: e. t> • <J ENERGIE ....,. 

~ --. + h SOVIE~. 
+ ENIo:R<.;IE ENERGIE

L 
~ 

KONTROLLIERTE KEITENREAKTION 

Ni
RON 
•• --:-- ~ •• --:--l 

l'RAN 235 ~ URAN 235 ~ 

aus: Die Spaltung der Kerns im Dienst des Kapitals. ökono.iscbe und politiscbe Hintergründe der Kernenergie­
industrie. Erweiterte, verbesserte und aktualiSierte Neuauflace, Haarle. 1977 

Zusätzlich zu der Bewegungsenergie der Spaltprodukte und der herausgeschleu­
derten Neutronen wird beim Spaltvorgang auch Strahlungsenergie freigesetzt. 

Die insgesamt bei der Spaltung von einem kg reinen 235U freiwerdende Energie­
menge beträgt 8,5-1013 J oder 2,36-101 kWh. 
Davon kann allerdings nur ein Bruchteil in elektrische Energie umgewandelt 
werden (abgesehen von den Energieaufwendungen für Uran-Förderung und An­
reicherung, Betriebs des Kernkraftwerks, Entsorgung ect.'. Die Turbinen­
Generatoren besitzen im günstigsten Fall einen Wirkungsgrad von ca. 40 %. 
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2. Radioaktive Strahlung 

Bei der Spaltung von Uran in Kernkraftwerken entstehen mehr als 400 radio­
aktive Spaltprodukte. Diese radioaktiven Substanzen ( - es gibt auch in der 
Natur eine groJ3e Zahl von instabilen Atomen - ) können nicht vernichtet 
werden. Sie wande~n sich spontan in eine Atomart eines anderen chemischen 
Elementes um. Dieser Vorgang heiJ3t radioaktiver Zer:tall. 

Die bei einem Zerfall entstehenden Spaltprodukte können selbst wieder radio­
aktiv sein (und weiter zerfallen). 

Die beim radioaktiven Zerfall emittierte radioaktive Strahlung kann aus 
drei Komponenten bestehen: 

Alpha-Strahlen: 
sind materielle Teilchen, die aus 2 Neutronen und 2 Protonen bestehen 
(Heliumkerne). Die Masse der Alpha-Teilchen ist ca. 8000 mal gröJ3er, 
als die Masse der Beta-Teilchen. 
Beim ZusammenstoJ3 mit Atomen und Molekülen geben sie ihre Bewegungs­
energie sehr schnell ab. In Luft kommen sie (aufgrund ihrer relativen 
Gröpe) nach wenigen Millimetern, in Körpergewebe nach wenigen Zehntel 
Millimetern zum Stillstand. 
Alpha-strahlende Stoffe sind dann besonders gefährlich, wenn sie mit 
Nahrung, Luft oder Wasser in den Körper aufgenommen werden. (V gl. 
Abschnitt A5/A6) 
Kommt ein Alpha-Teilchen, nachdem es seine Energie bei ZusammenstöJ3en 
abgegeben hat, zur Ruhe, so "fängt" es zwei der überall vorhandenen 
Elektronen ein. Das dabei entstehende Heliumatom ist ungefährlich. 

Beta-Strahlen: 
sind ebenfalls materielle Teilchen, und zwar elektrisch negativ geladene 
Elektronen mit sehr hoher Geschwindigkeit. Wie Alpha-Teilchen geben Beta­
Teilchen ihre Energie bei StöJ3en ab. Infolge ihrer relativ geringen Masse 
durchdringen sie Materie viel weiter als Alpha-Teilchen, nämlich einige 
Zentimeter (in Gewebe) bis einige Meter (in Luft). 
Die Gefährlichkeit der Beta-Strahlen resultiert aus ihrer Fähigkeit, auf 
den Körper sowohl von auJ3en wie auch von innen einwirken zu können. 
Ein Beta-Teilchen, das seine Energie abgegeben hat, unterscheidet sich 
durch nichts von anderen Elektronen, d.h. es ist dann ungefährlich. 

Gamma-Strahlung: 
ist eine materielose Strahlung. In der Physik spricht man von elektro­
magnetischen Wellen (wie Licht- oder Radiowellen) mit sehr hoher Energie. 
Gamma-Strahlen dringen tief in die Materie ein und können nur durch dicke 
Bleischichten oder meterstarke Betonwände abgeschirmt werden. Im Unter­
schied zu Alpha- und Betastrahlen, die ihre (Bewegungs-) Energie bei 
Stößen allmählich abgeben können und auf ihrem Weg mehr und mehr abge­
bremst werden, wird die Energie eines Gamma-Quants als Ganzes abgegeben. 
Eine Abschirmung verringert bildlich die Dichte einer Gammastrahlung; 
die Qualität der Strahlung bleibt bis zum Ende dieselbe. Mit anderen 
Worten: Harte (d.h. energiereiche) Gammastrahlung, die teilweise eine 
Betonschicht durchdringt, ist immer noch harte Gammastrahlung. 
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Zur Natur des radioaktiven Zerfalls: 

Bei einem einzelnen radioaktiven Atomkern ist es prinzipiell nicht möglich 
vorherzusagen, wann dieser zerfällt. Lediglich bei einer sehr großen Anzahl 
von radioaktiven Kernen kann man genau angeben, welcher Anteil innerhalb 
eines bestimmten Zeitraumes zerfallen wird. Diese Tatsache wird anschaulich 

durch die Halbwertszeit beschrie ben. 

Die Halbwertszeit ist die Zeit, nach der die Hälfte einer vorhandenen 
Masse eines radioaktiven Elementes zerfallen ist. 

Mit anderen Worten: Nach einer Halbwertszeit ist die Hälfte, nach zwei Halb­
wertszeiten ein Viertel, nach drei Halbwertszeiten ein Achtel usw. der ur­
sprünglichen Masse eines radioaktiven Elementes noch vorhanden. 

In dem Mape, wie sich die Masse des vorhandenen radioaktiven Elements ver­
ringert, verringert sich auch die ausgesandte Strahlung. 

Die -Halbwertszeiten verschiedener radioaktiver Elemente 
sind sehr unterschiedlich 

Symbol Element Halbwertszeit 

H 

C 

Kr 
Sr 
Sr 
Ru 
J 

J 
Cs 
Pu 

Tritium I (radioaktiver Wasserstoff) 
radioaktiver Kohlenstoff 
Krypton-85 
Strp,ntium-89 
Strontium-90 
Ruthenium-106 
Jod-129 
Jod-13l 
Cäsium-137 
Plutonium 

Beispiel: Radioaktiver Zerfall von Cäsium: 

l~Ba( Barium) 

12,3 Jahre 
5736 Jahre 

10,76 Jahre 
50,5 Tage 
28,5 Jahre 

368 Tage 
15.700.000 Jahre 

8,04 Tage 
30,1 Jahre 

24.390 Jahre 

Wie die obige Abbildung zeigt, kann der radioaktive Zerfall über mehrere 
Stufen führen. Je nach Art der Zerfallsreihe wird bei jedem Schritt radio­
aktive Strahlung emittiert und kann zu Schädigungen führen. 

Für andere Isotope kann die Zerfallskette anhand einer Isotopentafel nach­
vollzogen werden. (vgl. dazu einschlägige Physik-Lehrbücher) 
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3. Transport radioaktiver Strahlung in der Atmosphäre 

Elektromagnetische Strahlung und auch Teilchenstrahlung breiten sich gerad­
linig aus. In der Atmosphäre kann daher radioaktive Strahlung im engeren 
Sinn nicht transportiert werden - wohl aber strahlungsfähige Materialien. 

Beim Normalbetrieb eines Kernreaktors werden möglichst alle radioktiven 
Materialien im Reaktor zurückgehalten und 'falls notwendig, konzentriert und 
entsorgt. Bei einem Unfall wie z.B. in Harrisburg (28.3.1979) oder in 
Tschernobyl (26.4.1986) gelangten solche Materialien in die Atmosphäre. 

Die mögliche Verseuchung durch einen Reaktorunfall macht der folgende 
Vergleich deutlich: 

Die Menge an Jod-131, die sich in einem beliebigen bundesrepubli­
kanischen Leichtwasserreaktor befindet, reicht aus, um die Luft 
über der gesamten Bundesrepublik bis zu einer Höhe von 9 km mit 
dem Vierhundertfachen der nach internationalem Standard zulässigen 
Maximalkonzentration zu belasten. 

Flüchtige radioaktive Materialien wie Jod-131 mischen sich direkt als Gas in 
die Atmosphäre, andere, weniger flüchtige werden auf Staubpartikeln (Aerosole) 
transportiert. 

In ruhiger Luft breitet sich das radioaktive Material "symmetrisch" am Ort des 
Entweichens aus. (Dieser Vorgang ist jedem z.B. von riechenden Gasen bekannt.) 
Allerdings ruht atmosphärische Luft praktisch nie; Luftströmungen (Winde) 
bestimmen in erster Linie das Ausmap und die Richtung der Ausbreitung (vgl. 
das Bild von Rauchfahnen, den SOz-Transport aus dem Ruhrgebiet zum Harz oder 
zum Solling oder Geruchsbelästigungen durch weiter entfernte Fabriken o.ä.). 
Schon bei einer sehr geringen Windgeschwindigkeit von 20 kmlh (5,5 m/s) legt 
die Luft pro Tag fast 500 km zurück. Für die ca. 2000 km von der Ukraine 
(Tschernobyl) zur Bundesrepublik benötigt sie also rund 4 Tage. Während dieser 
Zeit verringert sich die Konzentration der radioaktiven Materialien durch die 
Verteilung auf immer gröpere Luftvolumen und durch das natürliche Abklingen 
der Radioaktivität. 
Neben dem stark wetterlagen-abhängigen Transport in den unteren Luftschichten 
mup auch der Ferntransport in höheren Luftschichten berücksichtigt werden. 
Innerhalb weniger Tage kann eine solche Wolke oberhalb des Wetterhorizontes 
einmal die Erde umrunden. Dieser Mechanismus war dafür verantwortlich, dap 
man auch in den USA - 12 Tage nach Tschernobyl - eine erhöhte Radioaktivität 
feststellen konnte. Andererseits verursachte der Ferntransport in den 50er 
und 60er Jahren eine weltweite Belastung mit Radioaktivität, die von den 
atmosphärischen Atombombentests herrührte (Radioaktiver Fall-Out). 

• 
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4. Becquerel. Curie. Rem ... was bedeuten die Maßeinheiten? 

Nicht nur für den Laien, auch für den Naturwissenschaftler ist es schwierig, 
sich in dem Ma(leinheiten-Dschungel zurechtzufinden. Dies liegt zum einen daran, 
da(l die Ma(leinheiten für unterschiedliche Grö(len verwendet werden, deren 
Zusammenhang nicht durch einfache Umrechnungen dargestellt werden kann, 
zum anderen daran, da(l in den letzten Jahren der Versuch unternommen wurde, 
die alten, historisch entstandenen Ma(leinheiten durch die neuen, international 
verbindlichen SI-Einheiten zu ersetzen. (Selbst in der Fachliteratur sind 
häufig Fehler oder Nachlässigkeiten beim Gebrauch zu finden; nicht selten 
werden alte und neue Einheiten undifferenziert neben- und durcheinander 
benutzt). 

Die naheliegendste Frage ist die nach der Menge der ausgesandten Strahlung, 
genauer nach der Anzahl der radioaktiven Zerfälle in der Sekunde, also 
der Aktivität. 

Die Aktivität wird in Becquerel (Bq) gemessen. 

1 Bq bedeutet, da(l in jeder Sekunde ein Zerfall stattfindet. 

Sinnvolle Angaben sind: 
- Aktivität (Anzahl der Zerfälle) pro 1 m3 (Bqjm3 ) 

- Aktivität (Anzahl der Zerfälle) pro 1 kg Nahrung (Bqjkg) 
- Aktivität (Anzahl der Zerfälle) pro 1 m2 Boden (Bqjm2 ) 

(Früher wurde die Aktivität in Curie (Ci) angegeben. Die Bezugsgrö(le war 
1 g reines Radium-226 und dessen Aktivität. Es gilt: 

1 Ci = 3,7· 1010 Bq ) 

Die Angabe der Aktivität alleine liefert allerdings keine Information über 
die Art der Strahlung oder über die Menge der freigesetzten Energie -
und ebensowenig über die mögliche Gefährdung. 

Die von 1 kg Körpergewebe aufgenommene Energie E wird durch die Grö(le 
Energie-Dosis D 

angegeben. Diese Dosis ist wie folgt definiert: 

D = E I m 

Die Ma(leinheit der Energiedosis ist das Gray (Gy). 

Es gilt: 

1 Gy = 1 J j kg 

also 1 Joule pro Kilogramm Gewebe. 

(Früher wurde die Energiedosis in Rad (rd oder rad) angegeben. 
Dabei stand rad für Radiation Absorbed fuse. 
Für die Umrechnung gilt: 

1 Gy = 100 rad). 
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Zur Einordnung der Mafleinheit Gy für die Energiedosis: 

* 7 Gy gelten als absolut tödlich; 
* andererseits stellt die entsprechende Energiemenge in anderen 

Formen und Zusammenhängen nicht sehr viel dar: 
7 Gy entsprechen 7 J pro Kilogramm (z.B. Wasser). Damit 
erreicht man eine Temperaturerhöhung um weniger als 2 Tausend­

stel Grad. 

Für die biologische Wirkung (s.u.) und für die Registrierung radioa.ktiver 

Strahlung ist die Ionisation von Bedeutung. Ionisation bedeutet, da~ aus 
Atomen und Molekülen durch ra.dioaktive Strahlung Elektronen herausgeschlagen 

werden können. 
Mit der Ionen-Dosis gibt man die Menge der Ionen an, die in kg Materie 
erzeugt werden können. 
Die heute gültige SI-Einheit ist 1 Coulomb pro 1 Kilogramm (1 C/kg). 

(Die alte Ma~einheit ist das Röntgen (R). Es gilt: 
1 R = 2,58 • 10-4 C/kg. ) 

Röntgen = Rad ? Die Ursache für die Verwirrung: 

Für die 1.25 MeV-Strahlung von Kobalt-60 gilt: 
1 R entspricht in Luft 0,87 rd und in Wasser 0,96 rd. Diese Angaben mit 
fast gleichen Zahlenwerten wurden in vielen populärwissenschaftlichen 
Artikeln in der Vergangenheit oft auf lebende Organismen bezogen (die 
ja zum überwiegenden Teil aus Wasser bestehen); diese Vermischung von 
Rund rd führte zu zahlreichen Verwirrungen, die auch in die Lehrbücher 
Eingang gefunden haben. 

Alle diese Dosis-Angaben sagen nichts über die biologische Wirkung' der 

radioaktiven Strahlung aus. 

Insbesondere haben gleiche Energie-Dosen Alpha-Strahlung oder Beta-Strahlung 

sehr unterschiedliche biologische Wirkungen. Eine Schätzgrö~e (!) für die 
biologische Wirkung ist die Äquivalenz-Dosis H. 
Um die Äquivalenz-Dosis zu ermitteln, multipliziert man die Energie-Dosis mit 
dem 

relativen biologischen Wirkungsfaktor q 

H = D· q 

* Für Beta- und Gamma-Strahlung wurde q = 1 festgesetzt; 
* für Alpha-Strahlen liegen die q-Werte zwischen 10 und 20; 
* für Neutronen liegen die q-Werte - je nach Energie - zwischen 5 und 20 (!). 

-
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Energiedosis und Äquivalenzdosis werden zwar bei,de in J/kg angegeben. Zur 

Unterscheidung von der Mafleinheit Gray (der Energiedosis) heißt die Einheit 

der Äquivalenz-Dosis jedoch Sievert (SV). 

1 SV = 1 J/kg 

(Viel stärker verbreitet als die Mafleinheit Sievert ist heute noch die alte 
Einheit rem (Rad Equivalent Men). 

Die Äquivalenz-Dosis 1 rem ist also diejenige Energie-Dosis, die die gleiche 
Wirkung hervorruft, wie 1 rad Gamma-Strahlung. Aus den bereits genannten 

Zusammenhängen ergibt sich: 

1 SV = 100 rem. 
1 SV = 100 rem. 

5. Wirkung radioaktiver Strahlung auf Lebewesen. 

Die Frage nach der Wirkung radioaktiver Strahlung auf Lebewesen ist schwer 

zu beantworten, und zwar deshalb, weil hierzu lediglich Untersuchungen aus 

"Labor-Experimenten" vorliegen. Untersuchungen bei "Real-Experimenten", z.B. 

nach Atombombentests, welche heute noch durchgeführt werden, unterliegen 

ebenso der (militärischen) Geheimhaltung, wie die von den Amerikanern un­
mittelbar nach der Bombardierung von Hiroshima und Nagasaki durchgeführten 

und bis heute andauernden Untersuchungen hinsichtlich der Kurz- und tang­

zeitwirkungen radioaktiver Strahlung auf die unbelebte und belebte Natur. 

Physikalisch-chemisch erzeugt die .durch radioaktive Strahlung auf den Körper 
eines Lebenwesens übertragene Energie Ionen, beim Durchgang durch eine Zelle 

mit mehreren Wechselwirkung'en Ionisierungsbahnen (vergleichbar dem Geschehen 

in einer Nebelkammer, die dieses Phänomen zum Sichtbarmachen von Strahlung 

ausnutzt). Ionisierte Moleküle können als Folge der aufgenommenen Energie 

zerbrechen oder durch weitere Reaktionen, die sich vom chemischen Verhalten 

nichtionisierter Moleküle drastisch unterscheiden, erhebliche Störungen im 

Organismus verursachen. Dies gilt für Strahlung von auflen (Gamma- und Neu­

tronenstrahlung) und Strahlung, die durch Aufnahme radioaktiver Substanzen 

in den Körper verursacht ist prinzipiell in gleicher Weise, jedoch in unter­

schiedlichem Umfang. (vgl. Kasten). 

Wassermoleküle z.B., aus denen der menschliche Körper zu 80% besteh t, 
bilden Ionen und Radikale (hauptsächlich OH Radikale), die unter anderem 
Wasserstoffperoxid bilden können. Dieses ist ein starkes Zellgift. 

Akute Vergiftungen von innen durch äupere Strahleneinwirkung spielen aber 
bei den relativ geringen Strahlendosen, die beispielsweise in der BRD nach 

dem Reaktorunfall in Tschernobyl gemessen wurden, keine Rolle. 
, .. ' 
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Wirkungen radioaktiver Strahlung in der Zelle 

A. Indirekte Wirkung: Radiolyse des Wassers 

Wassermoleküle können Strahlungsenergie absorbieren und dabei in einen ange­
regten Zustand übergehen. Bei entsprechend hoher Energie kann ein angeregtes 
Molekül (H20*) seine Energie nicht schnell genug durch Zusammenstö(3e an die 
Umgebung abgeben, es zerfällt in Radikale: 

IbO- ...... R- + -OR 
Diese Radikale vereinigen sich zum Teil wieder zu einem weniger energiereichen 
Wassermolukül, das seine Energie durch Stö(3e an die Nachbarmoleküle abgibt. 
Dane ben kommt es u.a. zu folgenden Reaktionen: 

112 0 + hv ----.. 112 0+ + e-
1120+ + 1120--'1b0+ + -OB 
1120 + e- --.1120-

1120- + B+ ...... 1120 + H· 
1120+ + e- ...... 1120* ...... B· + ·OB 

2 1120 + hv ...... 112 + 11202 
Je höher die aufgenommene Strahlungsdosis ist, desto grö(3er wird der Anteil 
von H2 und H202 an den Radiolyseprodukten. Als instabiles Molekül kann es, wie 
die anderen o.g. Radikale, andere Zellbestandteile angreifen und zu irrever­
siblen Veränderungen führen. 
Die in der Zellflüssigkeit gelösten Salze begünstigen die Radikalbildung. 
Gelöster Sauerstoff führt zu einer erhöhten 'H202-Bildung. 
Das Redox-Potential von radiolysiertem Wasser beträgt 0,9 V (!). 

nacb: B.Rink: Die Radiolyse des Wassers. In: Cbemie in unserer Zeit 5 (1971), S. 90 ff. 

B. Direkte Wirkungen 

Beim Durchgang (oder bei Entstehung) und teilweiser oder vollständiger Absorp­
tion von radioaktiver Strahlung kommt es in einer Zelle zu Ionisierungsprozes­
sen. Als J.'olge können chemische Reaktionen und Molekülbrüche auftreten. Je 
höher die Energiedichte (sehr gro(3 z.B. bei inkorporierten Alphastrahlern), 
desto grö(3er ist die Wahrscheinlichkeit, da(3 effektive Schäden zurückbleiben, 
die durch die vorhandenen zelleigenen Reparaturmechanismen nicht mehr behoben 
werden können. Besonders empfindlich sind Zellen oder Zellverbände, die eine 
hohe Teilungsrate besitzen. 
Bei der DNS (DesoxiriboNnukleinSäure), die als Doppelhelix den Informations­
träger des genetischen Codes darstellt, können hauptsächlich die folgenden 
Schäden auftreten (und als Folge Störungen des Stoffwechsels bis hin zum Zell­
tod oder genetische Schäden): 

Einzelstrang bruch: 

- Doppelstrangbruch: 

- Basenveränderungen: 

- und Vernetzungen 

1111[11111111 

111111 [,lJJII 
Bereits eine einzige Absorption von Strahlungsenergie kann zu bleibenden Funk­
tionsstörungen (z.B. Krebs) führen. Die Zahl der Strangbrüche wächst mit der 
Zahl der radioaktiven Zerfälle bzw. der Strahlungsdichte. 

• 
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Im weiteren können auf der Ebene der Chromosomen verschiedene Mutationen aus­
gelöst werden: 

Translokation Duplikation Inversion Deletion 

Quellen: L. Mitzel-Landbek, U. Hafen: Strablenwirkun, auf Biopoly.ere. In: ebe.ie in unserer Zeit 10 (1976), S. 65 ll. 
Kursus: Radiolo'ie und Strablenscbutz, Berlin/Heidelberg 1981, S. 24 ll. 
B. Zie,el_un, H. Krahn: Ato.- und KernpbySik 4 (Kernel'ergie), Deutsches Institut für Fernstudien 
Tübingen, 1986, 5.68 tl. 

Bei Niedrigstrahlung bzw. beim Vorhandensein radioaktiven Materials in der 
Atmosphäre (und einem Fall- oder Wash-out durch Regen z.B.) hat man insbeson­
dere mit Folge- oder Spätschäden zu rechnen. 
- Werden z.B. die Eiweißstoffe der Chromosomen (DNS, RNS) einer normalen 

Körperzelle durch Strahlung geschädigt oder verändert, so kann die Zelle 
absterben oder den Schaden reparieren. Der Defekt kann jedoch auch von 
Tochterzelle zu Tochterzelle weitergegeben werden, die dann alle in ihrer 
normalen Funktion gestört sind. 

- Sind z.B. Zellen betroffen, die für die Blutbildung von entscheidender 
Bedeutung sind (im Rückenmark), so kann Leukämie die Folge sein. 

- Für alle anderen bestrahlten Zellen gilt, daß als Spätfolge andere Krebs­
erkrankungen auftreten können. Die Latenzzeit, d.h. die Zeit zwischen 
Bestrahlung und dem Ausbruch einer Krankheit, kann 20 Jahre und mehr 
betragen, wie das Beispiel von Hiroshima und Nagasaki zeigt. 
Neben den verschiedenen Formen von Krebs sind der Graue Star und eine 
allgemeine Schwächung der körpereigenen Abwehrkräfte als Folge radio­
aktiver Bestrahlung bekannt, auch in Folge geringer Dosen. 

- Werden Keimzellen, d.h. Ei- und/oder Samenzellen durch Strahlung ver­
ändert und geschädigt, so werden genetische Schäden und resultierend 
daraus Mißbildungen häufig erst in späteren Generationen sichtbar. (Die 
geschädigten Gene bleiben häufig als rezessive Merkmale in der ersten 
Generation ohne Auswirkung). 

- Eine große Gefahr stellt radioaktive Strahlung für ungeborene Kinder dar. 
Mißbildungen, Funktionsstörungen und geistige Behinderung kann die Folge 
sein~ Aus den 60er Jahren ist bekannt, daß bei erhöhter Radioaktivität 
in den Niederschlägen die Zahl der Fehlgeburten und Mißbildungen erheblich 
zunimmt (vgl. Sternglass-Studie). 

Zur Frage des erhöhten Risikos von Krebs, Mißbildungen und Fehlgeburten in 
Gebieten mit besonders hoher natürlicher Strahlenbelastung gibt es z.T. 
widersprechende Untersuchungsergebnisse. Nach einigen Studien muß man aber 
davon ausgehen, daß bereits geringfügig erhöhte radioaktive Belastung zu 
einer Erhöhung des Risikos führt (z.B. auch in der Nähe von Kernkraftwerken 
im Normalbetrieb). Einigkeit besteht in der Ärzteschaft darüber, daß die 
Dosis-Wirkungs-Beziehung für radioaktive Belastung linear ist, d.h. jede 
Erhöhung der Stahlungsbelastung führt zu einem proprotionalen Anstieg der 
Schädigung. 
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6. Wie gelangt Radioaktivität in den menschlichen Körper? 

In den ersten Meldungen nach dem Reaktorunfall in Tschernobyl wurde über 
eine deutlich erhöhte radioaktive Strahlung aus der atmosphärischen Luft 

berichtet, die in erster Linie auf Jod-131 zurückzuführen war. 
Die Strahlung, die aus der Luft von aupen auf den Körper einwirkt, ist 
für sich genommen, jedoch kaum ein Anlap zur Beunruhigung (vgl. Reiehweite 

der Strahlung). Bedrohlich ist die Tatsache, dap bei der Atmung mit der 

Luft strahlende Materie in den Körper gelangt. 

Inhalation 

Die Atemrate eines erwachsenen Menschen beträgt ca. 14 1 Luft pro 
Minute, entsprechend 20 m3 pro Tag (Kinder: 3,5 l/min oder 5,2 m3/d). 
Die gültige Strahlenschutzverordnung geht von einem Transferfaktor von 

0,038 mrem/Bq (Erwachsene) und 
0,32 mrem/Bq (Kinder) 

für die resultierende Belastung der Schilddrüse durch 131J aus. 

Rechenbeispiel: Am 1.1.86 wurde in Darmstadt zwischen 18 und 19 Uhr 
eine durch 131J verursachte Radioaktivität von mehr als 150 Bq/m3 

Luft gemessen. Die daraus resultierende Schilddrüsen belastung eines 
Erwachsenen beträgt 

150 Bq/m3 • 0,014 m3/min • 60 min • 0,038 mrem/Bq = 4,78 mrem 
entsprechend für ein Kind: 

150 Bq/m3 • 0,0035 m3/min • 60 min • 0,32 mrem/Bq = 10,08 mrem 
Die berechneten Werten gelten für den Aufenthalt im Freien und für 
"normale" Aktivitäten. Sportler oder lebhaft spielende Kinder können 
bis zu 5 mal höher liegen. 
Bei Aufenthalt in geschlossenen Räumen vermindert sich die Belastung 
um ca. 30 %. 

Die Berechnungen gehen von dem Erfahrungswert aus, daß 131J zu 60-90% 
bei der Atmung aus der Luft in den Körper übergeht; 90% davon wird in 
der Schilddrüse angereichert. 

Werden diese Substanzmengen in den Körper aufgenommen und zerfallen dann, 
I 

so erreichen die Strahlen ihren Wirkort in den Zellen ohne "schützende" 
Luftschicht. (Dies unterscheidet die künstlich verursachte Radioaktivität 
auch von der natürlichen: letztere kommt zu mehr als 30 % durch Höhenstrah­
lung und zu mehr als 50% durch Erdstrahlung zustande, die nicht inkorporiert 

werden kann und daher relativ ungefährlich ist. Auch zeigen die in der Natur 
vorkommenden (mobilen) radioaktiven Isotope - wie Radon oder Kalium-40 -
keine besondere Affinität zu bestimmten Organen des menschlichen Körpers.) 

-
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Mit Niederschlägen (Regen, Schnee, Tau), z.T. aber auch infolge des Gewich­

tes der transportierten Partikel, gelangen die radioaktiven Materialien auf 

die Erdoberfläche. Dieses Ausfallen und Auswaschen der radioaktiven Materia­
lien ist der Hauptgrund für die schnelle Verringerung der gemessenen Aktivi­

tätswerte in der Luft (!). 

Durch das Ausfallen und/oder Auswaschen erfolgt am Boden zunächst eine 
relative Anreicherung der radioaktiven Substanzen: Aus einem großen Luft­

volumen werden die Su bstanzen in eine eng begrenzte Schicht auf der 

Erdoberfläche gebracht. 

Bq/rn3 lutt Bq/I Wau .. 

12 
7000 

}ü 

18 6000 

16 
5000 

14 

I} 4000 

10 
3000 

6 2000 

1000 

IHlIlf!'11 

(JutUni 1 5.86 8.586 

Radioaktive Belastung der Luft und des Regenwassers in Kassel durch 131J 

(nach Angaben der Hess. Landesanstalt für Umwelt) 
(Man beachte die unterSChiedlich gespreizten Skalen für Luft- und Wasserbelastung!) 

Kontakt mit radioaktiv belasteten Pflanzen, mit Wasser oder Boden (Sand) 

überträgt die radioaktiven Materialien auf die Hautoberfläche. Damit gelangt 

die Strahlung in unmittelbare Nähe des Körpers (oder bei im Sand spielenden 
Kindern über den Mund in den Körper). 

Derartige "Verunreinigungen" von Pflanzen können auch durch gründliches 

Waschen - wie von offizieller Stelle geraten wurde - nur zu einem geringen 
Teil entfernt werden. 

Bei den diesbezüglichen Empfehlungen (keine Kinder im Sandkasten; Gemüse 

waschen) darf jedoch nicht übersehen werden, daß die radioaktiven Materialien 

nicht auf der Oberfläche von Pflanzen oder der Erde verbleiben. Sie dringen, 

beschleunigt durch Niederschläge, in das Erdreich ein bzw. werden durch Blatt­

oberflächen in das Innere der Pflanzen aufgenommen. 

Umgekehrt gelangen auch radioaktive Stoffe aus dem Erdreich mit nicht-radio­

aktiven Nährstoffen in die Pflanzen (und in die weiteren Nahrungsketten). 
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Durch den Verzehr derartig "verunreinigter" Nahrungsmittel gelangen die 
radioaktiven Substanzen völlig unbemerkt (!) in den Körper, reichern sich 
unter Umständen in bestimmten Organen oder Körperteilen an und schädigen 
durch den radioaktiven Zerfall die ungeschützten Zellen. 
Eine wichtige Nahrungskette (insbesondere 
für Jod-131) geht über die Stufen: 
Luft - Gras - Kuh - Milch - Mensch 

Viele Schritte in Nahrungsketten führen 
zu Anreicherungen von radioaktivem 
Material, d.h. die Konzentration 
nimmt von Stufe zu Stufe zu. (Z.B. 
wurden in Fischen eine Anreicherung 
von Strontium-gO um einen Faktor von 
mehr als 20.000 festgestellt.) 

Wie im Kasten "Radioaktivität in der 
Nahrungskette" ausführlich dargestellt 
ist, verhalten sich unterschiedliche 
radioaktive Isotope chemisch und physio­
logisch völlig verschieden. Eine bloße 
Angabe der Belastung in Becquerel-Werten 
kann daher keine Auskunft über die 
tatsächliche Gefährdung geben. 

Radioaktivität in der Nahrungskette 

ENISSION - .ILUFT 

Zur direkten Belastung des Menschen durch Strahleneinwirkung von außen und 
Aufnahme von radioaktiven Nukliden durch die Atmung oder durch Trinkwasser 
kommt die bzgl. der Langzeitwirkungen mindestens ebenso bedeutsame Aufnah­
me mit der Nahrung (Ingestion) hinzu. Die Wege radioaktiver Substanzen 
durch verschiedene Nahrungsketten sind wenig erforscht; für bekannte über­
gänge (z.B. Pflanze-Tier) sind in der Strahlenschutzverordnung Transfer­
faktoren angegeben, die jedoch - wie bei der Abschätzung der Belastung des 
Menschen - von Norm-Bedingungen ausgehen und nur einen sehr groben Anhalt 
geben können. 
Von den zahlreichen radioaktiven Substanzen, die bei einem Reaktor-Unfall 
auftreten, werden im folgenden nur die häufigsten und bekanntesten näher 
betrachtet: 131J, 137CS und 90Sr 

131J (und andere Jod-Isotope) 

1. Wegen der kurzen Halbwertszeit von 8 Tagen spielt beim 131J der Weg 
Boden-Pflanze-... keine nennenswerte Rolle. Nach einer radioaktiven 
Belastung der Luft und anschließenden Niederschlägen kann man davon 
ausgehen, daß die Belastung von Pflanzen mit großer Oberfläche (Salat, 
Spinat) ähnlich hoch ist, wie die des Bodens. 
Die Bodenbelastung wird meist in Bq/m2 angegeben, die für Pflanzen 
in Bq/kg. Geht man davon aus, daß bei Kulturpflanzen etwa 1 kg pro mt 

wächst, so kommt man zu Werten, die in der gleichen Größenordnung 
liegen: 

-
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Bsp.: Nordhessen Boden 4000 - 10000 Bq/rn' (für 131J) 
(Anfang Mai 86) Salat 1000 - 5000 Bq/kg (für 131J) 

Für wesentlich höhere Bodenbelastungen und anderes Gemüse ergeben 
sich Belastungen für die Lebensmittel, die um den Faktor 10 bis 100 
niedriger liegen: 

Bsp.: Baden-Württembg. 
(Anfang Mai 86) 

Boden bis 120.000 Bq/rn' 
Radieschen ca.700 Bq/kg 

(für 131J) 
(für 131J) 

2. Oberflächlich anhaftendes 131J wird aber mit dem Gras und anderen 
Futterpflanzen von weidenden Tieren aufgenommen. Damit gelangt es in 
Milch und Fleisch. Für Milchkühe gibt es die folgende Abschätzung: 

Der Jod-spezifische Bq-Wert (bezogen auf 1kg Grünfutter) wird 
mit der Futtermenge pro Tag (ca. 65 kg) und dem Transferfaktor 0,01 
multipliziert. Daraus erhält man die Grö{3enordnung der zu erwar­
tenden Belastung der Milch: 
Bsp.: Westen der BRD Gras 1000 - 10000 Bq/kg (für 131J) 

5000 Bq/kg • 65 kg/Tag • 0,01 Tag/1 = 3200 Bq/l (für 131J) 
Da{3 die tatsächlich festgestellten Werte für Milch "nur" 400 Bq/l 
erreichten (für 13!J), hängt damit zusammen, da{3 die Rechnungen 
für reine Freilandhaltung gelten und für ein eingestelltes Gleich­
gewicht im Körper der Kuh. Glücklicherweise wurde von der Freiland­
haltung rechtzeitig abgeraten und auch Grenzwerte für die Milch 
festgesetzt. 

AG 

Für den Übergang ins Fleisch gibt es beim Rind den Transferfaktor 0,003 
(für131J). 

3. Da die menschliche Schilddrüse Jod benötigt, wird 131J hauptsächlich 
in der Schilddrüse abgelagert, wo es zu erheblichen Belastungen kommen 
kann. Eine verstärkte Anreicherung tritt in Gebieten auf, in denen Jod 
in der Umwelt (Böden, Wasser, Nahrung) knapp ist. Als Jodmangelgebiete 
gelten Süddeutschland und Teile der Mittelgebirge. Neben der Inhalation 
wird 131J hauptsächlich über die Milch aufgenommen. 
Da Kleinkinder und Kinder im Vergleich zu Erwachsenen und bezogen auf 
ihr Körpergewicht viel mehr Milch trinken, sind sie - bei sehr geringer 
Schilddrüsen-Masse weitaus stärker gefährdet. 

Die Strahlenschutzverordnung gibt für die Schilddrüsen-Dosis die 
folgenden Transferfaktoren an: 
Erwachsene: 0,05 mrem/Bq Kleinkinder: 0,4 mrem/Bq 
Andere Untersuchungen haben aber für Kleinkinder Faktoren bis zu 
2 mrem/Bq ergeben! 
Die Berechnung geht wie folgt: 
Bq/kg Milch • Literzahl • Transferfaktor mrem/Bq = mrem/kg Schilddrüse 
(Die Schilddrüse eines Neugeborenen wiegt ca. 1 g, die eines Erwach­
senen 15 - 20 g). 

Unter Berücksichtigung des von Strahlenschutzkommission und Bundesinnen­
ministerium festgelegten Grenzwertes für die 131J-Aktivität in der Milch 
mit 500 Bq ergibt sich, dap 

* bei einem durchschnittlichen Milchgenu{3 von 0,8 I Milch pro Tag 
beim Kleinkind eine Dosis von 160 mrem/kg aufgenommen wurde. 

Wie unsinnig bei organspezifischer Anreicherung die Angabe als Ganzkörper­
dosis ist, macht die folgende Überlegung deutlich: 

Ein Erwachsener wiegt im Mittel 70 kg, seine Schilddrüse 20 g. Das 
aufgenommene 131J sammelt sich zu über 90% in der Schilddrüse. Der 
Quotient Schilddrüsengewicht/Körpergewicht ist zugleich (etwa) der 
Anreicherungsfaktor bezogen auf die Schilddrüse: 

0.020 : 70 = 1 : 3500 (!) 
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4. 131J unterliegt wie nichtradioaktives Jod den Stoffwechselprozessen im 
Körper. Für dieses gilt eine biologische Halbwertszeit von ca. 4 Tagen; 
d.h. nach 4 Tagen hat die Hälfte der zu einem bestimmten Zeitpunkt aufge­
nommenen Jod-Menge den Körper wieder verlassen. Dadurch wird im Fa}] des 
131J die Wirk dauer im Körper verkürzt. 
Allgemein gilt für den Zusammenhang von physikalischer und biologischer 
Halbwertszeit (tpbY; tbio): 

tpby • tbio = teff 
tpby + tbio 

Für 131J ergibt sich damit eine effektive Halbwertszeit im Körper von 
(4 • 8) : (4 + 8) ~ 2,7 Tagen 

Wiederum wird bei dieser Rechnung abstrahiert von allem, was nicht der 
Norm entspricht. Auch geht in diesen einfachen Ansatz die wiederholte 
Aufnahme von 131J mit belasteten Nahrungsmitteln oder durch die Atmung 
nicht ein. 

5. Wegen seiner Halbwertszeit von 8 Tagen ist 131J bereits nach 8 Wochen 
(7 Halbwertszeiten) bis auf einen Rest von 1 % aus der Umwelt verschwunden. 
Längerlebige Jod-Isotope belasten unsere Nahrung aber weiter. Jedoch gilt 
auch für diese das oben ausgeführte zur Verweildauer im Körper. 

InCs (und andere Cäsium-Isotope) 

1. 137CS verhält sich - physikalisch wie biologisch - völlig anders als Jod. 
Wegen der Halbwertszeit von 30 Jahren haben wir auf Generationen mit diesem 
Belastungsfaktor für unsere Nahrung und unsere Gesund-
heit zu rechnen. Stellt 131J die Leitsu bstanz für 
die kurzfristige radioaktive Belastung dar, so 
benutzt man 137CS als Leitnuklid für die Langzeit­
belastung. 
Wegen seiner chemischen Ähnlichkeit mit Kalium und 
Natrium wird 137CS (wie auch 134CS) von den Pflanzen 
über die Wurzeln aufgenommen und reichert sich an­
schließend im Muskelfleisch von Nutztieren an. 
Durch Fleischverzehr kommt es in den menschlichen 
Organismus. 
Für den Übergang Boden-Pflanze-tierisches Fleisch 
gibt es folgende Transferfaktoren: 
Boden-Pflanze: 0,05 bezogen auf Bqjkg Boden und 

Bqjkg Pflanzen 
D.h., bei gemessenen Bodenbelastungen durch 137CS 
von 3000 - 5000 Bqjm2 (in Bayern) und einer, für 
die oberen 10 cm entsprechend zu erwartenden 
Belastung von 30 - 50 Bqjkg hat man in Pflanzen 
mit einer Aktivität von 

( 30 - 50 ) • 0,05 = 1,5 bis 2,5 Bqjkg 

Lammf.eisch 
strahlenbelastet 

LoncIon (dpa). Radioaktiv be­
lastetes Lammfleisch ist in 
Großbritannien rund vier Wo­
chen lang verkauft worden, be­
vor die Regierung am Wochen­
ende Einschränkungen bei der 
Vermarktung angeordnet hat. 
Wie britische Sonntagszeitun­
gen übereinstimmend berichten, 
wurden bereits am 16. Mai, 
knapp drei Wochen nach der 
Reaktorkatastrophe von 
Tschernobyl, Cäsiumwerte von 
über 1 000 Bequerel pro Kilo­
gramm Lammfleisch gemessen, 
ohne daß der Verkauf einge­
schränkt wurde. 

Das britische Landwirt-
schaftsministerium wies die 
Vorwürfe zurück, bereits früh­
zeitig über die starke Belastung 
informiert gewesen zu sein. 

Für Teile von Nordwales und 
Nordwestengland wurde nach 
neuen Messungen zum Wo­
chenende ein Verbot für Trans­
port und Schlachtung von Scha­
fen für drei Wochen angeordnet. 

zu rechnen. Für bestimmte Pflanzen liegen jedoch Ergebnisse vor, nach denen 
man von wesentlich höheren Tranfer-Werten auszugehen hat: 
Klee: 0,3 bis 33; Gräser: 0,2 bis 14; höhere Werte auch für Senf und Rüben. 
Wie Meldungen im Juni 1986 zeigten, ist der weitere Weg ins Fleisch (und in 
den Fisch) nicht nur vorprogrammiert sondern bereits im Gang. Bezogen auf 
die Belastung des Futtermittels findet hier eine effektive Anreicherung 
um den Faktor 2 und mehr statt. 

Pflanze-Tier: 0,03 bezogen auf die 137Cs-Aktivität pro kg Futter, multi­
pliziert mit der Futtermenge pro Tag (65 kg für das Rind) 
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Aus obigem Zahlenbeispiel folgt für eine Aktivität von 2 Bq (für 137CS) 
im Futter: 

2 Bq/kg Futter • 65 kg Futter/Tag • 0,03 (Tag/kg) = 3,9 Bq/kg Fleisch 
Dieser undifferenzierte Transferfaktor gilt jedoch praktisch für die wenig­
sten Nutztiere. Das IFEU (Institut für Energie- und Umweltforschung) hat 
z.B. die folgenden Werte ermittelt: 

Rind: 0,02 - 0,09 Schaf, Ziege: 0,1 Schwein: 0,2 - 0,6 
Kalb: 0,2 - 0,6 Geflügel: 0,4 - 4,5 (!) 

2. Im menschlichen Körper wird 137CS nahezu gleichmäl3ig verteilt. Das liegt 

A6 

an der oben erwähnten chemischen Ähnlichkeit mit dem Kalium, das in allen 
Zellen vorhanden ist und U.8. eine wichtige Funktion bei der Reizleitung 
der Nerven spielt. Die kritische Ganzkörperdosis von 30 mrem/ Jahr würde 
bereits durch eine Aufnahme von 137C8 mit einer Gesamtaktivität von 
14.000 Bq und 134CS mit 8000 Bq erreicht. Für Kinder müssen diese Werte 
durch 4 geteilt werden. - Als kritisches Organ gilt die Leber. 
Wegen der Einlagerung ins Muskelfleisch beim Menschen hat Cäsium eine 
wesentlich höhere biologische Halbwertszeit, als Jod: 70 - 80 Tage. 
Nach einer radioaktiven Verseuchung tritt das Maximum der Belastung von 
Tieren und Menschen also erst mit zeitlicher Verzögerung auf. 

3. 137CS ist zwar gut wasserlöslich, verbleibt aber unter den meisten Boden­
verhältnissen lange Zeit in den oberen, pflanzenverfügbaren Schichten. 
Saure (bzw. versauerte) Böden erhöhen die Aufnahme durch Pflanzen. 
Gleiches gilt für nährstoffarme Böden (vgl. Jodmangelgebiete). 
Sinkt 137CS in den genutzten Trinkwasser-Horizont ab, so kommt es über 
unsere Wasserversorgung wieder in die Nahrung(skette). 
Auswaschung und Abflul3 führt zu einer Belastung der Meere und der darin 
lebenden Organismen. Bereits bei vielen Chemikalien und Schwermetallen 
hat sich die Anreicherungsproblematik in diesem Bereich drastisch gezeigt. 

·Sr (und andere Strontium-Isotope). 

1. Im Unterschied zu 131J und 137CS, die als hoch radiotoxisch gelten, zählt 
90Sr zu den äul3erst toxischen Radionukliden. Das hängt einerseits mit seiner 
Halbwertszeit von knapp 30 Jahren zusammen, andererseits damit, dal3 es mehr 
als 10 mal so gut von Pflanzen aufgenommen und nach dem raschen Einbau (an 
Stelle von Ca - Kalzium) nicht mehr ausgeschieden wird. 
Eine biologische Halbwertszeit kann beim Menschen nicht angegeben werden. 
Praktisch alles aufgenommene 90S r verbleibt im Körper. 
Wegen der Verwandtschaft zum Ca, das den (kationischen) Hauptbestandteil 
von Knochen, Knorpeln und Zähnen bildet, und nahezu gleichem chemischen 
Verhalten ergeben sich auch - gegenüber dem radioaktiven Cäsium - wesent­
lich höhere Transfer-Faktoren (wegen der Berechnungsvorschriften vgl.o.): 

Boden - Pflanze: 0,4 (statt 0,05 beim 137 Cs) 
bis 9,8 beim Gras (IFEU) 

Pflanze - Tier: . 0,0006 
bis 0,008 beim Schwein (IFEU) 

Futter - Milch: 0,002 

2. 90Sr reichert sich naturgemäl3 in den Knochen an und kann mit dem Knochen­
mark ein wichtiges blutbildendes Organ schädigen. Als Folge kann Leukämie 
auftreten - bei Uranbergarbeitern und Kraftswerksbeschäftigten bereits über­
durchschnittlich festgestellt. 
Besonders in Phasen erhöhten Ca-Bedarfs wird 90Sr vermehrt aufgenommen: 
z.B.in der Wachstumsphase von Kindern und Jugendlichen. 
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7. Die Sache mit den Grenzwerten 

Ist von Grenzwerten oder Toleranzwerten für radioaktive Belastungen die Rede, 
so werden diese meist so mißverstanden, daß Dosiswerte unterhalb der genannten 
Grenzwerte unschädlich seien - zumal die Grenzwerte, wie vom Gesetzgeber be­
teuert wird, ja schon auperordentlich niedrig sind. 
Diese Annahme ist völlig falsch: 

Jede noch so geringe (Erhöhung der) StrahlenbeIastung 

ist schädlich! 
Ein Grenzwert war und ist stets eine Angabe, die besagt, welches Risiko -
welche Schädigungsquote also - der Gesetzgeber bereit ist zu tolerieren, um ein 
bestimmtes Ziel zu erreichen (z.R. den Betrieb von Kernkraftwerken). 
Die Entscheidung über Grenzwerte wird zwar mit naturwissenschaftlicher 

Assistenz getroffen (oder revidiert), ist aber dennoch eine politische 

Entscheidung. Wenn unterschiedliche Behörden oder Ministerien - wie bei­

spielsweise nach dem Reaktorunfall in Tschernobyl - unterschiedliche 
Grenzwerte nennen oder festsetzen, so drückt dies nichts anderes aus, als 

"unterschiedliche Risikobereitschaft lt
• 

Welche Fehleinschätzungen bei der radioaktiven Gefährdung getroffen wurden, 
dokumentieren folgende Beispiele: 

- Kurz nach 1900 galten noch 2500 Röntgen pro Jahr als unschädlich, 
- 1930 glaubte man, 50 Röntgen pro Jahr tolerieren zu können, 

- 1948 setzte der Gesetzgeber den Wert auf 15 Röntgen pro Jahr herab. 
- Heute ist der Grenzwert gespalten: 

* 5 rem pro Jahr für beruflich Strahlenexponierte (z.B. Beschäftigte 
in einem Kernkraftwerk), 

* für alle anderen Menschen 0,03 rem pro Jahr (bei Bestrahlung des 
ganzen Körpers). 

Zu berücksichtigen ist bei der Grenzwert-Diskussion, daß die meisten Überle­

gungen und Risikoabschätzungen von einem erwachsenen, gesunden, normalge­
wichtigen Mann (!) ausgehen. Säuglinge, Kinder, Schwangere und Menschen mit 

labiler Gesundheit sind deutlich stärker gefährdet. 

Nach dem bisher gesagten sollte deutlich geworden sein, daß die Aktivitäts­
angabe in Becquerel nichts über die (Un-)Gefährlichkeit radioaktiver Strahlung 
aussagt und es einen einfachen Umrechnungsfaktor von Aktivitätsangaben in Bq 
auf Angaben der Belastung in rem (bzw. SV) nicht gibt. 
Zur Umrechnung sind tabellierte Erfahrungswerte erforderlich, die z.T. recht 

vage sind, da sie in komplexer Weise von der Größe und dem Zustand eines 
Organismus oder eines betrachteten Organs (z.B. der Schilddrüse oder der 

Keimdrüse), von der Art des (durch Nahrung, Wasser oder Luft) aufgenommenen 
radioaktiven MaterialA, aber auch von den Reaktionen des Körpers (Anreicherung 
oder zeitlich anhängige Ausscheidung) abhängen. 

• 
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10 - 9 = 1? Was die Zahlen verschweigen 

"Rad.ioaktivität deutlich zurückgegangen - Entwarnung", so hörte man es Anfang 
Juni 1986 in den Medien. Minister und andere Politiker beriefen sich auf nied­
riger werdende Bq-Mepwerte in Nahrung, Wasser und am Boden - zurecht? 

Zunächst ist eine Angabe von Bq, also Zerfälle pro Sekunde bezogen auf ein 
Volumen, eine Masse oder eine Fläche ein scheinbar objektives Map, aber auch 
ein wertloses, wenn es nicht nach den verschiedenen radioaktiven Isotopen 
spezifiziert ist: 

1000 Bq bedeutet, dap pro Sekunde 1000 Atome einen Schritt in der 
radioaktiven Zerfallsreihe gegangen sind, und dap dabei irgendwelche 
Strahlung (!) emittiert worden ist. über. die Menge an radioaktiven 
Su bstanzen und deren "Qualität" sagt diese Angabe nichts! 

1000 Bq - verursacht durch 131J mit einer Halbwertszeit von 8 Tagen bedeutet: 
- nach 8 Tagen ist nur noch die Hälfte des radioaktiven 131J vorhanden, 
- nach 8 Tagen ist die Aktivität auf einen Wert von 500 Bq zurückgegangen, 
- während dieser 8 Tage fanden in jeder Sekunde im Mittel ca. 700 Zerfälle 

statt. 
- Daraus läßt sich auf die Ausgangsmenge des 131J schließen: 

8 Tage = 8 • 24 • 60 • 60 Sekunden = 691.200 Sekunden. Bei im Mittel 700 
Zerfällen pro Sekunde ergibt dies ~ 484 Mio Zerfälle. 

- Da dies der Hälfte des vorhandenen radioaktiven Atome entspricht, waren 
zu Beginn 2 • 484 • 106 ~ 109 Atome 131J vorhanden. 

1000 Bq - verursacht durch 13'7CS mit einer Halbwertszeit von 30 Jahren bedeu-
det hingegen: 

- im Mittel ebenfalls 700 Bq - aber über die ersten 30 Jahre, 
- insgesamt also (30 • 365 • 24 • 60 • 60) • 700 Zerfälle ~ 6,6 • 1011 

- oder, multipliziert mit 2, für den Zerfallsbeginn 1,3 • 10u Atome 13'7CS. 

- Entsprechendes gilt für 90Sr. 

Ganz abgesehen von den verschiedenen Anreicherungsfaktoren für bestimmte 
Organe und von den effektiven Halbwertszeiten im Körper (Sr > > Cs > J) und dem 
ebenfalls unterschiedlichen Verhalten und Verbleib in der Umwelt ergibt sich 
für die radioaktive Belastung: 

~ B_9 ___ _ 

in der ersten Woche 
in der ersten Woche des 

folgenden Jahres 

Tur 131.1 

ca. 5 • 108 

~ 0 

Tur 137CS 

ca. 6 • 108 

ca. 6 • 108 

Berücksichtigt man, daß Schäden auf Zellebene von der Gesamtzahl der radio­
aktiven Strahlungsereignisses abhängen, so wird klar, daß blOße Bq-Angaben 
(z.B. für die Verseuchung von Lebensmitteln nichts über die mögliche Gefährdung 
aussagen. 

Noch krasser sind die Verhältnisse beim langlebigen 239PU. Wegen dessen Halb­
wertszeit von 24.400 Jahren entspricht 1 Bq - verursacht durch Plutonium 

(24.400 • 365 • 24 • 60 • 60) • 0,7 • 2 ~ 10u Atomen 239PU. 
D.h. erst die l{}6-fache Anzahl 239PU Atome bewirkt die gleiche Anfangsstrah­
lung, wie eine bestimmte Anzahl 131J-Atome! Dafür hält die Plutonium-Strahlung 
für jeden von Menschen überschaubaren Zeitraum an, und Plutonium ist zudem 
das stärkste bekannte Zellgift, aggressiver als jedes bekannte Schwermetall, 
besonders, wenn es aus Aerosolen mit der Atmung aufgenommen wird. 
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8. Nachweismethoden für Radioaktivität 

Hinweis: Ausführliche Darstellungen von Nachweismethoden finden sich in vielen 
Physik-Lehrbüchern und u.a. im Themenheft "Radioaktivität rr der Zeit­

schrift Naturwissenschaften im Unterricht - Physik/Chemie, 83. Jahr­
gang (1985), Heft 9 

Aussagekräftige Messungen von Radioaktivität in der Umwelt können in der 
Regel mit schulisch vorhandenen Meßgeräten nicht vorgenommen werden. Die 
zur Verfügung stehenden Geigerzähler messen die Gesamt-Gamma-Aktivität 
und einen Teil der Beta-Aktivität, lassen aber keinen Rückschluß auf die 
vorhandenen Isotope und deren Konzentration zu. 

Funktionsprinzip des Zählrohrs: 

In einem dünnwandigen Metallrohr befindet sich ein Edelgas unter vermin­
dertem Druck, zusammen mit Anteilen Halogengas (als Löschsubstanz). Auf 
der einen Seite ist das Rohr mit einem strahlendurchlässigen Fenster ver­
schlossen (z.B. aus Glimmer), von dem anderen Ende reicht ein zentrierter 
Metalldraht, isoliert gegen das Metallrohr, in den Gasraum. 

(-) 

T 
(-) 

Schnitt durch ein einfaches Zählrohr 

dünnes Fenster 

radioaktive 
Strahlung 

Tritt durch das Fenster Strahlung ein, so kommt es zur Ionisation des 
Füllgases. Bei einer angelegten Spannung (Metallhülse als Kathode) von 
einigen Hundert Volt erfolgt dann ein kurzer Stromstoß (Entladung). 
Widerstände im äußerem Stromkreis unterbrechen die Gasentladung wieder. 
Verstärker wandeln die Impulse entweder in zählbare Signale um oder 
in Knack-Töne, die über einen Lautsprecher hörbar gemacht werden. 

Technisch werden neben verschiedenen Varianten des Geiger-Zählers folgende 
Meßvorrichtungen benutzt: 

Ionisationskammern, Szintillationszähler, Festkörperdetektoren und 
hochauflösende Frequenzanalysatoren. 

-
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Bei allen radioaktiven Zerfällen, bei denen Gamma-Strahlung emittiert wird, 
kann diese zur qualitativen und quantitativen Bestimmung der vorhandenen 
Isotope benutzt werden. Da (elektromagnetische) Strahlung gequantelt ist, 
besitzt jeder radioaktive Gamma-Strahler ein chrakteristisches Gamma-Spek­
trum. Mit dem Nachweis bestimmter Frequenzen können so Isotope bestimmt 
werden. Die Strahlungsdichte ist wiederum direkt der vorhandenen Atommenge 

proportional. 

Beta- und Alpha-Strahlung tritt nicht isotopen-charakteristisch auf. Bei 
fehlender Gamma-Strahlung müssen erst die Folgeprodukte chemisch isoliert 
und gesondert untersucht werden. Dies trifft u;a. auf das wichtige 90Sr zu, 
das ohne Emission von Gammstrahlung (und dazu noch langsam) zu Yttrium-90 
zerfällt. Letzteres ist jedoch schwer chemisch zu isolieren und zu messen. 
Aus diesem Grund kamen nach dem GAU in Tschernobyl auch erst recht spät 
die ersten Werte für die 90Sr -Aktivität an die öffentlichkeit. 

Radioaktivität sichtbar machen -
ein ho:f:fentlich nicht wiederholbarer Versuch 

aus Info-Nr.5 der Abteilung Chemie des Hessischen Instituts für Lehrerfortbildung, Frankfurt 
vom 6. Juni 1986; Redaktion: wolfgang Münziger 

Sich der von Henri Becquerel (1852 - 1908) nachgewiesenen "Uranstrahlen" 
mit Photoplatten erinnernd, wurde am Freitag, 16.5.86, 11 Uhr bis Montag, 
19.5.86, 9 Uhr ein 27-Din-Schwarz-Wei(3-Film in der Dunkelkammer mit einem 
Salatblatt belegt. Das Salat­
blatt stammt aus der Gegend 
Raunheim/Flörsheim. Die licht­
empfindliche Schicht des Films 
wurde mit einer Glasplatte 
dicht an das Salatblatt ge­
drückt. Nach der angegebenen 
Zeit wurde der Film zum Foto­
händler gegeben und wie jeder 
andere Film dieser Empfind­
lichkeit und Marke (Ilford) 
entwickelt. Heraus kam dieses 
Ergebnis. 

.. 

, 

Das Salatblatt war trocken. Da es vorher geregnet hatte, können die 
schwarzen Punkte eine aus den Regentropfen herrührende Aufkonzentrie­
rung der radioaktiven Stoffe sein. Die Grauschleier können durch die Ober­
fläche aufgenommenes Jod sein, das feinverteilt stahlte. Eine andere Auf­
fassung, nämlich da(3 die Grauschleier von der "Chemie" der Pflanze her­
rühren, konnte nicht bestätigt werden, nachdem der Versuch vom 23.5. bis 
26.5.86 nochmal wiederholt wurde: Sowohl Grauschleier wie auch andere 
Strahlenspuren fehlten. 
Untersucht wurden auch Flieder, Gras, Spinat und Sand. Alles zeigte 
deutliche Spuren von Radioaktivität. 
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B. Kernkraftwerke 

1. Die vier wichtigsten Reaktortypen: 

1.1. flruckwasser-Reaktor: 

r;=.=======:"1 Turbine 

Dampferzeuger 

Brennelemente 

kreislauf 

Wasserk reislauf 

Brennstoff: leicht angereichertes 
Uran 

Kühlung Wasser 
Moderator Wasser 
189 Anlagen weltweit in Betrieb 

Generator 

Kondensator 

Der Druckwasserreaktor ist der derzeit mit Abstand am weitesten verbreitete 
Reaktortyp in Ost und West. 

Seine Bauweise ist sehr kompakt, weil einfaches Leitungswasser eine Doppel­
aufgabe übernimmt: 

- einerseits die Kühlung der Brennstäbe (und den Transport der entwickelten 
Wärme), 

andererseits die Abbremsung (Moderation) der Neutronen auf eine Geschwin­
digkeit, die zur Spaltung der Uran-Atome notwendig ist. 

Der Nachteil dieses Reaktortyps liegt darin, da~ er lediglich mit IUU betrie­
ben werden kann. Dieses ist im Natururan aber nur zu 0,7% enthalten und 

mu~ auf einen Gehalt von rund 3% angereichert werden. Die hierzu notwendige, 
(auch finanziell) sehr aufwendige Technik wurde bereits im Zusammenhang mit 

dem Bau der ersten Atombomben entwickelt und wird von den Atomwaffen­
staaten heute noch dazu genutzt. 

Gefahr besteht beim Druckwasserreaktor dann, wenn die Kühlung ausfällt. 

Sofortiges Abschalten alleine hilft nicht, weil die Brennstäbe durch ihre 
starke Radioaktivität nachglühen. Eine Notkühlung ist erforderlich, da sonst 
ein Kernschmelzunfall droht. 

Ein gro~es Risiko stellt auch der hohe Druck (ca. 170 bar) dar, mit dem das 
Kühlwasser zirkuliert. Für das Druckgefä~ selbst ist keinerlei Berstschutz 
vorgesehen, seine Wände müssen (!) halten. 

11 
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1. 2. Si edewasser-Reaktor: Brennstoff: leicht angereichertes Uran 
Kühlung Wasser 
Moderator : Wasser 
79 Anlagen weltweit in Betrieb 

Turbine 

Druckgefäß 

Konden so tor 

Dieser Reaktor-Typ kommt ohne Dampferzeuger aus und ist deshalb ein­
facher gebaut, als der Druckwasser-Reaktor. Der Dampf wird bereits im 

Druckgefäß produziert und fließt direkt zur Turbine. 

Für die Elektrizitätsfirmen ist diese Tatsache finanziell interessant, denn 
Dampferzeuger - im Fall von Biblis: vier 20 m hohe Stahlbehälter - sind 

relativ teuer. 

Diesem ökonomischen Vorteil steht jedoch der Nachteil gegenüber, daf3 mit 
dem Dampf, der im Druckbehälter entsteht, auch Radioaktivität bis in die 
Turbine gelangt. Möglicherweise aus einem Leck entweichender Dampf ist 
demnach radioaktiv. Aus diesem Grund ist dieser Reaktor-Typ gegenüber 

dem Druckwasser-Reaktor ins Hintertreffen geraten. 

Der Siedewasser-Reaktor ist ebenso empfindlich gegen einen Ausfall der 
Kühlung wie der Druckwasser-Reaktor. Eine zusätzliche Gefahr droht von 
radioaktiven Lecks im Tubinenbereich. Dafür ist die Brenngefahr relativ 
geringer, da der Siedewasser-Reaktor mit einem Kühlwasserdruck um 80 bar 

betrieben wird. 
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1.3. Gasgekühl ter Reaktor: 

Druckgefäß 

Brennelemente 
Heliumkreislauf 

Dampf­
erzeuger 

kreislauf 

32 

Brennstoff: Natururan oder angereichertes 
Uran 

Kühlung Kohlendioxid oder Helium 
Moderator Graphit 
29 Anlagen weltweit in Betrieb 

Turbine 
Generator 

Kondensator 

Der gasgekühlte Reaktor stammt als Typ aus der Pionierzeit der friedlichen 
Nutzung der Kernenergie, wurde überwiegend in Frankreich und England 

betrieben und in den 70er Jahren von amerikanischen Wasser-Reaktoren 
verdrängt. 

Aus dem gasgekühlten Reaktor wurde der Hochtemperatur-Reaktor weiter­
entwickelt. Seine Brennelemente bestehen nicht aus urangefüllten 
Meta11stangen, sondern aus Graphitkugeln, die kleine Uran-Teilchen ent­
halten. Die etwa faustgrbtJen Kugeln, die sich im DruckgefätJ befinden, 
heizen das Edelgas auf 750 - 900 oe auf, wenn die Kettenreaktion in 
Gang gekommen ist. 
Über einen Dampferzeuger wird dann eine Turbine betrieben. 

In der Bundesrepublik ist der erste Reaktor dieses Typs (300 Megawatt) in 
Hamm/Uentrop ans Netz gegangen. 

Der Hochtemperatur-Reaktor gilt zur Zeit (!) als einziger Reaktor-Typ, der 

gegen Kernschmelze gefeit ist: hitzeempfindliches Metall ist nicht vorhanden, 

der Graphitmantel hält Temperaturen bis fast 4000 oe aus, solange er nicht 

mit Sauerstoff in Kontakt kommt. AUßerdem bleiben die Uranteilchen his 

2300 oe im festen Zustand. Sicherheit gegen Kernschmelze, so die Betreiber, 

gäbe es nur für kleinere Anlagen his 300 Megawatt (vgl. B2 i, S.52). 

Optimal arbeitet ,der Hochtemperatur-Reaktor aber nur mit hochangereicher­

tem Uran, also jenem Material, aus dem Atombomben hergestellt werden. 

• 



33 

1.4. Brut-Reaktor. Brennstoff: Natururan, Abfalluran 

Druckgefäß 

Brenn­
elemente 

Kühlung Natrium 
Moderator Keiner 
6 Anlagen weltweit in Betrieb 

Generator 

Erster Nattiumkreislauf Dampfkreislauf 
Kondensator 

Die Brutreaktor-Technologie (Brüter) wurde als Alternative zu den o.g. 
Reaktortypen entwickelt, da angesichts des stürmischen Ausbaus der Wasser­
Reaktoren die baldige Erschöpfung der Uran-Weltvorräte prophezeit wurde. 
Der Brüter zeichnet sich dadurch aus, dafa er aus der Abfallsorte Uran-238, 
welches in den anderen Reaktor-Typen nicht verwertet werden kann, Pluto­
nium brütet und aus diesem Energie und Strom erzeugt. Da hunderttausende 
Tonnen des 238U-Abfalls auf Lager liegen, gibt es kein Rohstoffproblem. 
Der Brüter arbeitet im Gegensatz zum Druckwasserreaktor mit schnellen 
Neutronen und benötigt keinen Moderator zum Bremsen der Neutronen. 
Die Schwierigkeit liegt in der Steuerung: Wenn das Kühlmittel durch ein 
Leck versickert, bleibt der Reaktor nicht mangels Moderator stehen, sondern 
überhitzt sofort. Zudem ist das Kühlmittel Natrium leicht brennbar. 
In Kai kar , wo der erste deutsche Gro/3brüter gebaut wurde, kam es schon 
vor Inbetriebnahme zu mehreren Natrium-Bränden. 

Dach: SterD-serie: Ato.-AD,st. Stern Hr. 22 VO. 22.5.1986, S. 18/19 

Anmerkung: Brüter-Technolgie und Wiederaufarbeitung sind notwendig mit­
einander gekoppelt. Auf die Gefahren dieser Technologie 
hat bereits R. Jungk vor mehreren Jahren aufmerksam gemacht, 
und seine Argumentation mit schwerwiegenden Berichten aus 
der französichen WAA Le Hague und der englischen WAA 
Sellafield (vormals Windscale, vormals Calder Hall) belegt. 
Die aktuelle Auseinandersetzung um die WAA Wackersdorf 
kann - wahrscheinlich auf Jahre hinaus - in den Medien ver­
folgt werden. 

:81 
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2. "Störfälle" in Kernkraftwerken (Beispiele): *) 

Von Harrisburg über Tschernobyl bis Biblis ... 

2.l.Welche Gefahren drohen beim Betrieb eines Kernkraftwerkes? 

Hierbei muß man zwischen der regulären radioaktiven Emission im Normalbetrieb 
und den verstärkten Emissionen unterscheiden, die bei Un~ällen auftreten 
können. 

Normale Emissionen erfolgen teils mit den Abgasen über den Schornstein (z.B. 
radioaktives Jod u.a.), teils über das Abwasser (insbesondere Tritium). In der 
Regel liegt die dabei auftretende Radioaktivität deutlich unter dem Wert der 
natürlichen Radioaktivität. Wie in A.5 und A.6 bereits ausgeführt, liegt die 
Hauptgefahr jedoch nicht in der momentanen Strahlung (von aUßen) der radio­
aktiven Substanzen, sondern in ihrer Aufnahme in den Körper (Inkorporation). 
Außerdem reichern sich viele radioaktive Stoffe über die Nahrungsketten an, so 
daß es im Organismus zu erheblich höheren Strahlenbelastungen kommen kann. 
Deshalb sind die "regulären", d.h. gesetzlich zugelassenen radioaktiven Emis­
sionen keineswegs zu vernachlässigen. 

Dramatisch kann die Situation bei einem Unfall werden. 
Als gröpter anzunehmender Unfall (GAU) wird von seiten der Kraftwerksbetreiber 
ein Rohrbruch im Primärkreislauf angesehen. In diesem Fall würde radioaktiv 
verseuchtes Wasser in das Reaktorgebäude strömen und durch den Druckabfall 
schlagartig verdampfen. Der Reaktor würde bei einem solchen Unfall automatisch 
abgeschaltet, doch müßten nun die vorhandenen Notkühleinrichtungen einsetzen, 
um die durch radioaktiven Zerfall weiterhin produzierte Nach-Wärme abzuführen. 

Beim Ausfall aller Notkühlsysteme - in diesem Fall spricht man von einem 
Super-GAU - würde der Reaktorkern unweigerlich schmelzen; die glühende Masse 
würde den Druckbehälter durchdringen, sich möglicherweise durch den Boden 
der Betonkuppel hindurch ins Erdreich hineinfressen und die Umgebung radio­
aktiv verseuchen. 

Darüber, wie ein solcher Unfall ablaufen kann, gibt es nur vage Vermutungen. 
Die Wahrscheinlichkeit für das Eintreten eines solchen Katastrophenfalles wird 
von dem, im Auftrag der amerikanischen Regierung durchgeführten RASMUSSEN­
Bericht als "wesentlich unter den anderen Risiken unserer Zivilisation" 
angesehen. 
Die Ergebnisse des Rasmussen-Berichts sind allerdings sehr umstritten, da z.B. 
eine Studie der Amerikanischen Physikalischen Gesellschaft ein größeres Risiko 
und dementsprechend höhere Folgeschäden im Fall eines Super-GAU vorhersagt. 

Schwer abschätzbar ist auch die Gefahr, daß ein Unfall durch Flugzeugabsturz, 
Sabotage oder durch eine Nuklear-Rakete herbeigeführt wird. Anfang der 80er 
Jahre haben amerikanische Wissenschaftler den letztgenannten Fall für den 
"künftigen Kriegsschauplatz Westeuropa " "vorsichtig durchgerechnet". Sie kamen 
zu dem Schluß: 

"Die Attacke auf einen einzigen Reaktor mit einer einzigen Atomwaffe würde 
einen bedeutenden Teil von Europa verwüsten." 

Die beiden Atomphysiker Steven A. Fetter und eosta Tsipis vom Massachusetts 
Institute of Technology haben "diesen Fall der Fälle am Beispiel des Kernreak­
tors Neckarwestheim bei Heidelberg durchgespielt: Ein Angriff auf einen Reaktor 
im Rhein-Main-Gebiet würde ein Drittel des Gebietes der Bundesrepublik unbewohn­
bar machen." 

*) Dokumentiert nach Presse-Agentur-Meldungen 

• 
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Die Radioaktivität eines Reaktors von einem Gigawatt, kombiniert mit einer 
thermonuklearen Bombe von einer Megatonne, würde viel verheerender sein als 
die Explosion der Bombe allein. Die Todeszone unmittelbar nac.h dieser kombi­
nierten Explosion wäre um mindestens ein Drittel größer, als wenn nur die Bombe 
explodiert wäre: Die Autoren schätzen das Gebiet, in dem alles Leben sofort 
ausgelöscht wird, auf etwa 750 bis 800 km2 • Die Langzeitwirkungen seien noch 
gravierender, weil die Strahlung des völlig geschmolzenen Reaktorkerns viel 
langlebiger ist als die Radioaktivität einer Bombe: Noch nach einem Jahr wäre 
ein Viertel des Gebietes der Bundesrepublik einer Strahlendosis ausgesetzt, die 
zehnmal so hoch jst wie der Maximum-Wert, den die US-Behörden für bewohnte 
Gebiete für zulässig erklären. Und noch ein Jahrhundert lang wäre ein Gebiet 
von etwa 250 km2 verseucht. 
Nicht nur das Gebiet der Bundesrepublik wäre betroffen, wenn am Neckar eine 
Bombe auf den Reaktor niedergeht: Je nach den Windverhältnissen könnte sich 
die gefährliche Strahlenzone nach einem Monat bis Großbritannien ausgeweitet 
haben. 

Die Autoren im Wortlaut: "Beim Nac.hdenken über solche Verheerungen sollte man 
sich daran erinnern, da{J in Mit tele uropa, wo die Bevölkerungsdichte sehr gro{J 
ist, Atomreaktoren nicht sehr weit von militärischen Einrichtungen entfernt 
liegen. Die Möglichkeit, daß eine Nuklearwaffe, die auf ein militärisches Ziel 
gerichtet war, auch einen nahe gelegenen Reaktor zerstört, ist deshalb nicht 
von der Hand zu weisen. II Außerdem sollte man bedenken, daß der von den Reak­
toren erzeugte Atommüll zunächst in Lagern aufbewahrt wird, die beim Reaktor 
liegen. Dadurch könnte Radioaktivität freigesetzt werden, die zweimal stärker 
ist, als des Reaktorkerns. Und weiter: Da die Reaktoren oft paarweise konstru­
iert werden und nahe beieinander stehen, vervielfache sich die Gefahr. "Alle Um­
stände zusammengenommen, so die Wissenschaftler, könnten die angenommenen 
Verheerungen und die langfristig \rerseuchten Gebiete etwa zweimal bis sechsmal 
so groß se.in, wie die im Fall Neckarwestheim kalkulierten Folgen". 

(nach: M. Buchholz: Ein Drittel der BRD unbewohnbar .... Die Neue vom 5.5.1981, 5.1) 

Einige Beispiele: 

Am 28. März 1979 ereignete sich im Druckwasserreaktor Thrce Mile Island 2 in 
Harrisburg der bis dahin sc.hwerste Reaktorunfall. Er entstand nicht durch einen 
spektakulären Fehler, sondern durch ein zufälliges (!) Zusammentreffen mehrerer 
kleiner, für sich genommen harmloser technischer Pannen, verbunden mit falschen 
menschlichen Reaktionen. 
Es kam zu einer kurzzeitigen Überhitzung des Kerns, die genügte, um im 
Druckbehälter eine größere Wasserstoffblase zu erzeugen. Diese Wasserstoff­
blase drohte tagelang, den Kern trockenzulegen. Daß es nicht dazu kam, 
war ein ebensolcher Zufall, wie der Eintritt des Ereignisses (ausführlicher 
siehe R. DeI Tredici 1982). 

Die Bewertungen des Reaktorunfalls von Harrisburg waren sehr unterschiedlich 
und wurden nicht selten zum Musterfall beschönigend gedrechselter Erklärungen. 
Für die Atom-Lobby in den USA war der .Reaktorunfall kein "Unfall" sondern nur 
eine "normale A.berration rr (Abweichung) bzw. eine "anormale Evolution", und sie 
ließ in einer "Goodwill-Kampagne ... , die Amerika vom Wei{Jen Haus bis in die 
Provinz wieder auf Kernenergie einschwören" .sollte, verbreiten, daß der Stör­
fall (!) in Harrisburg jederzeit beherrscht wurde und ohne ernsthaften Schaden 
für die Menschen- und Umwelt blieb (vgl. Deckel drauf. Spiegel Nr.13 vom 24.3.80, 
S. 260 ff.). 
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Ähnlich beschwichtigend beurteilten die bundesrepublikanischen Kernkraftwerks­
betreiber und ihre Interessenorganisationen den "Störfall" in Harrisburg. Für 
sie stand schon wenige Tage danach fest, "daß manches undramatischer war, als 
ursprünglich geschildert" und es vor allem "Kommunikationsprobleme zwischen den 
für die Bewältigung des Störfalls zuständigen Ingenieuren" gewesen seien, die 
"zur Verunsicherung bei Regierungsstellen und Bevölkerung" geführt hatten (vgl. 
Der Informationskreis Kernenergie stellt zur Diskussion: "Mit dem Risiko leben?" 
Eine Zusammenstellung von Berichten, Kommentaren und Analysen zum Harrisburg­
Reaktor-Unfall, Bonn, April 1979). 

Während die Atom-Lobby den Grund für die zunehmende Verunsicherung der Bür­
ger bzgl. der Kernenergie in der "Kommunikations-Konfusion" sah, erklärte die 
Regierungsseite, daf3 sie in der Vergangenheit versäumt habe, "dem Bürger die 
Kernenergie, vor allem aber die friedliche Nutzung der Kernenergie, in einer 
Form nahezu bringen, die zu einer öffentlichen Akzeptanz geführt hätte," und 
sie versicherte, daf3 man nunmehr verstärkt daran ginge, "dem Bürger offen und 
völlig wahrheitsgemäß (zu) sagen, wie die Technik funktioniert, warum sie 
funktionieren kann und mit welchem Risiko zu rechnen ist". (Dr. Günter Hart­
kopf, Staatssekretär im Bundesinnenministerium im Interview mit "Bild der 
Wissenschaft", Nr.6/1979, S. IV). 

Daf3 das Risiko (das man der Bevölkerung zumutet,) sehr klein ist, wurde damit 
begründet, daf3 ein Unfall wie in Harrisburg "so nicht" passieren könnte, weil 
die bundesrepublikanische "Sicherheitsauslegung ganz anders strukturiert" sei 
(Dr. Hartkopf, a.a.O., S. VIII). Und darüber hinaus, so der Leiter der Abtei­
lung "Reaktorsicherheit, Sicherheit sonstiger kerntechnischer Anlagen, Strah len­
schutz" im Bundesinnenministerium, Wilhelm Sahl, "wäre das Kernkraftwerk 
Harrisburg bei uns nicht genehmigt worden" (vgl. das o.g. Interview, S. IX). 

Bedeutet die "Tatsache, daß bundesdeutsche Kernkraftwerke höheren Sicher­
heitsanforderungen genügen müssen als amerikanische Reaktoren ", daß die 
bundesdeutschen Kernkraftwerke sicherer sind (vgl. den "Störfall" in Biblis, 
siehe B2 h)? In "Bild der Wissenschaft" (Nr. 6/1979) führte der ehemalige 
Atommanager Traube dazu aus: 

Es gibt keine Sicherheit in einem absoluten Sinn; man kann nie 
völlig ausschlief3en, daf3 etwas Unvorhergesehenes passiert. Wenn 
man Sicherheit überhaupt definieren wollte, mÜf3te man ihr eine 
Art Wahrscheinlichkeit zuweisen. ( ••• ) 
In der Regel stellt man bestimmte Sicherheitskriterien für eine 
Anlage auf, und die müssen nach dem Stand von Wissenschaft und 
Technik erfüllt werden. Der Fachmann nennt diese Methode deter­
ministisch. 
Wenn man diesem Vorgehen zustimmt, fragt man nicht mehr danach, 
wie grof3 denn nun eigentlich die Wahrscheinlichkeit ist, daf3 
trotz dieser Sicherheitsbegutachtung Anlagen irgendwelche Unfäl1e 
verursachen, die nicht vorgesehen waren. 

bild der wissenschaft: Die meisten Vorkommnü~se und Störfälle in 
unseren Kernkraftwerken sind letzlieh erklärbar. Sie haben einen 
Platz im naturwissenschaftlich-technischen Erklärsystem. Inso­
fern können sie eigentlich nicht unvorhergesehen sein. 

Traube: Doch, es ist ein Unterschied, ob Sie im nachhinein analy­
sieren, wie etwas abgelaufen ist und das erklären können, oder 
ob Sie von vornherein analysiert haben und damit die Folgen be­
grenzen. Wenn Sie den Fall Harrisburg nehmen, so wurde die gesam­
te Unfallfolge auf eine vielfache Weise nicht vorhergesehen und 
nicht analysiert. ( ... ) 

.. 
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Man muß zwei Ebenen unterscheiden: Die eine bezieht sich auf 
das, was in dem Genehmigungsverfahren für ein Kernkraftwerk 
abläuft, was dort analysiert wird und wogegen Vorsorge im 
Falle der Gefahr getroffen wird. 
Die andere Ebene ist, daß irgendwann im Bereich der gesamten 
Kernenergie-Entwicklung an irgendeiner Stelle eine grundsätz­
liche Untersuchung gemacht wird und daß man dort dann auf 
Dinge stoßen kann, die nicht mehr im Genehmigungsverfahren 
vorgesehen sind. 
Ein Beispiel dafür ist der Rasmussen-Bericht. Hier wurde ver­
sucht, wesentlich andere Unfallabläufe als die, die in unse-
ren Genehmigungsverfahren unterstellt werden, zu analysieren 
und zu fragen: Wie groß ist die Wahrscheinlichkeit, daß Un­
fälle auftreten, die nach den Genehmigungsprozeduren ausge­
schlossen werden, die also gleichsam amtlich nicht ablaufen 
können? Das Wesentliche daran ist, daß solche Unfälle, wie sie 
in diesem Report analysiert wurden, in einem konkreten Geneh­
migungsverfahren erst gar nicht analysiert werden. 

bild der wissenschaft: Unser Sicherheitssystem hat aber doch 
eine innere Logik. Wir haben bestimmte Kühlsysteme, Notkühl­
systeme, die die Brennstäbe ständig kühlhalten. Unser Geneh­
migungsverfahren basiert darauf, daß diese Systeme funktio­
nieren. Man geht weiter davon aus, daß sich die Bedienungs­
mannschaft, sofern sie einen Fehler entdeckt, nach den Vor­
schriften verhält, so daß normalerweise keine Katastrophe 
passieren kann. 

Traube: Systeme, die in Harrisburg die ihnen zugewiesene Auf­
gabe nicht erfüllt haben. Man muß eben unterscheiden zwischen 
einem auf hypothetischen Grundannahmen aufbauenden Bild, wie 
es die als Genehmigungsgrundlage durchgeführte Sicherheits­
analyse von Unfällen entwirft, und der Praxis. 
(Diese Grundannahmen) sind Axiome, die keine theoretische 
Fundierung haben, sondern lediglich plausibel erscheinen. ( ... ) 

Ich will das an zwei Beispielen erläutern: Ein Beispiel ist 
die Analyse des Größten Anzunehmenden Unfalls, des GAU. Dabei 
dreht es sich, was in Harrisburg überhaupt nicht aufgetreten 
ist, um das Platzen einer Rohrleitung im Primär-System. 
Die Grundannahme ist nun, daß ein Reaktordruckgefäß nicht ka­
tastrophal aufplatzen kann, sondern nur Rohrleitungen. Das ist 
eine der Grundannahmen, die letzten Endes zu einer Zeit fest­
gelegt wurden, zu der Kernenergie überhaupt noch nicht im 
Brennpunkt der Öffentlichkeit stand. ( •.. ) 

( •.. ) ausgehandelt worden ist sie zwischen den Beteiligten, 
dem Reaktorhersteller, das waren damals die Firmen Westing­
house und General Electric, und den Elektrizitätsversorgungs­
unternehmen, die sich mit der Nutzung der Kernenergie identi­
fiziert haben. Und natürlich auch mit den Behörden und deren 
Gutachter-Organisationen, die damals geschaffen worden waren, 
um Kernkraftwerke zu genehmigen. 
Diese Grundannahmen mußten in dieser Form einfach deswegen 
getroffen werden, weil sonst praktisch keine Möglichkeit be­
standen hätte, Leichtwasser-Reaktoren überhaupt zu bauen. 
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Das ist ein Grundverständnis, das als Basis fungiert, und 
dazu ist natürlich später viel getan worden in der Praxis, um 
die Sicherheit gerade des Reaktor-Druckgefäpes zu verstärken. 
Aber ich betone: DaR ist alles erst im nachhinein geschehen. 
Da waren die ersten Reaktoren schon in Betrieb. ( ... ) 

(Das zweite Beispiel ist) das sogenannte Einzelfehler-Kriterium. 
Jetzt komme ich zurück auf das, was Sie vorhin sagten: Man setzt 
nicht etwa voraus, dap alle Operateure und alle Menschen in die­
ser Anlage alles richtig machen. Sondern man setzt nur voraus, 
dap - gleich aus welchen Gründen, ob der Fehler nun von einem 
Operateur verursacht wurde oder von einem Materialfehler - in 
einem Unfallablauf immer nur zwei grundlegencle, voneinander un­
abhängige Fehler passieren können. 
Nun mup das Sicherungssystem so ausgelegt werden, dap es auch 
diesen Fehler mitberücksichtigt, wobei es belanglos ist, ob nun 
etwas durch das Eingreifen eines Menschen falsch gemacht worden 
ist oder nicht. 
Harrisburg hat uns gezeigt, dap mehr als zwei unabhängige Fehler 
auftreten können. Dort waren es mindestens vier, die zu der 
Kette von Ereignissen geführt haben. 

bild der wissenschaft: Und was ist nun die Alternative zu der 
deterministischen Analyse, die Ihrer Meinung nach auf willkür­
lichen Postulaten beruht? 

Traube: Die anderen Ansätze nennt man probabilistisch. Nach 
dieser Art müpte man alle erdenkbaren Unfallabläufe durchanaly­
sieren - man darf nichts ausschlief3en -, und man müf3te allen Un­
fallabläufen eine Wahrscheinlichkeit zumessen. 
In der Praxis werden heute schon gewisse Elemente in der Sicher­
heitsbegutachtung probabilistisch untersucht, aber nicht das 
ganze System. Das ist eigentlich das grundsätzliche Manko. ( •.. ) 
(Zudem) könnte eine probabilistische Analyse in aller Strenge 
gar nicht durchgeführt werden, ( ..• ) weil entscheidende Daten 
über Fehlerwahrscheinlichkeiten nicht oder nur ungenügend quan­
tifizierbar sind. Darin offenbart sich die Unsicherheit, die 
durch die probabilistische Analyse verdeckt wird. ( ... ) 

bild der wissenschaft: Fachleute sagen, daf3 die Ereignisse von 
Harrisburg bei uns gar nicht hätten passieren können. (Und Herr 
Dr. Hartkopf vom Bundesinnenministerium hat gesagt,) "so" hätte 
es bei uns nicht passieren können, "so nicht". 

Traube: "So nicht", ( ... ) das kann man sozusagen aus dem Stand 
sagen: "So nicht". Ganz einfach deshalb, weil ein Unfallablauf, 
der eine lange Kette nach sich zieht und in dem Dutzende von Kom­
ponenten eine Rolle spielen, gar nicht so ablaufen kann, wenn man 
ein anderes Kernkraftwerk hat, bei dem diese Komponenten und 
Systeme teilweise unterschiedlich sind. ( ... ) 

bild der wissenschaft: Sicherheit ist ja bekanntlich sehr teuer. 
Sie haben ja selbst Kernkraftwerke gebaut und wissen, welche 
Kosten für die Sicherheit anfallen. H~t das Geld damals eine 
grof3e Rolle gespielt? 

• 
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Traube: Selbstverständlich spielt das Geld eine grope Rolle. Es 
ist einfach unsinnig zu behaupten, dap man also absolute Sicher­
heit vor Kostenfragen setzt. 

bild der wissenschaft: Ist also das von allen Politikern - und 
im Augenblick fühlen sich ja sehr viele bemüpigt, ein Urteil ab­
zugeben - immer wieder gesagte "Die Sicherheit des Menschen ist 
das Wichtigste" eine politische Phrase? 

Traube: Das ist eine hochgradige Ungenauigkeit. Wenn man nämlich 
die Sicherheit der Menschen als absoluten Wert setzen würde, dann 
könnte man tatsächlich Kernkraftwerke, übrigens auch viele andere 
technischen Anlagen, nicht bauen. Wer das Gegenteil behauptet, ist 
entweder ein Ignorant oder ein Heuchler. ( .•• ) 

Meiner Ansicht nach liegt das Problem auf einer anderen Ebene: ( ... ) 
Die langjährige Arbeit in den Kernenergieorganisationen - also 
Reaktorhersteller, Elektrizitäts-Versorgungsunternehmen, Gutachter 
und Behörden - führt zur Identifikation. Alle Verantwortlichen 
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haben ein verinnerlichtes Vor-Verständnis, nach dem man letzten 
Endes nichts fordern darf, was die Machbarkeit von Kernkraftwerken 
grundsätzlich infrage stellt. Das gibt es überall in der Industrie, 
und nicht nur im Kerkraftwerksbau. (~ .. ) 

bild der wissenschaft: Herr Traube, nun gehörten Sie ja auch ein­
mal zum Kreis der Macher, waren selbst für den Bau von Kernreakto­
ren verantwortlich und haben selbst welche gebaut. War für sie 
früher eher der Mensch oder der Markt interessant? 

Traube: Ich war als der leitende Ingenieur, der tagtäglich eine 
Organisations-Maschinerie in Gang zu halten hatte, genauso wie 
alle anderen eingebaut in dieses Selbstverständnis: Diese Dinge 
müssen gebaut werden. 
Man rationalisiert da sehr gern, greift schnell zu Thesen wie der, 
dap die Menschheit Kernenergie braucht, dap sie offenbar die Ge­
fahren des technischen Fortschritts zu akzeptieren bereit ist -
weil sie ja auch ihre Autos behalten will, obwohl Autos in der 
Bundesrepublik Deutschland jährlich 15.000 Tote verursachen. 

bild der wissenschaft: Sie haben damals sogar gestöhnt unter den 
Sicherheitsauflagen und unter den hohen Kosten, die Ihnen dadurch 
entstanden. 

Traube: Ja, das war das typische Denken des Ingenieurs und Mana­
gers, der sich mit der Aufgabe zu realisieren, praktisch vorbe­
haltlos identifiziert. Für mich war das damals immer eine Abwä-
gung zwischen erhöhtem Risiko und erhöhten Kosten •. Das ist einfach 
die Grundform der Sicherheitsbegutachtung. ( ... ) 
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Ein Jahr nach dem "Störfall" im Kernkraftwerk TMI-2 in Harrisburg erschien 
der folgende Bericht: 

Kernkraftwerk in Harrisburg darf radioaktive Gase ablassen 

Washington, 3. Juni 1980 (Reuter). Die US-Atomkontrollbehörde NCR 
hat den Betreibern des Kernkraftwerkes Three Mile Island bei 
Harrisburg jetzt gestattet, das in dem Druckgefäß des havarierten 
Kraftwerk-Reaktors I aufgestaute radioaktive Edelgas in die Abnos­
phäre abzulassen. In einer mit Spannung erwarteten Studie der NCR 
hieß es, Untersuchungen hätten ergeben, daß die Folgen der Frei­
setzung des radioaktiven Krypton-85 auf die Gesundheit der in der 
Nähe des Kernkraftwerks lebenden Menschen "vernachlässigbar" seien. 
Schätzungen zufolge enthält das Druckgefäß des Reaktors neben vie­
len Millionen Litern radioaktiven Wassers rund 57.000 Curie Kryp­
ton-85. Das Gas soll innerhalb von zwei Monaten abgelassen werden. 
Die NCR begründete ihre Erlaubnis mit der Notwendigkeit, das Druck­
gefäß von den radioaktiven Rückständen zu säubern. Fachleute be­
fürchten, daß stark korrosive Gase und Dämpfe im nach wie vor rund 
200 Grad Celsius heipen Inneren des Reaktors zu einem weiteren Ver­
sagen von Ventilen und Armaturen und einer katastrophalen Freiset­
zung von Radioaktivität führen können. 
Die britische Fachzeitschrift "Nature" meldete, daß am 20. Mai ein 
Versuch, in das Reaktor-Druckgefäß einzudringen, fehlschlug. Zwei 
Ingenieure des Betreibers Metropolitan Edison konnten die 7,5 Zen­
timeter dicke Stahltür einer Luftschleuse zum Reaktorinneren nicht 
öffnen. Experten äußerten die Auffassung, daß die Tür festgerostet 
sei. ( ... ) 

zitiert nach: Kreß, Mikelskis, Müller-Arnke, Reichenbacber: Energie. Regenerierbare Energiequellen 
und alternative Energietechnologien. Frankfurt/M. 1984, S. 32 

b) "Radioaktiver Dampf trat im Kernkaftwerk Isar aus" 

Der Reaktor des Kernkraftwerks -Isar bei Ohu mußte am Donnerstag 
abgeschaltet werden, weil radioaktiver Dampf in das Maschinenhaus 
des Kernkraftwerkes ausströmte. Der Störfall wurde durch das 
Kernreaktor-Fernüberwachungssystem im Landesamt für Umweltschutz 
angezeigt, wo anhand der Meßwerte eine erhöhte Aerosol- und Edel­
gasaktivität festgestellt wurde. Eine sofortige Rückfrage beim Kern­
kraftwerk, die nach Angaben eines Sprechers des Umweltministe­
riums der Meldung des Betreibers zuvorkam, ergab, daß gleichzei-
tig eine Dampffreisetzung im Masehinenhaus stattfand. 
Rund 40 Minuten nach der automatischen Meldung durch das Fern­
überwachungssystem wurde der Reaktor abgeschaltet und die Dampf­
zufuhr aus dem Sicherheitsbehälter zur Turbine gesperrt. Dadurch 
sei die Leckage gestoppt und ein weiterer erhöhter Aktivitätsaustritt 
unterbunden worden. Bis zum Abend seien die Aktivitätswerte wieder 
auf die Normalwerte abgesunken. Die ausgeströmten Aktivitätsmen­
gen liegen nach Angaben des Ministeriums unter 10 Prozent der pro 
Tag genehmigten Werte. 
Als Ursache ermittelten Mitarbeiter des Landesamtes für Umwelt­
schutz und des Umweltministeriums sowie des Kernkraftwerkunter­
nehmens eine undichte Dichtung in einem Kondensat-Sammelbehälter. 

.. 
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Nach den notwendigen Entseuchungsarbeiten wurde die beschädigte 
Dichtung erneuert. Eine Gefährdung der Umgebung der Kernkraftwerks­
anlage ist nach Angabe des Umweltministeriums zu keinem Zeitpunkt 
gegeben gewesen. Das Reaktorgebäude selbst war vorsorglich geräumt 
worden. 
Diese Abschaltung war die elfte seit der Aufnahme des kommerziellen 
Betriebs dieses Kraftwerks im Februar 1979 und die 37. Abschaltung 
seit Aufnahme des Probebetriebes. 

nacb: Frankfurter Rundscbau vom 29.3.1980, 5. 4 

c) Unfall im japanischen Kernkraftwerk von Tsuruga 

Am 8. März 1981 traten durch ein Leck im Kernkraftwerk TSURUGA 
der "Japan Atomic Power C. fI ca. 40 Kubikmeter radioaktives 
Wasser aus, "was der doppelten Menge des Unfalls von Three 
Mile Island bei Harrisburg (USA) entspricht. Die Intensität 
der Radioaktivität des Wassers soll nach ersten Messungen die 
zulässige Toleranzschwelle um ein Millionenfaches überschrit­
ten haben. 
Da das Kühlwasser in die Bucht von Tsuruga ausgetreten war, 
haben die Fischmärkte von Saka, Kobe und Nagoya als die Haupt­
abnehmer der Fischfänge der Präfektur Fukui den Verkauf von 
Fischen aus diesen Gewässern untersagt. ( ... ) 
Mindestens 56 Beschäftigte des Kernkraftwerkes wurden am 8. 
März bei dem Versuch, das austretende Kühlwasser zu bergen, 
gesundheitsgefährdenden Strahlungen ausgesetzt, teilte ( •.. ) 
ein Sprecher der Kraftwerksgesellschaft mit. Der Sprecher gab 
an, da(3 die Strahlungsdosis, der die Arbeiter ausgesetzt ge­
wesen seien" ihre Gesundheit nicht gefährdet habe. Eine Unter­
suchung des Handelsministeriums dagegen ergab in der Umgebung 
des Lec~s eine Strahlung, die mit 3600 Millirem pro Stunde 
höher liegt als die zulässige Belastung von 3000 Millirem, 
der die Arbeiter innerhalb eines Zeitraumes von drei Monaten 
ausgesetzt werden dürfen. fI 

nacb: Frankfurter Rundscbau vom 22.4.1981, 5.1 

Auf Anfrage der Frankfurter Rundschau erklärte der KKW-Gegner Professor 
Kinzaburo Tagaka vom Plutonium-Forschungsinstitut in Tokio zu dem Unfall: 

"Das Besondere an dem Fall Tsuruga ist, daß es sich hier nicht 
um einen auf menschliches Versagen zurückführbaren Unglücks­
fall handelt, sondern um Absicht." Zwar sei das Überlaufen der 
Tanks vom 8. März primär auf das Versäumnis, ein Ventil recht­
zeitig zu schlie(3en, zurückzuführen. Aber die Firma Japan Atomic 
Power C. habe zur Vertuschung dieses Ereignisses das übergelau­
fene Kühlwasser absichtlich in das mit dem nahe gelegenen Meer 
verbundene normale Abwassersystem geleitet, das im Gegensatz zu 
den für radioaktive Abwässer vorgesehene Auffang- und Entsorgungs­
anlagen weniger strengen Kontrollen unterworfen sei. - Diese Ver­
mutungen waren in abgeschwächterer Form auch schon anderweitig 
vorgebracht worden. 
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Wie der Kernenergietechniker Takeshi Murota von der Hitostubashi­
Universität in Tokio der FR erklärte, ist das Tsuruga-Unglück 
insofern schwerwiegender als der Fall von 'I'hree Miles Island, als 
das verseuchte Wasser direkt ins Meer ausgetreten ist und damit 
zu einer direkten Umweltverseuchung führte, wogegen das ausgetre­
tene Kühlwasser in Harrisburg im Reaktorgebäude verblieb, wo es 
nur langsam versickern konnte. Aus diesem Grund seien direkte 
Quantitätsvergleiche ebenfalls schwierig. Den immer noch nicht 
amtlich bestätigten Schäür.ung zufolge sind in Tsuruga vierzig 
Tonnen Kühlwasser ausgetreten, also doppelt so viel wie zu Be-
ginn des Unglücks in Harrisburg. Das Problem von Harrisburg liege 
jedoch darin, dap sich das Leck nicht habe schliepen lassen, so 
daß in der Folgezeit weiteres Kühlwasser ausgetreten sei, dessen 
Menge inzwischen auf insgesamt zweitausend Tonnen geschätzt werde. 
Nach Ansicht Tagakas ist die radioaktive Intensität des in Tsuruga 
ausgelaufenen Kühlwassers nicht so stark wie in Three Miles Is-
land, wo die vorherrschenden Elemente radioaktive Gase wie Xenon-
133, Jod-133 und Krypton- 85 gewesen seien. In Tsuruga habe es 
sich dagegen um Kobalt-60 und Mangan-64 gehandelt. Das Problem 
sei, daß die letztgenanntHTI Substanzen eine längere Zerfallszeit 
haben und damit die betroffenen Umweltgebiete nachhaltiger beein­
trächtigen. Zu vermuten sei, dap ?'usätzlich auch Strontium-90 
und - wie amtlich inzwischen bestätigt - Cäsium-137 ausgetreten 
sei, das eine Zerfallszeit von dreipig Jahren habe. Die Auswir-
kungen auf den Fischfang der Region seien daher unübersehrbar. 

P. crome: Die öffentlichkeit wartet vergeblicb auf Antwort. 
Frankfurter Rundschau vom 24.4.1981, 5.3 

Der Grund, dap die direkt von einem Unfall betroffene lokale Bevölkerung 
sich relativ wenig gegen die KKW-Lobby wehrt, "liegt in den großzügigen 
Subventionen, mit denen ihnen der Mund gestopft wird". (ebenda) 

d) Beinahe-GAU in Frankreich 

In der Naeht ?,um 14. April 1984 ereignete sich eine Störung der Stromversorgung 
im französichen Atomkraftwerk BUGEY, die beinahe zum Ausfall der Kühlanlage 
geführt hätte. Dieser Störfall, in dessen Verlauf ein "größter anzunehmender Un­
fall" nur knapp verhindert werden konnte, wurde erst am 21. Mai 1986 durch die 
Pariser Wochenzeitung "Le Canard enchaine" bekannt. 

Der 500-Megawatt-Reaktor wäre "um ein Haar unkontrollierbar" 
geworden, schrieb das Blatt. Es beruft sich dabei auf einen 
vertraulichen Bericht des dem französischen Atomenergiekom­
missariat unterstehenden Instituts für Strahlenschutz IPSN 
und veröffentlichte Auszüge und Faksimiles. Der Darstellung 
zufolge wurde in dem nahezu mit voller Kapazität arbeitenden 
Reaktor ein Stromabfall festgestellt. Als die Spannung nach 
3 Stunden und 15 Minuten immer schwächer wurde und die Pump­
anlage des Kühlsystems auszufallen drohte, gab man Notalarm. 
Die Techniker versuchten, auf Versorgung durch Notstromaggre­
gate umzuschalten, von denen jedoch zwei nicht funktionierten. 
Erst das dritte dieselbetriebene Aggregat sprang an. 
Der damalige IPSN-Direktor Pierre Tanguy, heute Sicherheits­
inspektor des staatlichen Elektrizitätskonzerns EDF, gab am 
Mittwoch auf Anfragen zu, der Zwischenfall "hätte sehr ernst 
werden können". Jedoch seien aus ihm "alle Lehren gezogen 
worden". 

nach: Frankfurter Rundschau vom 22.~.2986, S.l 
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e) Der Reaktorunfall in Tschernobyl 

Tschernobyl eine Rückschau 
Der Reaktorunfall von Tschernobyl und die daraus resultierende Kontamination in der Bundesrepublik 

Von W. Weiss, A. Sittkus, H. Sartorius und H. Stockburger, Freihurg i. Br. *) 

Einleitung 

Am 26. April 1986 um 1.23 Uhr (Orts­
zeit) ereignete sich im Block 4 des sowje­
tischen Kernkraftwerks Tschernobyl ein 
schwerer UnfalL der die Zerstörung des 
Reaktors und eine erhebliche Radioakti­
vitätsfreisetzung zur Folge hatte. In den 
Tagen und Wochen danach waren nur we­
nige Fakten über Ursache, Art, Ablauf 
und Stärke des Unfalls verfügbar. Die In­
formationslage verbesserte sich wesentlich 
durch das IAEA-Expertentreffen Ende 
August 1986 in Wien, wo Vertreter der 
UdSSR eine umfangreiche Dokumenta­
tion des damaligen Kenntnisstands vorleg­
ten [1] .••• 

Die Anlage in Tschernobyl 

In der UdSSR wurden 1985 insgesamt 
14 Reaktoren des Typs RBMK-lOOO mit 
einer Gesamtleistung von 14 GWcl betrie­
ben. Die Verfügbarkeit dieser Reaktoren 
liegt im Mittel bei 80 %. Am Standort 
Tschernobvl befanden sich zur Zeit des 
Unfalls vi~r Reaktorblöcke dieses Typs 
im Vollastbetrieb. Die Reaktoren des 
Typs RBMK-I000 sind Siedewasser­
Druckröhrenreaktoren. Als Moderator 
wird Graphit, als Kühlmittel (leichtes) 
Wasser verwendet. Der Moderator von 
insgesamt 1700 t Gewicht, der im Lei-

stungsbetrieb eine Temperatur zwischen 
550 und 700°C besitzt. ist bei Luftzufuhr 
und bei Temperaturen oberhalb 800 oe 
brennbar. Die große räumliche Ausdeh­
nung des Reaktorkerns macht eine um­
fangreiche Regelung des Neutronenflus­
ses notwendig. Der Einsatz eines Graphit­
moderators und Wassers als Kühlmittel 
kann zu einem Störfallverhalten führen, 
das unter bestimmten Voraussetzungen 

* Dr. Wo~rgang Weiss, Leiter des Instituts für 
Atmosphärische Radio(/ktil'ität des Bundesam­
'es für Zivi/schUl: (Rosastr. 9, 7800 Freiburg 
i. Br.); Dr. A/bert Sillkus. his 1981 Leiter dieses 
Tnstitws; Dip/. -Ph\'s. Hartmut SarlOrius lind 
Dr. He/mlll Stockhurger, wissenschaftliche Mit­
arbeiter. 

eine sich selbst verstärkende Leistungser­
höhung prinzipiell nicht ausschließt. Es 
besteht deshalb die Vorschrift, den Reak­
tor aus Sicherheitsgründen bei weniger als 
20 % der Nennlast grundSätzlich nicht zu 

betreiben. • • • 

Die Chronologie des Unfallablaufs 

Der Block 4 des Reaktors in Tscherno­
byl sollte am 25. April 1986 wegen der 
jährlich notwendigen Revision herunter­
gefahren werden. Im Verlauf dieser Maß­
nahme war ein Experiment an einer der 
beiden Turbinen vorgesehen, das die Fra­
ge beantworten sollte, oh die Rotations­
energie der auslaufenden Turhine bei ei­
nem Kühlmittelverlust-Störfall mit gleich­
zeitigem Ausfall der Netzversorgung 
kurzzeitig zur Energieversorgung der 
Speisewasserpumpen verwendet werden 
kann. Ein früherer Versuch dieser Art 
hatte einige Modifikationen elektrotech­
nischer Art nahegelegt. die nun getestet 
werden sollten. Das im einzelnen schrift­
lich festgelegte Experiment war als rein 
"konventionell" eingestuft, eine Rückwir­
kung auf den Reaktor seIhst nicht erwo­
gen worden. 

Der zeitliche Ablauf des Unfalls wurde 
von sowjetischer Seite im Detail rekon­
struiert und beschrieben: Der Block 4 
wurde am 25. 4. 1986, 1.00 Uhr (Orts­
zeit), planmäßig heruntergefahren. Um 
14.00 Uhr war ein Teillastbetrieb von 
50 % erreicht. der auf Anforderung des 
Lastverteilers in Kiew - außerplanmäßig 
- für ca. 9 Stunden aufrecht erhalten 
werden mußte. Der zeitliche Ablauf des 
Experiments mußte geändert werden. Ei­
ne in Übereinstimmung mit der Planung 
bereits durchgeführte Freischaltung des 
Notkühlsystems wurde entgegen den Be­
triebsvorschriften jedoch nicht rückgängig 
gemacht. Um 23.10 Uhr erfolgte eine wei­
tere Leistungsreduktion mit dem Ziel ei­
nes Teillastbetriebs von ca. 20-30 %, 
d. h. knapp oberhalb des zulässigen Mini­
mums. Aufgrund eines Bedienungsfehlers 
der Betriehsmannschaft am 26. 4. 1986, 
0.28 Uhr, fiel die Reaktorleistung auf un­
ter 1 % der Nennleistung ab, was eine 

sofortige Reaktorabschaltung zur Folge 
hätte haben müssen. Stattdessen wurde 
versucht, die Reaktorleistung wieder zu 
erhöhen. Dabei traten u. a. aufgrund des 
komplexen Regelverhaltens des Reaktors 
weitere Schwierigkeiten auf. Trotz 
schwerwiegender Verstöße gegen die Be­
triebsvorschriften konnte bis 1.00 Uhr ei­
ne Leistungserhöhung auf nur 7 % der 
Nennleistung erreicht werden. Die Anla­
ge selbst befand sich bereits zu diesem 
Zeitpunkt in einem instabilen Zustand, 
der eine~ sofortige Abschaltung erforder­
lich gemacht hätte. Trotzdem wurde unter 
Umgehung bzw. gezielter Ausschaltung 
weiterer Sicherheitseinrichtungen schließ­
lich um 1.23 Uhr das geplante Experi­
ment eingeleitet. Die versuchsbedingte 
Verringerung des Kühlmitteldurchsatzes 
im Reaktorkern führte zunächst innerhalb 
von 30 Sekunden zu einem Leistungsan­
stieg auf ca .. 10 % Nennleistung. Die ein­
geleitete Reaktornotabschaltung zeigte 
keine Wirkung. Es kam vielmehr inner­
halb weniger Sekunden zu einer Lei­
stungsexkursion auf etwa das 100fache 
der Nennleistung. Zwei bis drei Sekunden 
danach wurde eine "Explosion" regi­
striert, deren Natur noch nicht geklärt ist. 
Aufgrund der lokalen Aufheizung der 
Brennelemente auf über 2000 °C kam es 
nach sowjetischen Computersimulationen 
des Unfallablaufs und Schätzungen zu ei­
nem Üherdruckversagen und zu einer 

starken Fragmentierung von etwa 30 fk 
der Brennstäbe. Der Kontakt des aufge­
heizten Materials mit dem umgebenden 
Wasser führte schließlich zu einer Dampf­
explosion, die die Zerstörung des Reak­
tors und des Reaktorgebäudes zur Folge 
hatte. Die nach der Zerstörung des Ge­
bäudes mögliche Konvektion von Luft 
führte zum Brand des Graphitmodera­
tors. Nach sowjetischen Angaben wurden 
in dieser Phase etwa 1 % des Inventars 
der nicht-edelgasförmigen Radionuklide 
des Reaktorkerns in Form von Brenn­
stofffragmenten freigesetzt und - infolge 
des thermischen Auftriebs - bis in Höhen 
über 1000 Meter verfrachtet. Die Freiset­
zung am 26. April betrug etwa 25 % der 
Gesamt-Freisetzung. • •• 
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••• , daß im Verlauf der zehn Tage lang 
andauernden Emission mehr als 2 x lUu,; 
Bq in die Umwelt freigesetzt wurden. Das 
sind 3-4 % des Reaktorkerninventars. 
Die Angaben schließen nicht die im Re­
aktor enthaltenen Edelgase ein (ca. 4 7c 
des Aktivitätsinventars ), von denen man 
annehmen muß, daß sie zu 100 o/c freige­
setzt wurden. Von sowjetischer Seite wur­
de aus Messungen abgeschätzt. daß etwa 
0,3 bis 0,5 o/c des Kerninventars innerhalb 
des Anlagengeländes auf dem Boden de­
poniert wurden, 1.5 bis 2 7r in einem Ra­
dius bis zu 20 km und weitere 1 bis 1,5 7c 
in Entfernungen über 20 km~ • • • 

In der Phase vom 27. April bis 1. 
Mai wurden Maßnahmen ergriffen, um 
den Brand des Graphitmoderators einzu­
dämmen. einer Restkritikalität des zer­
störten Kerns vorzubeugen, die Tempera­
tur im Reaktor zu senken und die Freiset­
zung von Radionukliden sowie die Di­
rektstrahlung zu mindern. •• • 
hatten diese Maßnahmen eine merkliche 
Reduktion der Radionuklidfreisetzung 
zur Folge. Aufgrund der Verringerung 
der Temperatur im Reaktor wurde auch 
der thermische Auftrieb geringer. Der 
Vertikaltransport der freigesetzten Radio­
nuklide war nun auf maximal 200 Meter 
begrenzt. Es wird angenommen, daß in 
diesem Zeitraum praktisch alle Edelgase 
aus der Anlage freigesetzt wurden. Auf­
grund einer Temperaturerhöhung im Re­
aktor stieg die Freisetzungsrate im Zeit­
raum 2. bis 5. Mai erneut an und erreich­
te am zehnten Tag des Unfallablaufs wie­
der ca. 30 7c der Rate des ersten T&ges. 
Am 6. Mai endlich zeigten die Gegen­
maßnahmen dauerhafte Wirkung: Die 
Freisetzungsrate sank um ca. zwei Zeh­
nerpotenzen ab. Nach dem 7. Mai wurden 
nur noch vergleichsweise geringe Freiset­
zungen beobachtet. 

Die Zusammensetzung der in die Um­
welt freigesetzten Radionuklide änderte 
sich im Verlauf der zehntägigen Freiset­
zungsdauer. Am 26. April wurden nach 
sowjetischen Angaben neben den Edelga­
sen Krypton und Xenon bevorzugt Radio­
nuklide der leicht flüchtigen Elemente, 
insbesondere Jod und Cäsium emittiert. 
Außerdem erfolgte die Freisetzung von 
fragmentiertem Kernbrennstoff. der z. T. 
aus groben AerosolteiIchen mit Durch­
messern größer lU ~m bestand. Im Zeit­
raum 27. April bis 1. Mai entsprach die 
Nuklidzusammensetzung der freigesetzten 
AerosolteiIchen im wesentlichen der Zu­
sammen~etzung im Brennstoff. Ab dem 2. 
Mai waren im Nuklidspektrum wieder 
größere Anteile der leicht flüchtigen Nu­
klide Jod. Cäsium und Tellur enthalten. 

Die Größenverteilung der freigesetzten 
AerosolteiIchen war breit gestreut und 
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reichte von Durchmessern unter 1 ~m bis 
hin zu Partikeln von über 10 ~lm. Über 
die chemische Form der freigesetzten Nu­
klide ist wenig bekannt. Unsere eigenen 
Untersuchungen an Proben material aus 
dem Raum Kiew zeigen. daß die Konta­
mination überwiegend auf einzelne Aero­
sole hoher spezifischer Aktivität zurück­
zuführen war (sog. heiße Teilchen). Der 
Untergrund war praktisch aktivitätsfrei. ... 
Die großräumige Verfrachtung 
der Kontamination 

Infolge des Graphitbrands im Reaktor 
erreichte die zehn Tage andauernde Ra­
dioaktivitätsfreisetzung alle Luftschichten 
bis zu Höhen oberhalb 1 (JOO Meter. Da 
sich im gleichen Zeitraum die Großwet­
terlage änderte. wurde die Kontamination 
in weite Teile Europas transportiert. . . . 

daß die unmittelbar nach dem 
Unfall freigesetzte Radioaktivität bereits 
am 27.128. April 1986 den skandinavi­
schen Raum erreicht. Aufgrund einer 
Drehung des Windes am Unfallort im 
Verlauf des 27. April von nördlicher auf 
westliche Richtung gelangt dann etwa ab 
dem 29. April eine .. radioaktive Wolke" 
nach Österreich und ab dem 30. April in 
die Nordschweiz und nach Süddeutsch­
land, von wo sie sich innerhalb weniger 
Tage in nördlicher und nordwestlicher 
Richtung über Deutschland und Frank­
reich hinweg ausbreitet. Im weiteren Ver­
lauf wird dann am 2. Mai Großbritannien 
erreicht. Eine weitere \V'inddrehung am 
Unfallort um etwa 180 oe führt an'; 28. 
April zu einem Abtransport der freige­
setzten Radionuklide in östlich von 
Tschernobyl gelegene sowjetischen Lan­
desteile. Ab dem 29. April (vormittags) 
herrscht eine über mehrere Tage andau­
ernde südliche Strömung vor. die ab dem 
2. bzw. 3. Mai die Türkei bzw. Griechen­
land erreicht. ••• 

Die Immissionssituation in der 
Bundesrepublik Deutschland 

... 
Während der Anstieg der 

Aktivitätskonzentration der Luft in Bo­
dennähe in den östlichen Teilen der Bun­
desrepublik und in Westberlin erstmals 
am 29. April beobachtet wurde • • ;urde 

die radioaktive Wolke auf der ca. 3000 m 
hohen Zugspitze aufgrund der in diesen 
Höhen größeren Transportgeschwindig-. 
keiten bereits am 28. April beobachtet. 

... 
Die im Bayerischen Wald gelegene Sta­
tion Brotjacklriegel zeigt am 30. April die 
absolut höchsten Tagesmittelwerte von 
nahezu 20 Bq/m~ für j-131 bz\\'. 9 Bq/m-' 
für Cs- Ln. An den weiter \\"estlich und 
nördlich gelegenen Stationen liegen die 
Absolutwerte deutlich niedriger. Sie tre­
ten auch erst etwa ein bis zwei Tage spä­
ter atff. Generell ist eine stetige Abnahme 
der Absolutwerte nach Westen und Nord­
westen hin zu beobachten. Die niedrig­
sten Werte wurden in Westerland auf Sylt 
registriert. Eine Ausnahme von diesem 
generellen Verhalten bildet z. B. die ca. 
1200 m hoch gelegene Station auf dem 
Schauinsland. die aufgrund der Vertikal­
verteilung der Kontamination am 1. Mai 
deutlich höhere Werte zeigt als benach­
barte Talstationen, z. B. Freiburg. . . . 
Diskussion der Immissionsmessungen 

Ende April/Anfang Mai 19H6 waren nur 
wenig verläßliche Informationen über die 
oben beschriebenen innerbetrieblichen 
Abläufe und die Emissionscharakteristik 
des Reaktors in Tschernobyl verfügbar. 
Vieles mußte indirekt erschlossen wer­
den. Wichtige Hinweise ließen sich je­
doch aus der aus den Messungen bekann­
ten Nuklidzusammensetzung der Luft ab­
leiten: So folgte aus der Beobachtung. 
daß das Aktivierungsprodukt Cs-134 im 
Nuklidgemisch enthalten war und daß da~ 
Cs-134/Cs-137-Verhältnis bei etwa 0.5 lag: 
unmittelbar. daß die beobachtete Konta­
mination nicht durch einen Kernwaffen­
test verursacht worden sein konnte, son­
dern daß es sich um einen Unfall in einem 
Kernreaktor mit einer Betriebsdauer von 
mehr als einem Jahr gehandelt haben 
mußte. Aus dem gemessenen 1-131/1-133-

Verhältnis konnte man abschätzen, daß 
dieser Reaktor am späten Nachmittag des 
26. April heruntergefahren worden war. 
Der z. B. in Finnland [13] am 28. April 
beobachtete zeitliche Verlauf der Verhält­
nisse der Aktivitätskonzentration von Ra­
dionukliden leicht und schwer flüchtiger 
chemischer Elemente (z. B. Jod und Zir­
kon) ließ sich nur unter der Annahme 
verstehen. daß sich die Freisetzungsrate 
dieser Radionuklide aufgrund von Tem­
peraturänderungen im Reaktor änderte. 
Aus der Existenz von Radionukliden be­
stimmter schwerflüchtiger Elemente, der 
isotopischen Zusammensetzung und der 
Form .. heißer'· Teilchen mußte man 
schließlich auf Temperaturen im Reaktor 
von über 2000 °C schließen [14]. Das Auf-· 
treten heißer Teilchen. die nur Radionu­
klide der Elemente Cäsium. Barium, Ru­
then und Zirkon/Cer enthielten [91. konn-

.. 



te nur unter der Annahme erklärt wer­
den, daß im Verlaufe des Unfallgesche­
hens im Reaktor Prozesse abgelaufen sein 
müssen. die zur Elementseparation ge­
führt haben. Diese aus den Meßdaten be­
reits früh abgeleiteten Informationen ste-
hen im Einklang mit den im Nachhinein [ 9] 
bekanntgewordenen Fakten. . . . 
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Die Ausbreitung der radioaktiven Wolke nach dem Reaktor-Unfall 
vom 26.Apri11986 

Der Unfall von Tschernobyl hat deutlich gemacht. daß Reaktorsicherheit und damit die Frage. ob 
die Atomtechnik zu verantworten ist. ein internationales Problem darstellen. Zehn Tage nach dem 
Unglück war fast auf der gesamten Nordhalbkugel erhöhte radioaktive Strahlung nachweisba[. Da 
die radioaktive Wolke zunächst nach Norden und Süden getrieben wurde. erreichte sie - bereits 
stark verdünnt - die Bundesrepublik erst nach einer Woche. - Statistische Angaben der Globus­
Grafik: Atomforschungszentrum Lawrence Uvermore Laboratory, U5-Luftwaffe. 
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Mittwoch, 30. April 1986 
Stellungnahme der 
Bundesregierung: 

"Die Bundesregierung stellt 
fest, daß eine Gefahr für die 
Bundesrepublik Deutschland 
nicht besteht und auch nicht 
eintreten wird. Eine gesund­
heitliche Gefährdung für die 
Bevölkerung der Bundesrepu­
blik Deutschland ist nach al­
len vorliegenden Erkenntnis-
sen ausgeschlossen." . 
(Norbert Schäfer, stellvertretender 
Sprecher der Bundesregierung, zit 
nach: Klaus Traube u. a., Nach dem 
Super-GAU. Reinbek 1986, S. 83) 

* * * 
Freitag, 2. Mai 1986 
Erlch Oberhausen, 
Vorsitzender der 
Strahlenschutzkommission : 

"Wir sind im Bereich geringer 
Strahlendosen. Die Wissen­
schaft hat keine einheitliche 
Meinung, ob durch diese klei­
nen Strahlendosen ein Krebs­
risiko verursacht wird oder 
nicht." 
(Zit nach: Klaus Traube u. a., Nach 
dem Super-GAU, a. a. 0., S. 85) 

* * * 
Hessen: 
Grasflächen werden 
gesperrt 

"Die Informationskette ist ge­
schlossen, alle Platzwarte sind 
verständigt." Professor Rhein, 
( ... ) Sport- und Gesundheitsde­
zement im (Frankfurter) Magi­
strat, meldete gestern abend (6. 
5.) um 18.30 Uhr Vollzug: die 
Grassportflächen der Stadt sind 
auf "Empfehlung" des hessi­
schen Sozialministers für minde­
stens 14 Tage für den Spielbe­
trieb gesperrt. Die Frankfurter 
werden zudem heute an allen öf­
fentlichen Park- und Grünflä­
chen Schilder finden, deren Text 
sie auffordert, die Grasflächen 
nicht zu betreten. Die städti­
schen Schwimmbäder werden 
frilliestens am 20. Mai und nicht 
wie üblich am 15. die ersten Be­
sucher einlassen. 
(Frankfurter Rundschau v. 7. 5. 1986, S. 13) 
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Mit Schirmen gegen radioaktiven Regen 

Der Hamburger Schulsenator 
Grolle stellte es den Eltern frei, 
ihre Kinder nicht zur Schule zu 
schicken. Empfohlen wurde in 
Hamburg und Kiel, Regen ·zu 
meiden und sich ge~en radioak-

* 
Empfehlung der 
Strahlenschutzkommission : 
Verschärft., 
Lebensmittel-Kontrolle 

Durch die erhöhte Strahlenbela­
stung seit dem sowjetischen Re­
aktorunglück sieht sich die Bun­
desregierung auf Empfehlu~g 
der Strahlenschutzkommission 
zu zusätzlichem Gesundheits­
schutz und zu einer verschärften 
Lebensmittel-Kontrolle gezwun­
gen. Die Einfuhr volt Gemüse, 
Obst, Geflügel und Fleisch aus 
der Sowjetunion, Polen, Rumä­
nien, Bulgarien, Ungarn und der 
Tschechoslowakei soll nur dann 
gestattet werden,. wenn diese 
Frischprodukte frei von Radioak­
tivität sind. Für Frischmilch 
empfiehlt die Kommission, daß 

* 

* 

tiv verseuchten Niederschlag mit 
Schirmen zu schützen. Kinder 
sollten nach dem Spielen in 
Sandkästen die Hände waschen. 

(Süddeutsche Zeitung v. 6. 5. 1986, S. 2) 

* 

Milch nur ausgeliefert werden 
soll, wenn die Aktivität von Jod 
131 den Wert von 500 Becquerel 
je Liter nicht übersteigt. ( ... ) 
Das Innenministerium und das 
Gesundheitsministerium spre­
chen von einer notwendigen Vor­
sorge. Es handele sich keines­
falls um Maßnahmen gegen eine 
akute Gefahr, die weiterhin nicht 
bestehe. ( ... ) Innenminister Zim­
mermann begründet die zusätzli­
chen Maßnahmen damit, daß es 
besser sei, mehr als weniger zu 
tun. 
(K. B. in: Frankfurter Allgemeine Zeitung 
v. 3.5.1986, S. 1) 

* * 
Beurteilung der 
Strahlenschutzkommission : 
Keine gesundheitliche 
Gefährdung 

Die Folgen der sowjetischen Re­
aktorkatastrophe für die Bundes­
republik beurteilt die Strahlen:' 
schutzkommission (der Bundes­
regierung) ( ... ) so: ( ... ) Es könne 
Sport ohne gesundheitliche Ge­
fährdung auf Tennisplätzen, 
Aschenbahnen und Rasenflä­
chen betrieben werden. Kinder 
dürfen im Sandkasten und auf 
der Wiese spielen. Wenn sie in 
der Wohnung gehalten würden, 
sei die Strahlung nicht. wesent­
lich. geringer. 

(K.· B. in: Frankfurter Allgemeine Zeitung 
v. 9. 5. 1986, S. 1) 

Zusammengestellt nach: "Atomkraft-Diskussion". 
WOCHENSCHAU Nr.6 (Ausgabe Sek.I), Nov./Dez. 1986, S.224 ff 
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Aus der Bundestagsdebatt~ am 
14. 5. 1986 

Bundeskanzler Helmut Kohl (CDU): 

Meine Damen Und Herren, Tscher­
nobylliegt 1500 km von uns entfernt, 
und dennoch geht uns das Unglück 
ganz unmittelbar an. Viele Mitbürger 
fragen sich besorgt, wie weit wir bei 
der Nutzung moderner Technik ge­
hen dürfen, wenn ein solches Un .. 
glück kontinentale Dimensionen ge­
winnen kann. ( ... ) 
Daß jetzt eine intensive Diskussion 
stattfindet"':weltweit wie 'bei uns in 
der Bundesrepublik ~eutschland 
ist ebenso natürlichWle n'Otwendig. 

( ... ) Meine Damen ur;~ Herren, wir 
haben die Pflicht, daß Außerste dafür 
zu tun, daß die Nachteile des techni­
schen Fortschritts so gering wie ir­
gend möglich gehalten werden. Denn 
die Chancen des Fortschritts wollen, 
ja müssen wir alle nutzen. Sie dienen 
den Menschen, sie erleichtern - wie 
wir alle wissen - unser Leben, sie 
machen es menschenwürdiger. ( ... ) 

Dies gilt auch für die Kernenergie. 
Sie bietet viele Chancen, aber wir 
müssen sie behutsam nutzen. 

Deshalb, meine Damen und Herren, 
sind hier bei uns in der Bundesrepu­
bUk Deutschland die Sicherheitsbe­
stimmungen extrem streng und die 
Anforderungen an Fachkunde und 
technisches Können des Bedienungs­
personals besonders hoch. ( ... ) 
Deshalb gehören die Kernkraftwer­
ke in der Bundesrepublik Deutsch­
land mit zu den sichersten Anlagen 
in der Welt. 
(Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP - Ströbele [GRÜNE]: Das hat 

die Sowjetunion auch behauptet) 
Meine Damen und Herren, auf dieser 
Grundlage ist das theoretisch ver­
bleibende Restrisiko vertretbar und 
die Nutzung der Kernenergie ethisch· 
zu verantworten. 
(Duve [SPD]: Es ist nicht verantwort­

bar!) 

* * * * 
Hans-Jochen Vogel (SPD): 

Tschernobyl hat uns endgültig ge­
zeigt: Die Katastrophen, die wir bis­
her kannten, waren und sind in ihren 
Auswirkungen räumlich und zeitlich 
beschränkt. ( ... ) Atomare Katastro­
phen hingegen eröffnen ganz neue 
Dimensionen, sind von ganz anderer 
Qualität, weil sie ganze Kontinente 
in Mitleidenschaft ziehen und über 
lange, sehr lange Zeiträume in die 
Zukunft hinein fortwirken können. 
Die Vorgänge haben auch deutlich 
gemacht, daß es gegen radioaktive 
Strahlungen, die bei Kernkraftkata­
strophen auftreten, oberhalb gewis­
ser, bisher ganz unzulänglich defi­
nierter Werte keinen wirklichen 
Schutz gibt. Es ist deshalb ein Gebot 
der Vernunft, die Energiepolitik, ins-
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besondere die Kernenergiepolitik, in 
der Bundesrepublik, aber nicht nur 
in der' Bundesrepublik, sondern in 
Europa und international, von Grund 
auf neu zu überdenken. ( ... ) 
Wir rufen heute und von dieser Stelle' 
aus dazu auf, daß· sich möglichst vie­
le Mitbürgerinnen und' Mitbürger, 
nicht nur die Experten, an diesem 
Umdenkprozeß b.eteiligen. ( ... ) 
Diesen Prozeß des Umdenkens ha­
ben wir Sozialdemokraten schon in 
den 70er Jahren begonnen. ( ... ) Als 
Ergebnis dieses Prozesses bringen 
wir folgende Positionen in den natio­
nalen Dialog ein, auf die wir uns 
nicht erst nach Tschernobyl, sondern 
schon 1984 auf dem Essener Partei­
tag geeinigt haben: 
Erstens. Wir lehnen den Einstieg in 
die Plutoniumwirtschaft und folglich. 
die Wiederaufarbeitung ab. Wir for­
dern für die Wiederaufbereitungsan­
lage in Wackersdorf einen Baustopp. 

(Beifall bei der SPD) 
Wir sagen nein zur Inbetriebnahme 
des Schnellen Brüters in Kalkar. 
( ... ) 
Zweitens. Wir lehnen den weiteren 
Ausbau der Kernenergie ab. 
(Schwarz [CDU/CSU]: Zurück in die 

70er Jahrel) 
Drittens. Die Nutzung der vorhande­
nen Kernkraftwerke ist nur noch für 
eine Übergangszeit zu ver~tworten. 
(Dr. Ing. Kansy [CDU/CSq]: Für wie 
lange? - Zuruf von den GRUNEN: Bis 

2015!) 

* * * * 
Gerhard Baum (FDP): 

Die Katastrophe von Tschernobyl 
war ein Schock, und sie wird Lang­
zeitwirkung haben. Erneut erleben 
wir eine Krise des Vertrauens in die 
Kernenergie. Erneut wachsen Zwei­
fel der Beherrschbarkeit komplexer 
technologischer Entwicklungen. Es 
stellt sich die Frage, ob wir nicht zu 
sorglos mit unserem Raumschiff Er­
de umgehen. 
(Beifall' bei der FDP sowie bei Abge­
ordneten der SPD und der GRÜNEN) 

. Wer sich aber, Frau Hönes, von irra­
tionalen Bewegungen wegtragen 
läßt, wer nur die Apokalypse sieht, 

(Zurufe von den GRÜNEN) 
der hindert sich selber an Handlun­
gen, die verantwortbar sind. 
(Beifall bei der FDP und der CDU/ 

CSU) . 
Der technologische Fortschritt wird 
weitergehen. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 
Wir müssen alles tun, um die Risiken 
zu mindern ( ... ). Die Technik muß 
daran gemessen werden, ob sie den 

. Menschen nützt. ( ... ) 
Der Schlüssel für unser Problem ist 
das Einsparen von Energie. Hier ist 
viel geschehen; aber hier muß noch 
vieles geschehen. ( ... ) 
Meine Partei (hat) den bisherigen 
Ausbau der Kernenergie mitverant-
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wortet, und zwar in der Hoffnung 
und Erwartung, daß eines Tages an­
dere Energieformen zur Verfügung 
stehen werden. Bisher sind sie groß­
technisch nicht einsetzbar. Wir ha­
ben nie ein bedenkenloses "Ja" zur 
Kernenergie gesagt. Wir haben den 
Ausbau an Bedingungen geknüpft. 
Wir haben ihn an die Entsorgung ge­
koppelt, wir haben ihn an Sicher­
heitsstandards, an internationale Ko­
operationen und an wirksame Vor,. 
kehrungen im Katastrophenschutz 
gekoppelt. 
Als Innenminister habe ich den Si­
cherheitsvorkehrungen erste Priori­
tät zugemessen, und ich bin froh, daß 
ich das getan habe, trotz mancher 
Angriffe, die ich habe hinnehmen 
müssen, weil unsere Kernkraftwerke 
zu teuer seien und weil die Bauzeit 
zu lang sei. Das Ergebnis ist, daß wir 
mit die besten Sicherheitsstandards 
in der Welt haben, meine Damen und 
Herren. 

* * * * 
Harmegret Hönes (GRUNE): 

Recht behalten zu haben kann ein 
großes Unglück sein. Die GRÜNEN -
gerechterweise muß man sagen: 
nicht nur die GRÜNEN - haben ein 
Tschernobyl erwartet: in den USA, in 
Japan, in Stade und in der Sowjet­
union. 
(Pfeffermann [CDU/CSU]: Weswegen 
Sie auch immer gegen die Sowjets 

. demonstrieren!) 
( ... ) Sie sagen, die deutschen Atom­
kraftwerke seien viel sicherer als die 
SOwjetischen. Die Wahrheit ist ( ... ), 
diese Atomkraftwerke in der Bun­
desrepublik Deutschland haben ihre 
dramatisch gefährlichen Schwach­
stellen, nur in anderen Bereichen. 
( ... ) 
Nein. meine Damen und Herren, es 
gibt keine friedliche Nutzung der 
Kernenergie. 

Alle 374 Kernkraftwerke auf dieser 
Erde. sind Kriegserklärungen an die 
Menschen. 

(Beifall bei den Grünen - Pfeffer­
mann [CDU/CSU]: Hemmungsloser 
Zynismus im Dienst Ihrer Ideologie 
ist das! - Zuruf von der CDU/CSU: 
Verantwortungsloses Geschwätz! -
Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Was kann nun konkret getan wer­
den? Tschernobyl hat niemanden un­
berührt gelassen. Die aJD ~igenen 
Leibe erlebte Angst vor der strahlen­
den Wolke und. dem radioaktiven Re­
gen ist längst zu einem tiefgreifen­
den politischen und gesellschaftli-
chen Faktor geworden. Millionen, die 
sich bisher für die Problematik kaum 
interessiert haben, ist es wie Schup­
pen von den Augen gefallen: Atom­
energie kann nicht beherrscht wer­
den. Deshalb fordern wir, alle Atom­
anlagen abzuschalten, jetzt und s0-
fort! 
(Auszüge aus der BundestagSdebatte am 
14.5.1986; zit. nach: Das Parlament Nr. 22 
v. 31. 5. 1986, S. 1-5) 

Nach: "Atomwirtschaft?" WOCHENSCHAU Nr.5 (Ausgabe Sek.II), Sept./Okt. 1986, 5.201 f. 

.. 
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Tschernobyl "traurigste Erfahrung" des·Sowjetvolks seit 1945 
Zeitschrift beschreibt menschliche Tragödien der ersten Stunden nach der Katastrophe und die Arroganz der Mächtigen 

Von unserer Korrespondentin Elfie Sieg I 

MOSKAU, 9. Juni. In ungewohnter Of­
fenheit hat der urkrainische Journalist 
Jurij Schtscherbak in einer "Dokumen­
tar-Erzählung" die Atomkatastrophe von 
Tschernobyl als .. traurigste und wichtig­
ste" Erfahrung des sowjetischen Volkes 
nach dem Zweiten Weltkrieg beschrieben. 
In der Juni-Nummer der Literatur-Mo­
natszeitschrift "Junost", die in einer Auf­
lage von 3,3 Millionen Exemplaren er­
scheint, kritisiert er, nur wenige weitsich­
tige Wissenschaftler in der UdSSR hätten 
begonnen, darüber nachzudenken, .. wel­
che katastrophalen Möglichkeiten die un­
glaubliche Konzentration industrieller 
und wissenschaftlicher Potentiale" in 
sich berge. 

Schtscherbak berichtet über die junge 
Journalistin Ljubow Kowalewskaja, die 
in der Zeitung "Literarische Ukraine" 
einen Monat vor dem Atomunglück über 
Schlampereien beim Bau des fünften Re­
aktorblocks berichtet hatte. Der Bau soll­
te danach statt in drei schon in zwei Jah­
ren fertig sein, wobei die Baual'beiter zu 
den am schlechtesten bezahlten von 
Tschernobyl gehörten und entsprechende 
Ergebnisse lieferten. Die Journalistin kri­
tisierte damals die Vetternwirtschaft im 
Atomkraftwerk, die Verschiebung von 
gut bezahlten Posten im kleinsten Kreis: 
"Das war ein Staat im Staat." Nach Veröf­
fentlichung des Artikels drohte ihr der 
Part.eiausschluß, doch dann kam die 
Katastrophe. Sie berichtet Schtscherbak 
jetzt: .. Nach meinem Artikel hat man ge­
sagt, daß ich den Unfall vorausgesagt ha­
be. Nichts habe ich vorausgesagt, denn 
ich bin ja nieht Kassandra, die Unglücke 
vorhersieht. Aber im Inneren habe ich, 
wenn ich ehrlich bin, das immer befürch­
tet. Ich war unruhig, hatte Angst, weil 
man stets das eine sagte und etwas ande­
res tat. Wann ich diese Angst bekam? Als 
man zu mir kam und mir Zahlen und 
Fakten zeigte, Dokumente. Aber damals 
war ich noch nicht mutig genug, um dar­
über zu schreiben, ich wußte, daß das 
dann nicht gedruckt wird. Und ich hatte 
Angst." 

Schtscherbak beschreibt, daß Feuer­
wehrleute, Techniker und Ärzte ohne jeg­
liche Schutzkleidung zum Einsatz im und 
um den zerstörten Reaktor abkomman­
diert wurden, viele von ihnen dachten 
danach zunächst, es handelt sich um ein 
Feuer und sie hätten es .. nur" mit Ver­
brennungen zu tun. Der Arzt Walentin 
Belokon (28), der damals im "Erste-Hilfe"­
Wagen Dienst tat und nach Tschernobyl 
geschickt wurde, erinnert sich: ,.Am Tor 
steht die Wache. Sie fragt uns: ,Wo wollt 
Ihr hin?' - ,Zum Feuer' - ,Warum ohne 
Schutzkleidung?' - ,Woher soll ich wis­
sen, daß das nötig ist?' Ich war ohne 
Informationen, trug nur den Kittel, war 

sogar ohne Haube." Belokons Sanitäter 
Sascha Skatschok holte den von Graphit­
brocken bei der Reaktorexplosion getöte­
ten Arbeiter Schaschenko aus dem Block, 
Skatschok starb am 26. April morgens. 
.. Dosimeter hatten wir nicht, man sagte 
uns, es gebe einen Gebäudeschutz, doch 
es gab nichts." Der Arzt schildert dann, 
wie ihm .. geistig verwirrte" Menschen 
aus dem Reaktorblock entgegenliefen, 
bleich, sie' schrien .. schrecklich, schreck­
lich". - "Ihre Psyche war schon zerstört." 
Der Sanitätsraum des Kraftwerkes war 
verschlossen, erst allmählich erkennt der 
Arzt die Symptome der Strahlenkrank­
heit in seiner Umgebung und bei sich 
selbst: Kopfschmerzen, zugeschnürte 
Kehle, Trockenheit, Erbrechen. Er bittet 
um Jod, das man ihm erst spät gibt. .. Ich 
stand wie alle, ohne Atemmaske, ohne 
Schutzmittel. Woher die Masken nehmen, 
es gab nirgendwo auch nur irgend et­
was." 

Dem Reaktor-Unfall folgte laut 
Schtscherbak die Evakuierungstragödie: 
So habe man noch am Tag nach der Ex­
plosion in der Stadt Pripjat und dem Ort 
Tschernobyl die Kinder auf der Straße 
spielen lassen. Auf die Frage, warum das 
möglich war, erfolgte laut dem Autor die 
lapidare Antwort der Funktionäre: .. Das 
geht Sie nichts an, die Entscheidung dar­
über wird in Moskau getroffen." Am 
7. Mai 1986 sei dann bekanntgeworden, 
daß die Kinder und Enkel der leitenden 
Kader bereits in Sicherheit waren: .. Aus­
gewählte Kinder wurden am 1. Mai in ein 
Sanatorium auf der Krim geschickt." Am 
Morgen des 26. April, also Stunden nach 
dem Unglück, habe das Parteikomitee 
von Pripjat unter Leitung des Zweiten 
Sekretärs Malomush beschlossen, .. alles 
zu tun, um das gewöhnliche Leben in der 
Stadt fortzusetzen, mit einem Wort, so zu 
tun, als sei nichts geschehen". Drei Tage 
vor dem Unglück hatte man in den Schu­
len der Gegend noch Zivilschutzmaßnah­
men geprobt. .. Die Schüler lernten, wie 
sie sich schützen und Entseuchungsmaß­
nahmen durchführen können. Am Tag 
des Unfalls wurden keine, nicht die ge­
ringsten Maßnahmen getroffen", schreibt 
Schtscherbak. 

Weil der Unfall als .. geheim" behandelt 
wurde, wußten nach dem Bericht zwei 
Tage lang noch nicht einmal die örtlichen 
Beamten der Stadtverwaltung und des 
Jugendverbandes über das Niveau der 
Radioaktivität Bescheid. Augenzeugen 
hätten später berichtet, daß dort, wo .. mit 
voller Kraft" die Radioaktivität "blühte", 
noch junge Frauen ihre Babys spazieren­
fuhren. Schtscherbak kritisiert fe:'ner, 
daß bis zum 2. Mai .. nicht einer der höch­
sten Parteiführer der Republik am Un­
gJücksort erschien". 

Frankfurter Rundschau vom 10.6.1987, 5.1 
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Valium 
aus dem 

Radio 
Sechs Monate nach 

dem Atomunglück von 
Tschernobyl hat 

STERN-Korrespondent 
Mario R. Dederichs 

den Alltag im nahen 
Kiew beobachtet 

Mitten inderNacht rüttelt plötz­
lich mein Bett, die Deckenlam­
pe wackelt, und das Teeglas 
klirrt auf dem Nachttisch. Ich 
stürze aus meinem Zimmer im 
Kiewer Hotel »Dnjepr«. Im 
Gang herrscht Aufregung. 
»Was ist das?« fragt die Etagen­
aufseherin. »Das war«, antwor­
tet ein Gast düster, »der nächste 
Reaktor.« 

Es war, wie sich am Morgen 
herausstellt, ein weit entferntes 
Erdbeben. das hier keinen 
Schaden anrichtete. Aber seit 
der Reaktorexplosion im 120 Ki­
lometer nördlich von Kiew ge le­
genen Kernkraftwerk Tscher­
nobyl können die Menschen hier 
den Gedanken an eine neue Ka­
tastrophe schlecht verkraften. 
Die Furcht vor Strahlung und ra­
dioaktiver Verseuchung bleibt 
in der Hauptstadt der Ukraine 
allgegenwärtig. 

50 Millionen Curie an Radio­
aktivität sind, wie Experten 
schätzen, nach der Reaktorex­
plosion vom 26. April über der 
Ukraine freigesetzt worden, 
mehr als in Hiroshima. Eine 
Katastrophe für diese Sowjet-
republik. die 30 Prozent der 
Kartoffeln. 29 Prozent aller Ge­
müse. 60 Prozent des Rüben­
zuckers und 25 Prozent des Ge­
treides in der UdSSR erzeugt. 
zudem ein Drittel der Fleisch­
und Milchproduktion. 

• • • 
»Es ist eine intellektuelle An­

strengung. sich jedesmal zu sa­
gen: Das ist gefährlich! Tu's 
nicht!« erklärt Tanja. eine jun­
ge Lehrerin. die zu Hause in 
Kiew alle Vorhänge abgenom­
men hat (Staubfänger!).~ 

Kürzlich bekam Tanja sogar 
Krach mit ihrer Mutter. als sie 
ein speziell für ihren sechsjähri­
gen Kost ja zubereitetes Fisch­
gericht zurückwies: »Mama. 
das ist ein Flußfisch aus dem 
Dnjepr! Verstehst du das denn 
nicht'?" - »Aber er sieht doch 
ganz gesund aus.« Für Kost ja 
l>leibt es bei Haferbrei. Dörr­
fleisch und Dosenerbsen. 

IDie junge Frau und ihr 
Mann, ein Ingenieur, wollen 
,pun versuchen. für einige Jahre 
einen Job weitab von Kiew zu 
bekommen - im Kaukasus oder 
gar in Ostsibirien. ... 

In Kiew begegne ich einem 
jungen Mann. der mit seiner 
Armeekompanie kurz nach 
dem GAU in Tschernobyl war. 
»Es warein freiwilliger Einsatz. 
na klar«, sagt er. »Aber was 
heißt beim Militär schon >frei­
willig<? Wir gingen geschlossen 
hin und rückten geschlossen 
wieder ab. Einige Jungs haben 
dabei bis zu 50 Röntgen abbe­
kommen, obwohl 25 die Gren­
ze sein sollten. Wir schliefen in 
Zelten auf dem nackten Boden. 
Schutzkleidung haben wir nur 
am Tag getragen. bei der Ar­
beit.« Er beklagt sich jedoch 
nicht und nennt die Vorteile der 
gefährlichen Arbeit:. dreifacher 
Sold, nach zwei Wochen ein 
»hübscher Erholungsurlaub auf 
der Krim« und vorzeitige Ent­
lassung aus dem Wehrdienst. ... 
In der Nähe des Dorfes Jerkov 
läßt ein Mann seine drei Kühe 
am Straßenrand grasen. Eine 
Bodenprobe. die ich hier ent­
nahm. wies in der Analyse beim 
TÜV Norddeutschland hohe 
Anteile an Radionukleiden auf: 
Cäsium-134 (Halbwertzeit: 
zwei Jahre) 573 Becquerel (Bq) 
pro Kilo. Cäsium-137 (Halb­
wertzeit: 30 Jahre) 1550 Bq/Ki­
lo. Normale Mittelwerte sind 20 
beziehungsweise 50 Bq/Kilo. 

Angeblich werden alle Le­
bensmittel aus dem verseuchten 
Gebiet auf ihre U nbedenklich­
keit hin überprüft. Doch in der 
Molkerei der ukrainischen Stadt 
Rowno etwa gibt es nur einen 
einzigen Geigerzähler - zur 
Kontrolle einer Tagesproduk­
tion von 200 Tonnen Frisch­
milch. Was zu stark belastet ist" 
wird verbuttert und »abgela 
gert«. Auf dem Kolchos »Mor­
genröte« bei Rowno finden 
überhaupt keine Kontrollen 
statt, weder beim Ackerboden 
noch beim Getreide, von dem in 
diesem Jahr 13 000 Tonnen ge­
erntet wurden. . .. 

Mit absorbierenden Pflanzen 
wollen ukrainische Wissen­
schaftler nun das Ackerland um 
Tschernobyl entseuchen. »30 
Quadratkilometer werden mit 
Lupinen bepflanzt. die dann ab­
gemäht und weggeworfen wer­
den«, erklärt Konstantin Syd­
nik. der Direktor des Botani­
schen Institus von Kiew. »Das 
muß man wohl sieben bis zehn 
Jahre [angm~chen. bis alles sau­
bergenugist.« Die beste Metho­
de, nämlich die verseuchten drei 
Zentimeter Bodenkrume abzu­
tragen. sei »zu teuer«. 

Sydnik macht kein Hehl dar­
aus, daß die Gefahr. die er 
als »unsichtbarer Tod« um­
schreibt, noch lange nicht ge­
bannt ist. 

Dennoch meint er, man müs­
se den Leuten nicht alles mittei­
len. »Das hieße nur. sie zu be-
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unruhigen. leh sage nicht, daß 
es hier keine Angst gibt. Aber 
bei euch ist das etwas übertrie­
ben worden. Deshalb war die 
Panik in der B RD größer als bei 
uns.« 

Vergleiche mit der Bundes­
republik zieht auch Abteilungs­
leiter Wladimir Belajew im 
ukrainischen Energieministeri­
um. »Die Leute. die in der 
BRD gegen Kernkraftwerke 
demonstrieren, sind doch keine 
Fachleute«, sagt er. »Ein Aus­
stieg aus der Kernenergie be­
deutet ganz schlicht Ver­
schlechterung der Arbeits- und 
Lebensbedingungen. « 

Die Energiepläne für die 
Ukraine bleiben bestehen, als 
hätte es Tschernobyl nie gege­
ben. Schon heute liegt diese 
Republik mit 30 Prozent Atom­
stromanteil weit über dem So­
wjet-Durchschnitt. Bis 1990 
soll doppelt soviel Kernenergie 
produziert werden. Drei neue 
Kraftwerke stehen vor der 
Vollendung. Ganz Technokrat. 
bekennt Belajew: »Uns interes­
siert nur. daß genug Kilowatt 
überkommen. « 

Nach: Stern vom 30.10.1986, S.264 - 267 
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Die Reaktortypen von Stade und Tschernobyl: Gemeinsames und Verschiedenes 

In beiden Typen findet die Kernreaktion, die Wärme liefert, in mit Uran(oxid) 
gefüllten Rohren, sog. Brennstäben statt. Die entstehende Wärme wird durch 
Wasser abgeführt, das direkt oder indirekt zum Betrieb von Dampfturbinen ge­
nutzt wird. 

Stade 
Die Brennstäbe und das Wasser befinden 
sich in einem einzigen großen Kessel. 
Die Brennstäbe bilden ein Paket und 
werden gemeinsam von Wasser umspült. 

Tschernobyl 
Je 18 Brennstäbe befinden sich in einem 
einzelnen Rohr und werden darin von 
Wasser umspült. 

Bei der Kettenreaktion werden Neutronen frei, die neue Kerne spalten. Durch neu­
tronenschluckende Steuerstäbe wird eine lawinenartige Verstärkung verhindert. 
Voraussetzung dafür ist, daß die entstandenen Neutronen abgebremst werden, be­
vor sie neue Uran-Kerne treffen. Je effektiver die Bremsung (Moderation), desto 
mehr wird die Kettenreaktion angefacht. Als Moderatoren dienen leichte Materia­
lien. 

Wasser hat Doppelfunktion: als Kühl­
mittel und als Moderator 

Graphit - dieser bildet auch die eigent­
liche Reaktorstruktur: ein zylindri­
scher Bau, 7 m hoch mit 11 m Durchmesser 
mit 2000 Bohrungen, die die Rohre mit 
Wasser und Brennstäben aufnehmen. 

Bei Verlust des Wassers infolge eines Lecks ... 

. .. hört die Kettenreaktion automfl-­
tisch auf. 

... steigt infolge der Erhitzung die Mode­
ratorwirkung des Graphits an, die Ket­
tenreaktion steigert sich bis zu einer 
möglichen Explosion (Gleiches gilt Tür 
den Schnellen ßrüter). 

In beiden Typen verbleibt bei Kühlmittelverlust als gespeicherte Radioaktivität 

das 500-fflche (Biblis: 1000-fache) das 1500-fache 

der Radioaktivität, die die Bombe von Hiroshima produziert hat. Dies führt zu 
so großer Hitzeentwicklung, daß der Kernbrennstoff schmilzt. 

Bei Kühlmittelverlust soll ein Notkühl­
system verhindern, daß sich die Brenn­
stäbe überhitzen. Steuerungen, Pumpen 
usw. sind mehrfach ausgelegt; abgese­
hen vom Versagen aufgrund gemeinsamer 
Ursachen bestehen erhebliche Zweifel, 
ob das eingespritzte Notkühlwasser 
seinen Zweck erTüll t, d. h. fIIl die 
überhitzten Stellen gelangt ohne vor­
her zu verdampfen. 

Ein Notkühlsystem westlicher Bauart gibt 
es nicht, allenfalls einige Reservepum­
pen. Sowjetische und DDR-Techniker hal­
ten die westliche Bauweise explizit Tür 
"unökonomischtt 

• 

In beiden Reaktortypen sind Unfallabläufe möglich, die 1m jeweils anderen nicht 
möglich sind. Die schlimmsten Folgen sind zu erwarten 

(nicht möglich beim Stade-Biblis-Typ, 
wohl aber beim Hochtemperaturreaktor 
Hamm-Uentrop) 

beim schlagartigen Bersten des Kessels 
mit sofortiger Fre~setzung von Radio­
aktivität - möglich in allen westlichen 
Reaktoren vom Druckkessel-Typ, ohne 
Vorwarnung. 

Tur einen Graphitbrand mit unkontrolliert 
ansteigender Kettenreaktion mit tage­
langer Freisetzung von Radioaktivität. 

(nicht möglich, da kein Kessel vorhan­
den) 

(Dacb: MSZ Nr.&/1986, S. 16 ff.) 

-
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f) Atomunfälle in Windsca1e/Sellafield 

Ein vertuschtes 
Tschernobyl 

Radioaktivität. 20000 Curie 
entsprechen 7,4 mal 101

• 

Becquerel - aufgerundet eine 
Eins mit 15 Nullen. Tscherno­
byl schüttete 30 Jahre später ei­
ne Million Curie über Europa 
aus. 

millan nicht ganz geheuer vor. 
Am 15. Oktober. drei Tage 
nachdem das Feuer in Wind­
scale gelöscht war, empfahl das 
Gremium für künftige Reak­
torunfälle einen Grenzwert 
von 2000 Becquerel pro Liter. 
Doch die Menschen, denen 
Curie und Becquerel damals 
noch völlig fremd waren, wur­
den auch über diese Maßnah­
me im ungewissen gelassen. 

Dreißig Jahre wurden die Folgen 
einer Katastrophe im britischen Atommeiler 
Windscale verheimlicht. Die Kern- Vor der Öffentlichkeit wur­

de in der Demokrat!e England 
eine ähnliche Mauer des 
Schweigens aufgeriChtet wie 
die. mit der Moskau seine »Re­
aktor-Havarie«. zunächst zu 
umgeben versuchte. Die briti­
sche Regierung unter Premier­
minister Harold Macmillan 
hielt die Bevölkerung des In­
selreiches bewußt im unklaren. 
Macmillan zensierte eigenhän­
dig den Untersuchungsbericht 
über die Katastrophe. Das geht 
aus Kabinettsprotokollen her­
vor. die jetzt, nach Ablauf ei­
ner 30jährigen Sperrfrist, in 
London freigegeben wurden. 

spalter haben ein weiteres Stück an 
Glaubwürdigkeit eingebüßt 

Es war wie in Tschernobvl: 
Tausend Tonnen Graphit st~n­
den in Flammen. und Brenn­
stäbe schmolzen. Der rötliche 
Schimmer über dem Reaktor 
war weit durch die Nacht zu se­
hen. Wie in der Ukraine 
kämpften die Männer der 
Werkfeuerwehr bis zum Um­
fallen. Doch sie bekamen den 
Reaktorbrand durch Reinpum­
pen von Kohlendioxid nicht 
unter Kontrolle. Schließlich 
nahmen sie ihre Zuflucht zu 
Löschwasser. Erst am dritten 
Tag war der Brand erstickt. 
Doch das Zusammentreffen 
von kaltem Wasser und glü­
hendem Graphit wirkte wie ein 
Vulkan: Eine radioaktive Wol­
ke stieg kilometerhoch und 
verbreitete sich über das Land. 

Schuld an der Katastrophe 
von Windscale im Oktober 
1957 war die Mischung aus nu­
klearer Fehlkonstruktion und 
menschlicher Fehlbedienung. 
Die Atomreaktoren. 1946 ha­
stig an die Westküste der briti­
schen Insel geklotzt, produ­
zierten Plutonium. Die Eng­
länder drängten mit Macht in 
den neuen Klub der Atom­
mächte. Die militärischen Mei­
ler von damals funktionierten 
anders als heutige Wasser-Re­
aktoren vom Typ Biblis. Statt 

von Wasser wurden die kern­
spaltenden Neutronen von 
Graphit abgebremst. Und statt 
Dampf für eine Turbine zu er­
zeugen. wurde die erzeugte 
Hitze einfach in die Atmosphä­
re gepustet. Nur auf das ausge­
brütete Plutonium kam es an. 
auf den Stoff für die Bombe. 

Doch Graphit ist tückisch. 
Es nimmt die Hitze aus den 
Brennstäben auf und speichert 
sie - doch nicht als Hitze. son­
dern indem es seine Kristall­
struktur verändert. » Wigner­
Effekt« nennen die Wissen­
schaftler diesen unheimlichen 
Vorgang, ohne ihn genau er­
klären zu können. Nach einer 
gewissen Zeit ist das Graphit 
volJgepumpt, und die Kristall­
struktur springt in ihre ur­
sprüngliche Form zurück - un­
ter explosionsartiger Freiset­
zung der gesamten gespeicher­
ten Hitze. Um diesen Aus­
bruch zu verhindern. heizen 
die Reaktortechniker das Gra­
phit in regelmäßigen Abstän­
den unter kontrollierten Be­
dingungen absichtlich auf. 

Bei einem solchen» Wigner­
Release« war dann das Un­
glück passiert. 20 000 Curie 
breiteten sich in den folgenden 
Tagen über England aus. Curie 
war damals die Maßeinheit für 

... 
Die 1957 für Windscale ver­

antwortliche' konservative Re­
gierung beschränkte sich dar­
auf, radioaktiv verseuchte 
Milch von Kühen, die auf den 
Wiesen rund um den Atom­
meiler weideten. aus dem Ver­
kehr zu ziehen. Etwa 2000 
Tonnen Milch mit einer Bela­
stung von mehr als 0,1 Mikro­
Curie wurden vernichtet, das 
waren 3700 Becquerel pro li­
ter. Die Europäische Gemein­
schaft einigte sich nach Tscher­
nobyl mit Mühe auf einen -
von vielen Experten noch im­
mer als zu hoch angesehen -
Grenzwert von 600 Becquerel 
pro Liter Milch. 

Schon 1957 kamen die 
»Grenzwerte« pro Liter dem 
wissenschaftlichen Berater­
kreis um Premierminister Mac-

Der Premier gab einer Kom­
mission den Auftrag. einen 
neuen Bericht über das Wind­
scale-Unglück zu erarbeiten, 
der »besser für die Veröffentli­
chung geeignet« sei, heißt es in 
den nun freigegebenen Proto­
kollen. 

Der Ärztliche Forschungsrat 
garnierte den geschönten Be­
richt mit der Versicherung. es 
sei »in höchstem Maße un­
wahrscheinlich«. daß jemand 
durch den Vorfall in Windscale 
gesundheitlich geschädigt wür­
de. 

Darüber streiten Experten 
bis heute. »Sofort-Totee( wur­
den damals nicht registriert. 
Doch die Ärzte berichten seit 
Jahren über eine Häufung von 
Leukämie und Krebs in der 
Umgebung des Atom-Zen­
trums, das 1981 in »Sellafield« 
umbenannt wurde und heute 
als größte Wiederaufarbei­
tungsanlage der Welt gilt. 

Offizielle Berichte beschrän­
ken sich auf die vage Feststel­
lung, »möglicherweise« seien 
33 Personen an den Strahlen­
folgen gestorben. In Tscherno­
byl erlagen 31 Menschen den 
hohen Strahlendosen, die sie 
sich beim Kampf gegen das 
verheerende Feuer zugezogen 
hatten. 

PETER THOMSEN 

Nach: Stern vom 7.1.1988 Arbeiter von Atomanlage 
extrem strahlenbelastet Frankfurter Rundschau 

vom 16.8.1986, 5.1 

Hohe Plutoniumwerte in Sellafield festgestellt 

LONDON, 15. August (dpa/Reuter). Drei verstorbene ehemalige Arbeiter 
der britischen Atom-Wiederaufarbeitungsanlage "Sellafield" in der mittel­
englischen Grafschaft Cumbria hatten eine extrem hohe Plutonium-Konzen­
tration in ihren Körpern. Dies ist bei einer Untersuchung der Leichen fest­
gestellt worden, die am Donnerstag in der jüngsten Ausgabe der britischen 
Fachzeitschrift "New Scientist" veröffentlicht wurde. 

Die Plutonium-Konzentration sei bei 
den Sellafield-Arbeitern um mehrere 
hundert Prozent höher als bei anderen 
Briten gewesen. Bei einem der Arbeiter 
habe man eine tausendmal so hohe Plu­
tonium-Konzentration festgestellt wie 
normal. Bewohner in der Nähe der Anla­
ge in Cumbria hätten zwischen 50 und 
250 Prozent mehr Plutonium im Körper 
als üblich, obwohl sie nicht in der Fabrik 
gearbeitet hätten. . 

Die britische Strahlenschutzbehörde 
gab zu, daß die Plutonium-Werte bei den 
Verstorbenen im Vergleich mit der Nor­
malbevölkerung stark erhöht waren. Sie 

betonte aber, daß es sich trotzdem um 
"sehr geringe" Konzentrationen gehan­
delt habe. Die drei Arbeiter seien auch 
nicht an Krebs, sondern in fortgeschritte­
nem Alter an Herzschwäche gestorben. 
Die Betreiberfirma ließ erklären, die rela­
tiv hohen Strahlenwerte seien immer 
noch "kaum meßbar" und hätten keine 
Auswirkung auf die Gesundheit der Ar­
beiter gehabt. 

Die Leichen waren auf Anraten des 
britischen Arztes Sir Douglas Black un­
tersucht worden, der 1984 eine erhöhte 
Zahl von Krebs-Fällen in Cumbria festge­
stellt hatte. 
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Arbeiter radioaktiv verseucht 
Neuer Unfall in der Wiederaufarbeitungsanlage Sellafield 

LONDON. 21. Januar (Reuter/AP). Bei 
einem weiteren Unfall in der britischen 
Atom-Wiederaufarbeitungsanlage Sella­
fieid sind zwölf Arbeiter radioaktiv ver­
seucht worden. Die Betreibergesellschaft 
British Nuclear Fuels teilte in der Nacht 
zum Mittwoch mit. am Vortag sei radio­
aktives Material in einem Arbeitsraum 
entdeckt worden. Zwölf Arbeiter hätten 
eine überhöhte Strahlendosis abbekom­
men und würden darauf untersucht, ob 
sie Uran- oder Plutoniumteilchen eingeat­
met hätten. 

Der Raum sei inzwischen wieder de­
kontaminiert (entseucht). teilte das Werk 
mit. Es gebe keinen Hinweis darauf. daß 
Radioaktivität ins Freie gelangt sei .. 

Die Anlage in Nordengland ist schon 
seit langem wegen häufiger Betriebsstö­
rungen und hoher Radioaktivitätsabga­
ben an die Umwelt im Gerede. Erst vor 
einem Monat hatte die britische Gesund­
heits- und Sicherheitsaufsicht damit ge­
droht. Sellafield zu schließen. wenn die 
Sicherheit nicht verbessert werde. Die 
Betreiberfirma hatte zugesagt. umgerech-

net rund 90 Millionen Mark zu investip.­
ren. 

Die Anlage zur Aufarbeitung abge­
brannter Brennstäbe hieß früher Wind-. 
scale. wurde aber nach einer Reihe von· 
Unfällen umbenannt. Sie ist die größte 
ihrer Art in der Welt. In dem Komplex 
wird auch das älteste kommerzielle 
Atomkraftwerk der westlichen Welt be'; 
trieben. Seit das Unternehmen im Jahr 
1950 seinen Betrieb aufnahm. sind über 
300 .. Vorfälle" registriert worden. Auf­
sichtsbeamte haben kritisiert. daß die Be­
triebsgebäude veraltet und die techni­
schen Anlagen zum Teil konodiert ( .. zer­
nagt") seien und daß die Unternehmens­
führung im Papierkrieg aufgehe. 

Frankfurter Rundschau 
vom 22.1.1987, 5.1 

g) Radioaktivität im Kernreaktor Hamm freigesetzt 

"Sellafield" zahlt für Krebstod 
LONDON, 17. September (Reuter). Die 

Betreiber der britischen Atom-Wiederauf­
arbeitungsanlage Sellafield haben' Ent­
schädigungen an die Familien dreier Ar­
beiter gezahlt, die an Krebs gestorben 
waren. British Nuclear Fuels teilte jetzt 
in London mit, insgesamt seien über 
100000 Pfund Sterling (rund 300000 
Mark) an die Familien der namentlicht 
nicht genannten Arbeiter geflossen. Die 
Zahlungen gehen auf eine drei Jahre alte 
Vereinbarung mit den Gewerkschaften 
zurück. Die Staatsfirma hat bisher nach 
eigenen Angaben insgesamt rund 600 000 
Pfund ausgezahlt. Etwa 100 EntschäcH­
gungsforderungen stünden noch offen. 

Frankfurter Rundschau 
vom 18.9.1986, 5.24 

Am 4. Mai sollten die Brennelemente im Hochtemperatur-Reaktor in Hamm-Uentrop 
ausgewechselt werden. 

Dabei blieb eine der tennisballgropen Graphitkugeln stecken. Es kam 7.U 

einem Stau. Die Kernkraftwerksingenieure bliesen erst Luft, dann Helium 
durch die verstopfte Leitung, um die Kugeln freizubekommen. Doch das 
Luft-Helium-Gemisch, in dem sich auch radioaktiver Graphitstaub befand, 
entwich mit hohem Druck durch den 70 Meter hohem Kamin. 6.600 Kubikmeter 
gelangten ins Freie. Um 21.15 Uhr sprang im Kontrollraum der THTR 300 
der Sicherheits-Monitor an. Auf dem Kontrollschreiber konnte der Schicht­
leiter zwei Minuten lang eine erhöhte Radioaktivität über den Abzugs-
kamin registrieren. 

Ungewöhnlich war dieser flStörfall" wohl nicht. Denn 
seit dem 1. Januar 1985 war es bereits 21mal zu Störfällen in dem wegen 
seiner angeblichen Sicherheit so hochgelobten Reaktor am Rande deR Ruhr­
gebiets gekommen. Allein elf davon betrafen das KühlRystem. Auch mit den 
Brennelementen hatte es erst im November vergangenen Jahres Probleme ge­
geben, als sieben der insgesamt 42 zur Abschaltung des Reaktors notwen­
digen Steuerstäbe in den Graphitkugeln steckenblieben. 

(G. Elendt: Nichts dazugelernt. Stern Nr. 24 vom 5.6.86, S. 188) 
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h) Schwerer Störfall in Biblis lange verschwiegen 

"Ein Szenario, von dem wir nicht wußten, 
daß es möglich war" 
Fast genau vor einem Jahr ereignete sich 
jener StörfaH im südhessischen Atom­
kraftwerk Biblis, der erst in dieser Woche 
durch einen Artikel im US-Branchenfach­
blatt .Nucleonics Week" bekannt wurde. 
Die FR dokumentiert den Artikel des 
Fachblattes, an dem neben dem Bonner 
Korrespondenten Mark Hibbs auch vier 
US-Kollegen mitarbeiteten, mit Genehmi­
gung des Verlages in einer von Hibbs und 
dem Verlag Me Graw-Hill autorisierten 
Übersetzung. 

Die nationale Atomaufsichtsbehörde 
(NRC) untersucht die Folgerungen aus 
einem unveröffentlichten Vorfall in 
einem deutschen Reaktor 

Die NRC überprüft die Verwundbarkeit 
(Anfälligkeit) von US-Kraftwerken durch 
einen seit langem postulierten sytem­
übergreifenden Unfall mit Kühlmittelver­
lust (interfacing systems loss-of-cooling 
accident - LOCA), nachdem sich die er­
sten Schritte in Richtung auf ein solches 
Ereignis im vergangenen Jahr in einem 
deutschen Reaktor ereigneten. Das Ereig­
nis führte zu Nachrüstungsmaßnahmen 
in deutschen Kraftwerken, aber NRC-Of­
fizielle, die erst kürzlich von dem Vorfall 
erfuhren, sind sich uneinig über die Be­
deutung des Ereignisses für US-Kraft­
werke. 

. Der Störfall, der bisher noch nicht von 
westdeutschen Behörden veröffentlicht 
wurde, ereignete sich Mitte Dezember 
1987 in Biblis A, einem 1204-Mega­
watt-Kraftwerk. Obwohl es einen zu ver­
nachlässigenden Austritt von radioakti­
vem Primärdampf unterhalb meldepflich­
tiger Grenzwerte gab, wurde der Störfall 
als Vorläufer für einen systemübergrei­
fenden Unfall mit Kühlmittelverlust 
(LOCA) bewertet; ein Unfall ablauf jen­
seits der Auslegungsgrenzen, der zuerst 
in der 1975 erstellten "Wash-1400-Reak­
torsicherheitsstudie" beschrieben wurde , 
wo er unter Kraftwerks-Ablauf V aufge­
führtwar. 

Nach diesem Ablauf kann ein Versagen 
der Prüfventile, die den Primärkreislauf 
vom Niederdruck-Einspritzsystem 
(low-pressure injection system - LPIS) 
des Reaktorkern-Notkühlsystems (emer-
gency core cooling system - ECCS) tren­
nen, einen Unfall mit Kühlmittelverlust 
(LOCA) verursachen, der auf das LPIS 
übergreift und den Reaktorsicherheitsbe­
hälter (das Containment) verläßt. Nach 
der Wash-1400-Studie "könnte das LPIS, 
das für Niederdruck vorgesehen ist, we­
gen des Überdrucks oder dynamischer 
Abläufe jenseits seiner Auslegung versa­
gen, was die Kernschmelze (und) den 
Austritt von Radioaktivität weit außer­
halb des Containments auslösen würde." 
Spätere NRC- und Industrie-Studien er­
gAben, daß die genauen Ergebnisse die­
ses Ablaufes kraftwerksspezifisch sind, 
weil die LPIS und die Schwächen des 
LPIS-Röhrensystems stark variieren. 

Die Auswirkungen des Ventilversagens 
hängen vom Zustand des Reaktorkerns 
und vom Druck im Primärsystem zum 
Zeitpunkt des Versagens ab. Wenn das 
Versagen beispielsweise auf einen Über­
druck durch einen bereits schmelzenden 
Reaktorkern zurückgeht, könnte ein Leck 

für ein schnelles Entweichen in die Um­
welt sorgen, weil typischerweise ein Teil 
der LPIS-Röhren in einem Hilfsgebäude 
untergebracht sind. Da das Kühlmittel 
außerhalb des Containments ausläuft, 
sammelt sich das Wasser nicht im Con­
tainment-Boden, und wenn der Kühlmit­
tel-Tank geleert ist, verbleibt keine Kühl­
mittel-Quelle für Notkühlsysteme, um ein 
Durchschmelzen zu verhindern. 

Der Biblis-Störfall begann, als die Be­
dienungsmannschaft Biblis A nach einer 
unvorgesehenen Vier-Tage-Abschaltung 
in der Hälfte des jährlichen Brenn­
stoff-Kreislaufes wieder anfuhr. Ein Ab­
schlußventil am Verbindungsstück zwi­
schen dem Primärkreislauf und dem 
LPIS war nicht, wie es sein sollte, ge­
schlossen. Wenn der Reaktor abgeschal­
tet ist, sind die zwei Ventile, die die bei­
den Systeme verbinden, vollständig geöff­
net; aber sie sollen sich beim Betrieb 
schließen, um das Notsystem vom Pri­
märkreislauf zu isolieren. Ein Reaktor­
Techniker erkannte das Problem und 
versuchte das Ventil durch Druckmanipu­
lationen zu schließen, indem er das zwei­
te Prüf'lentilleicht öffnete. Dieses Vorge­
hen - korrekt nach dem Betreiber-Hand­
buch - war nicht erfolgreich, und der 
Techniker begann - ebenfalls korrekt 
nach den Prozeduren - das Kraftwerk 
herunterzufahren. Durch das Öffnen des 
zweiten Prüfventils öffnete der Techniker 
für 2-5 Sekunden einen Pfad vom Primär­
kreislauf aus dem Containment, und es 
gab einen kleinen Austritt von Primär­
kreislaufdampfin den Reaktorringraum 
und von dort über den Abluftkamin in die 
Atmosphäre. 

Offizielle enthüllen nicht, wieviel Ra­
dioaktivität entwich, bestehen aber dar­
auf, daß es weit unterhalb der Grenzen 
war, die vom Betreiber, dem Rhei­
nisch-Westfälischen Elektrizitätswerk 
(RWE), verlangt hätte, den Störfall allein 
aus Radioaktivitätsgründen zu melden. 

Nach dem Biblis-Störfall wurde nach 
Angaben von Offiziellen die Gesellschaft 
für Reaktorsicherheit (GRS) unmittelbar 
mit der Untersuchung des Vorfalls und 
der Erstellung einer grundsätzlichen Ri­
sikostudie des Problems beauftragt. Die 
Wochen nach dem Störfall vorgelegte 
Studie faßte zusammen, daß ein ver­
gleichbares Leck im Dampfkreislauf in 
jedem Kraftwerk einen LOCA verursa­
chen könnte, wenn einige zusätzliche De­
fekte eingetreten wären, was Kraftwerks­
betreiber als "höchst unwahrscheinliche 
Situation" bezeichnen. Zu diesen Defek­
ten gehörte ein Bruch der LPI5-Röhrenin 
dem Zehntel ihrer Länge, das sich außer­
halb des Reaktorsicherheitsbehälters 
(Containment) befindet Der Vorfall in Bi­
blis erfüllte "keineswegs" den Störfall-Ab­
lauf für einen LOCA wie er von Reaktor­
Experten definiert wird, sagte ein Offi­
zieller. "Der Störfall in Biblis war der An­
laß, ein Szenario zu überprüfen von dem 
wir nicht wußten, daß es möglich war", 
sagte die GRS. 

Die Studie führte zu Veränderungen in 
allen deutschen Kraftwerken. Die An­
fahr-Prozeduren wurden überarbeitet, so 
daß die Bedienungsmannschaften früher 

Frankfurter Rundschau vom 7.12.1988, S.4 

prüfen, ob die Ventile zum Reaktorkern­
Notkühlsystem (emergency-core-coo­
ling-system - eccs) geschlossen sind, und 
die Mannschaften wurden entsprechend 
geschult Zusätzlich wurden die Reaktor­
schutzsysteme modifiziert, um den Druck 
hinter den Schlüsselventilen zu messen 
und ein Hochfahren des Reaktors zu 
stoppen, wenn der Druck nicht korrekt 
ist "Wir entdeckten eine grundsätzliche 
Schwäche in unserem Kraftwerksbetrieb 
und im Reaktorschutzsystem", sagte ein 
Offizieller, "und wir räumten das Pro­
blemaus." 

Die westdeutschen Sicherheits be hör­
den gaben Informationen über den Vor­
fall in das Störfallberichtsystem der 
A10menergiebehörde der OECD (Organi­
sation -für wirtschaftliche Zusammenar­
beit), aber deklarierten sie als Industrie­
geheimnis (stamped it proprietary). Nach 
Angaben von NRC-Offiziellen bedeutete 
dies, daß sie den Störfall nicht öffentlich 
diskutieren oder das Land und den be­
troffenen Reaktor benennen konnten. 
"Wir 'glauben nicht, daß wir darüber spre­
Chen sollten, weil es unser Abkommen 
btechen würde", sagte NRC-Sprecher Ro­
bert Newlin. "Wir glauben nicht, daß wir 
überhaupt etwas sagen können." 
. per Vorfall, von dem die NRC erstmals 

im September erfuhr, wurde bei einem 
vertraulichen Treffen über Reaktor-Stör­
falle von NRC-Mitarbeitern am 29. No­
vember erörtert. Ein Tagesordnungs­
punkt sagte lediglich: "Ausländischer 
Reaktor - Reaktor-Kühlmittelverlust aus­
ßerhalb des Containments - vertrauliche 
Information (Industriegeheimnis)." 
'. Thomas Murley, der Direktor des Bü­
ros für Nuklear-Reaktor-Richtlinien, sag­
te, daß es nicht unüblich ist, von Störfäl­
len in ausländischen Reaktoren lange 
nachdem sie sich ereigneten, zu erfahren, 
weil die Betriebsstörfälle zuerst von den 
Inspektoren des jeweiligen Landes analy­
siert und anschließend Spezialberichte 
erstellt und in die internationalen Be­
richtsnetze eingegeben werden. Murlev 
erklärte, er sehe nichts "irgendwie Ala;­
Illierendes" im Biblis-StörfalJ und sei 
nicht verärgert darüber, daß die NRC da­
von nicht eher erfahren habe. 

Ein NRC-Experte sagte aber, in den 
USA wäre es als Ereignis von "höchster 
Bedeutung" für die Sicherheit eingestuft 
worden, falls dort ein dem Biblis-Störfall 
vergleichbares Ereignis eingetreten wäre. 
"Wenn es in einem US-Kraftwerk pas-
siert wäre, hätten wir ohne Zweifel inner-
halb von Stunden ein erweitertes Inspek­
tionsteam (ait - augmented inspection 
team) vor Ort gehabt," sagte der Experte. 
"Nach einem Fehler wie diesem wären 
sie für eine lange Zeit abgeschaltet ge­
blieben. Wenn man mit einem Leck au­
ßerhalb des Containments dasteht und 
keine gute Nachschub-Quelle (für Kühl­
wasser) hat, kann man große Probleme 
bekommen. Wenn man ein definiertes 
Leck innerhalb des Containments hat, 
bleibt immer noch der (Containment)-
Sumpf und die Möglichkeit des Wieder­
verwendung (des Kühlmittels). Aber ein 
Leck außerhalb des Containments ist au­
ßerhalb der Auslegung. Wir fassen 
zusammen: Wenn man einen Störfall jen-
seits der Auslegung hat, dann hat man 
Probleme." • • • (Copyright 1988 Mc Graw-Hill) 
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Töpfer untersucht Biblis-Gefahr 
Studie über Störfall / "Monitor": Doch nahe am Super-Gau 

Von unserem Redaktionsmitglied Joachim Wille 

FRANKFURT AM., 11. Dezember. Bundesumweltmi- zuarbeitenden Atomwissenschaftler, wonach der Eintritt 
nister Klaus Töpfer (CDU) wird in einer Studie untersu- eines "nicht beherrschbaren Störfalls" (Super-GAU) 
chen lassen, was in dem Atomreaktor Biblis A hätte pas- noch hinreichend unwahrscheinlich" gewesen sei. Nach 
sieren können, falls der Reaktor bei der kritischen Recherchen des WDR-Magazins "Monitor" ist diese offi­
Situation im Dezember 1987 nicht von der Betriebs- zielle Version dagegen nicht mehr haltbar. Danach wur­
mannschaft abgeschaltet worden wäre. Dies kündigte de das für die Sicherheit des Meilers unverzichtbare 
der Minister in einem Interview mit der FR an. Töpfer Notkühlsystem einer "unerlaubten Zerreißprobe" ausge­
berief sich allerdings erneut auf die Aussagen der Bonn setzt. 

Töpfer sagte in dem Interview, die Er­
kenntnis, man kann noch etwas besser 
machen, dürfe nicht mit dem Eingeständ­
nis gleichgesetzt werden, "es sei bisher 
Unverantwortliches (bei der Sicherheit 
der Kraftwerke, Red.) zugelassen wor­
den". Zur Wahrscheinlichkeit eines Su­
per-GAU meinte er: "Ich will mich hier, 
nicht in technischen Kategorien abschlie­
ßend äußern. Ich glaube, das wäre eine 
Anmaßung des Politikers." Fachleute des 
TÜV und der Bonner Reaktor-Sicher­
heits-Kommission seien aber zu dem Er­
gebnis gekommen, daß "noch erhebliche 
weitere Fehlverläufe (hätten) hinzutreten 
müssen, wenn es zu einem gravierenden 
Ereignis (hätte) kommen sollen". 

Den Vorwurf der Vertuschung des 
Störfalls wies Töpfer zurück. Alle Bun­
desländer - auch die atomkraft-kriti­
schen - seien genauso wie die "interna-
tionale Fachöffentlichkeit" über das Er­
eignis informiert worden. Der Minister 
räumte ein, daß die Mitteilung an die in­
ternationale Meldestelle für Atom-Stör­
fälle der OECD in Paris als "restricted", 
das heißt, nur für den Dienstgebrauch zu 
verwenden, eingestuft wurde. Kritik an 
der Art der Information gebe es bei der 

Meldestelle nicht. 
Töpfer erneuerte seine Forderung, ein 

bundesdeutsches Zentrum für Alternativ­
energien und Energieeinsparung einzu­
richten, um eine ,,zukunft ohne Kern­
kraft zu erfinden". Daran erinnert, daß 
Forschungsminister Heinz Riesenhuber 
(CDU) deutliche Einwände gegen ein sol­
ches neues Zentrum geäußert hat, sagte 
Töpfer: "Ich glaube nicht, daß Wider­
spruch zur Beendigung des Denken 
führt." 

ilk BONN. Die Wertung Töpfers und 
des Vorsitzenden der Reaktorsicherheits­
kommission, Professor Adolf Birkhofer, 
der Biblis-Störfall sei ein Ereignis gewe­
sen, das "meilenweit von der Möglichkeit 
einer Kemschmelze des gefürchteten Su­
per-GAU" entfernt gewesen ist, ist nach 
Recherchen der "Monitor"-Redaktion 
nicht mehr haltbar. Statt den Reaktor 
nach dem Ausfall eines für den sicheren 
Betrieb unverzichtbaren Absperrventils 
'sofort abzufahren, ließ sich die Betriebs­
mannschaft laut Monitor· auf ein hochge­
fährliches Experiment ein, als sie die 
zweite und letzte Absperrung zwischen 
dem heißen, radioaktiven Hochdruck­
Kühlkreis des Reaktors und einem für 

Frankfurter Rundschau 
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weit niedrigeren Dampfdruck vorgesehe­
nen "Notkühlkreis" öffnete. Dadurch soll­
te eine Strömung erzeugt werden, die das 
blockierte erste Absperrventil .mö2licher­
weise wieder gängig gemacht und so ein 
vollständiges Abschalten der Anlage ver­
hindert hätte. 

Monitor berichtet in einer Sendung am 
heutigen Montag, durch diese Sicher­
heitsverstöße sei das für die Sicherheit 
der Anlage unverzichtbare Notkühlsy­
stem einer unerlaubten Zerreißprobe aus­
gesetzt gewesen. Wäre die Leitung ge­
platzt, oder eines der überforderten Ven­
tile abgerissen - was durchaus im Be­
reich der Möglichkeit gelegen habe -
hätte sich eine Kernschmelze mit großer 
Strahlenfreisetzung in die Umgebung 
nach Meinung von Fachleuten kaum 
noch aufhalten lassen. Erst als ihr "Expe­
riment" erfolglos geblieben war, schaltete 
die Mannschaft den Reaktor schließlich 
ab. 

Das technische Manöver der Betriebs­
mannschaft habe also nicht nur eine un­
wichtige Nebenleitung betroffen, wie an­
gegeben wurde. Die unabdingbare Ab­
sperrung zwischen Hochdruck- und Nie­
derdruckkühlkreis sei dadurch in Frage 
gestellt worden, gibt Monitor an. 

Ein bisher zu wenig 
beachtetes Risiko: 
Durch das offen 
gebliebene Ventil 
in der Leitung zum 
Nachkühl-System in 
Biblis kann Kühl-
wasser aus dem kugel­
förmigen Containment 
cSicherheitsbehälter) 
entweichen. 

Stern vom 8.12.198&, 
5.247 

• 
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Leck im Atommeiler Biblis B gemeldet 
Jetzt bei einer Inspektion festgestellt I Als "Eilt"-Fall eingestuft 

me WIESBADEN, 15. Dezember. Die 
Rheinisch-Westfälischen Elektrizitäts­
werke (RWE) haben mitgeteilt, daß bei 
einer Inspektion des zur Zeit' abgeschal­
teten Atomkraftwerks Biblis B an einem 
Strang des Nachkühlsystems .. zwischen 
Erst- und Zweitabsperrung" ein Leck ent­
deckt worden ist. Das Leck befinde sich 
an einer .. kleinen Entleerungsleitung" 
und .könne nur bei abgeschalteter Anlage 
festgestellt werden, weil das betreffende 
Rohrleiturigsstück im Normalbetrieb 
nicht unter Druck stehe. Dieser Befund 
sei am Dienstag unter der Kategorie E 

(Eilt) an die hessischen Aufsichtsbehör­
den gemeldet worden. Die Reparaturar­
beiten würden mehrere Tage in An­
spruch nehmen. 

Der Reaktor Bllilis B war bis ein­
schließlich Sonntag abgeschaltet worden, 
weil, wie es in einer Pressemeldung ge­
heißen hatte, einige kleinere Leckagen 
am nicht-radioaktiven Dampfkreislauf 
abgedichtet werden sollten. Dabei mußte 
aber auch die Anzeige für die im Sommer 
neu eingebaute Verriegelung des .. Prüf­
ventils" schon wieder repariert werden, 
dessen Öffnung i~ Reaktor Biblis A vor 

Frankfurter Rundschau vom 16.12.1988, S.l 

einem Jahr zu einem nicht mehr be­
herrschbaren Störfall hätte führen kön­
nen. Wie das hessische Umweltministe­
rium auf FR-Anfrage mitteilte, wird an­
läßlich der Beseitigung kleinerer Lecka­
gen am nicht-radioaktiven Dampfkreis­
lauf jetzt auch diese Verriegelungsanzei­
ge wieder instand gesetzt. Die Verriege­
lung selbst sei jedoch intakt, wie Druck­
messungen ergeben hätten. Biblis B wur­
de am Mittwoch bis einschließlich Sonn­
tag abgeschaltet. *, 

• • • 

Ein Drehbuch - mitzutragen bei 
der nächsten Beinahe-Katastrophe 
Vor zwei Jahren schrieb der Soziologe Charles Perrow die Drama­

turgie eines Unfalls: Die Biblis-Akteure folgten ihr / Von Conrad Lay 
Das Drehbuch der Beinahe-Katastro­

phe von Biblis, auch Beinahe-.. Rest­
risikoereignis" genannt, wurde bereits 
vor zwei Jahren geschrieben. Autor ist 
Charles Perrow, Soziologieprofessor an 
der Yale-Universität in ConnecticutiUSA. 
Seinem Aufsatz .. Lernen wir etwas aus 
den jüngsten Katastrophen?", der auf 
deutsch in der von Ulrich Beck herausge­
gebenen Zeitschrift .. Soziale Welt" er­
schien, fügte er ein Drehbuch bei, das der 
Beobachtung einer Vielzahl von Unfällen 
und Beinahe-Unfällen entnommen ist. 
Dieses Drehbuch - so schreibt Perrow 
- .. sollten Sie während des nächsten ka­
tastrophalen Unfalls oder bei der näch­
sten Beinahe-Katastrophe mit sich tra­
gen". Leider konnten wir dies nicht, hat­
ten wir doch erst mit einjähriger Verspä­
tung davon erfahren. 

Doch damit sind wir bereits bei 
Punkt 1) des Drehbuches: 

"Die erste Aufmerksamkeit wird außer­
halb des (technisch-organisatorischen) 
Systems entstehen; das System selbst 
wird Desaster, die eine Zeitlang halbwegs 
versteckt werden können, nicht freiwillig 
bekanntgeben, und die Führer des Sy­
stems dürften einige Zeit lang nichts da­
von wissen oder nicht wissen, wie 
schlimm es ist. Das System wird wahr­
scheinlich nicht das Schlimmste denken 
oder zugeben. " 

Genauer können wir auch im Nachhin­
ein nicht die Vertuschungspraxis kenn­
zeichnen: Bekannt wurde der Vorfall 
überhaupt nur durch die US-Fachzeit­
schrift .. Nucleonics Week". Auch die .. Füh­
rer des Systems", in unserem Fall Um­
weltminister Töpfer, haben einige Mona­
te nichts davon gewußt oder jedenfalls 
die Tragweite nicht erahnt. 

Punkt 2) des Drehbuches: 
"Das System wird erste Berichte de­

mentieren oder einige Zeit vorsätzlich 
über die Ernsthaftigkeit oder die Gründe 
hinwegtäuschen ... 

Manfred Popp, Staatssekretär im hessi­
sehen Umweltministerium, sprach an-

fangs von "Gefahren der Routine", die 
dem Ministerium grundsätzlich "immer 
bewußt" gewesen seien. ..zu keiner Zeit 
habe Gefahr bestanden", meinte RWE­
Manager Dirk Kallmeyer, der stellvertre­
tende Leiter der Abteilung Krahwerksbe­
trieb in Essen. Der Vorfall sei aus der 
Sicht der RWE "abgehandelt und bewer­
tet": .. Das ist für uns ein Jahr her." Mit 
anderen Worten: Es gibt keinen einzigen 
Zeitpunkt, an dem über die Beinahe­
Katastrophe berichtet werden kann. 'Zu­
vor gab es keine Informationen, und da­
nach ist alles Schnee von gestern. 

Punkt 3) des Drehbuches: 
.. Nach dem Unfall sind Ausreden wahr­

scheinlich. Systeme müssen sich schüt­
zen, wenn Kritik erwartet wird. U 

In Sachen Biblis tat sich hierin Adolf 
Birkhofer hervor, Vorsitzender der Reak­
torsicherheitskommission: es handle sich 
nicht um eine Ereignis mit Kühlmittel­
verlust, der Vorfall habe "keine erheb­
liche Sicherheitsbedeutung" . Eigentlich 
sei das Ganze ein Mißverständnis: die 
Amerikaner hätten geschrieben ,,After a 
break like that", doch das treffe gar nicht 
zu, einen Bruch habe es gar nicht gege­
ben. Was Birkhofer nicht bemerkte, im 
Originaltext hieß es ,,After a breach like 
that", also nach einem solchen Verstoß 
gegen Sicherheitsprinzipien. Auch Über­
setzungsschwierigkeiten werden als Aus­
reden herangezogen. Peinlich, wenn sich 
herausstellt, daß die Schwierigkeiten auf 
dem eigenen Mist gewachsen sind. 

Punkt 4) des Drehbuches: 
"Die erste Erklärung wird ,menschli­

ches Versagen' sein. Das Bedienungsper­
sonal verantwortlich zu machen, schützt 
das System, da Angestellte ersetzt oder 
besser ausgebildet w,,!rden können, so 
daß das System oder seine Führungsspit­
ze nicht bedroht sind." 

Auch hier wurde die Regieanweisung 
exakt eingehalten. Natürlich sind die 
dummen Techniker schuld! Klaus Peter­
sen von der RWE-Hauptverwaltung be­
scheinigt ihnen eine "verschrobene Denk-

weise", und auch Fred Meyer, der Kraft­
werksdirektor von Biblis, stößt ins selbe 
Horn: Für die Techniker sei das ein .. nor­
males Ereignis gewesen, erst Monate 
später, als die "viel gescheiterten" Analy­
tiker, "die das viel besser wissen als wir", 
das Ereignis anders bewertet hatten, ha-

. be man seine Meinung ändern müssen. 
Ein Glück, daß die Ingenieure so klug 
sind. Doch warum bauten sie ein techni­
sches System, von dem ein Offizieller der 
Gesellschaft für Reaktorsicherheit später 
sagen wird: "Wir entdeckten eine grund­
sätzliche Schwäche in unserem Kraft­
werkbetrieb und im Reaktorschutzsy­
stem"? Nach und nach muß man zugeben 
- das hessische Umweltministerium und 
die RWE etwas später -, daß nicht 
menschliches Versagen, sondern die 
mangelnde Druckbelastbarkeit der hinter 
dem geöffneten Ventil liegenden Leitun­
gen das eigentliche Risiko ausmachten. 

Überhaupt ist die Unterscheidungzwi­
schen fehlermachenden Menschen und 
der Technik als einem toten Produkt 
recht fragwürdig. Darauf hat Charles 
Perrow in seinem Buch "Normale Kata­
strophen" sehr anschaulich hingewiesen: 
Das Problem ist die Organisation eines 
technischen Systems, also gerade die feh­
leranfällige Schnittstelle zwischen 
Mensch und Maschine. Die Gefahren lau­
ern in der Art und Weise, wie die EinzeI­
komponenten eines technischen Systems 
ineinandergreifen. Wenn auf dem zehn 
Meter langen Bedienungstisch im Leit­
stand des Atomkraftwerkes Hunderte 
von Anzeigen und kurzfristigen Alarm­
meldungen einlaufen, von denen die mei­
sten höhere Priorität als das kleine rote 
Lämpchen des nicht geschlossenen Ven­
tils TH 22 S 008 haben, dann ist es diese 
Komplexität, die zu "normalen" Katastro­
phen führt. Oder wie es Kraftwerksdirek­
tor Meyer in aller Naivität ausdrückt. im 
Trubel des Anfahrbetriebes sei ein Warn­
lämpchen vergessen worden. Ein Reak­
torfahrer von Harrisburg hatte - vor der 
Untersuchungs kommission - die Situa-
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tion dramatischer beschrieben: "Binnen 
weniger Minuten waren wir mit einer 
wahren Flut von Warnungen konfron­
tiert. Ich hätte die Schalttafel an die 
Wand werfen mögen. Sie gab uns zwar 
viele, aber keine wirklich wichtigen Infor­
mationen." 

Der Mensch ist an seine Grenzen ge­
stoßen. Er muß die Kontrolle über die 
Maschine an die Maschine abgeben. So 
lautete - wie nach Tschernobyl - auch 
jetzt nach Bekanntwerden des Bibliser 
Störfalls der einhellige Ratschlag: die 
dem Menschen anvertraute Kontrolle 
einzuschränken. Doch die Sache hat 
einen Haken, worauf Charles Perrow in 
seiner brillanten Studie bereits hinwies: 
"Mit jeder Rationalisierung (des techni­
schen Systems) werden Operateure ent­
behrlich. Aber zugleich werden neue 
Möglichkeiten für noch komplexere 
Systeme geschaffen, so daß der Opera­
teur als Pannenhelfer durch die Hinter­
tür wieder hereinkommt." 

Kommen wir zu Punkt 5) des Drehbu­
ches: 

"Nachfolgende Untersuchungen durch 
externe Gruppen werden immer Momen­
te von Mißmanagement, Produktions­
zwänge, die zur Inkaufnahme von Risi­
ken führen, und viele frühere Beina­
he-Unfälle enthüllen." 

Zu den Gründen, warum der Reaktor 
nur auf 300 Megawatt und nicht ganz ab­
geschaltet wurde, als das offene Ventil 
endlich wahrgenommen wurde, bemerkte 
Wollgang Hauck, Hauptabteilungsleiter 
Produktion in Biblis: "Das müssen sie 
einfach sehen aus der Mentalität der Be­
triebsmannschaft." Die Mentalität, das 
bedeutet: einen Produktionsausfall von 
einem Tag Vollastbetrieb (etwa 24 Millio­
nen Kilowattstunden) zu vermeiden. Da 
nahm man lieber das Risiko in Kauf, bei 
laufendem Reaktor das Problem durch 
Öffnen einer Leitung zu lösen. Die Höhe 
des ausgetretenen radioaktiven Wassers 
kann man hinterher immer noch bestrei­
ten: Hatte das hessische Umweltministe-
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rium zunächst von "eInIgen Litern" ge­
sprochen, so waren es .gut eine Woche, 
nachdem der Fall der Offentlichkeit be­
kanntgemacht wurde, bereits 200 Liter 
Kühlwasser. 

Auch an der Enthüllung weiterer Bei­
nahe-Unfälle hat es diesmal nicht gefehlt: 
ein weiterer Störfall in Biblis, die Störfäl­
le in Stade, Philippsburg, Obrigheim ... 

Regieanweisung Nr. 6): 
Irgend jemand wird auftreten, der die 

Katastrophe vorhergesagt hat Katastro­
phen werden immer von irgendwem vor­
hergesagt" 

Hier weicht das Drehbuch von der Bi­
bliser Wirklichkeit ab: Eine Vorhersage 
hat es nicht gegeben, wenn auch die Risi­
kountersuchungen des Darmstädter 
Öko-Institutes auf die Möglichkeit eines 
solchen Störfalles hinwiesen. 

Für Regieanweisung Nr. 7 ist es noch 
etwas früh: 

"Formelle Strafen werden, sofern sie 
überhaupt verhängt werden, mild sein. 
Systeme haben Ressourcen, Helfer und 
Verkäufer, Opfer sind unorganisiert So­
gar die Köpfe des fehlerhaften Systems 
bleiben an ihrem Platz." 

Auch insofern hat Perrow - bislang je­
denfalls - recht behalten. Er schließt 
sein Drehbuch mit Punkt 8) ab, daß näm~ 
lich nur marginale Veränderungen vorge­
nommen würden und nicht solche, die 
sich auf die exzessive Komplexität und 
die enge Kopplung des technischen Sy­
stems beziehen. Auch hier stimmt die 
Wirklichkeit mit dem Drehbuch überein: 
Die Kraftwerksbetreiber beeilen sich mit­
zuteilen, technische Verbesserungen sei­
en in allen Atomkraftwerken, die nach 
dem Bibliser Muster gebaut seien, in der 
Zwischenzeit vorgenommen worden, das 
Problem mithin "ausgeräumt". 

Nach wie vor stehen wir jedoch vor 
dem Geheimnis, was wohl in den Köpfen 
jener Betriebsmannschaften vorgegan­
gen ist, die das rote Signal des geöffneten 
Ventils nicht wahrnahmen. 15 Stunden 

lang nicht wahrnahmen. Für Charles Per­
row, der zahlreiche technische Systeme 
- von Bergwerken, über Raumfahrt und 
Atomkraftwerken bis hin zur Gentechno­
logie - untersucht hat, liegt die Ursache 
darin, daß wir uns in unserem Innern 
eine Welt konstruieren, die unseren Er­
wartungen entspricht, da uns die Kom­
plexität der realen Situation überfordert, 
und daß wir nur jene Informationen wei­
terverfolgen, die in unser konstruiertes 
Modell passen, während wir gleichzeitig 
alle Informationen entwerten, die dem 
Modell widersprechen. 

Die Mannschaften in Biblis wollten den 
Reaktor wieder anfahren, dazu "paßte" 
das offene Ventil nicht. Also ließen sie 
sich in ihrer Konstruktion der Wirklich­
keit nicht davon beirren, schlossen nicht, 
daß das Ventil tatsächlich noch offen sein 
könnte, sondern deuteten es "als Fehler 
in der Anzeige", wie es im Töpfer-Bericht 
heißt. Wenn die Wirklichkeit nicht mit de­
ren Konstruktion im Kopf überein­
stimmt, kann es nur an den Meßinstru­
menten liegen - auch dies, ein bei vielen 
Unfällen beobachtetes Syndrom. "Ein 
Warnsignal wird nur dann wirksam", hat­
te Charles Perrow geschrieben, "wenn es 
sich in unser innerstes Bild der Vorgänge 
einfügt. Sonst wird es von der Flut derje­
nigen Signale hinweggeschwemmt, die 
unseren Erwartungen entsprechen und 
als ,Rauschen' im System ignoriert" 

Die Handlungspsychologie auch in 
hochkomplexen Techniksystemen läßt 
sich sehr wohl erklären. Die Bibliser Bei­
nahe-Katastrophe reiht sich ein in eine 
lange Kette unwahrscheinlicher, zum Teil 
abenteuerlicher Handlungsabläufe. Die 
Ergebnisse der Risikoforschung, wie sie 
etwa Perrow vorgelegt hat, sprechen hier 
eine deutliche Sprache. Doch eine andere 
Frage ist es, 9b wir bereit sind, daraus zu 
lernen. Die Ubereinstimmung des Bibli­
ser Störfalles mit dem zwei Jahre zuvor 
geschriebenen Drehbuch Charles Per­
rows gibt Grund zur Skepsis. Die Akteure 
haben sich an die Dramaturgie gehalten. 

Frankfurter Rundschau vom 24.12.198&, S.22 
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i) Störfall in Brokdorf 

Alle Atommeiler 
werden überprüft 

Töpfer reagiert auf Brokdorf-Störfall 
Von unseren Redaktionsmitgliedern 

FRANKFURT A. M., 16. Dezember (FR). Die bundesdeutschen Atomkraft­
werke werden durch die Aufsichtsbehörden der Länder auf mögliche 
Schwachstellen bei den Notkühleinrichtungen untersucht. Dies hat Bundes­
umweltminister Klaus Töpfer (CDU) nach Bekanntwerden des jüngsten 
Störfalls im Atomkraftwerk Brokdorf am Freitag angekündigt. Der Störfall 
hätte nach Meinung des schleswig-holsteinischen Energieministers Günther 
Jansen (SPD) "zu ganz großen Problemen ... bis zur Kernschmelze führen 
können". Vor dem hessischen Atomuntersuchungsausschuß wurde am Frei­
tag deutlich, daß die Schwere des Störfalls im Atomkraftwerk Biblis im ver­
gangenen Dezember wegen der unklaren Meldung darüber monatelang 
nicht erkannt wurde. 

hhk FRANKFURT A. M. In einem 
Rundfunkinterview hat Jansen deutlich 
gemacht, daß die fehlende Einsatzbereit­
schaft der Notspeisediesel, die bei einem 
Ausfall der Stromversorgung im Atom­
kraftwerk Brokdorf an der Untereibe die 
Kühlung des Reaktors sicherstellen sol­
len, "eine große Schlamperei" war. Wenn 

die Dieselaggregate, so Jansen, in einem 
Notfall hätten einspringen müssen, ,,hät­
ten alle vier in Serie versagen können". 
Der Minister, dessen Einschätzung von 
der Sprecherin des Bundesumweltmini­
steriums, Marlene Mühe, bestätigt wurde, 
sagte weiter: "Dann wäre im Ernstfall der 
Teufel los gewesen." . ••• 

Frankfurter Rundschau vom 17.12.1988, S.l 

j) Vorübergehende Stillegung des Reaktors in Brunsbüttel 

Energieminister Jansen (SPD): 

Dem Atommeiler Brunsbüttel droht die Stillegung 
Der schleswig-holsteinische Sozial- und 
Energieminister Günther Jansen (SPD) 
schließt die vorübergehende Stillegung 
des Atomreaktors in Brunsbüttel (1976 
ans Netz gegangen) nicht mehr aus, da 
der Störtall in Biblis Ende 1987 auch Be­
denken wegen der Sicherheit des Siede­
wasserreaktors an der Untereibe verur­
sacht hat. Abhängig ist diese Entsch~i­
dung von einem Gutachten des TUV 
Norddeutschland, das Jansen zu den Fol­
'gen des Falls Biblis in Auftrag gab, wie 
Jansen in einem Interview mit der FR 
sagte. Die Fragen stellte FR-Redakteur 
Joachim Wille. 

FR: Durch die Aufdeckung des Bi­
blis-Störfalls sind allgemeine Sicherheits­
mängel in Atomkraftwerken deutlich ge­
worden - sowohl was die Technik als 
auch was den "menschlichen Faktor" be­
trifft. Sehen Sie Konsequenzen auch für 
die drei Reaktoren in Schleswig-Hol­
stein? 

J ansen: Ja und sie sind zum Teil auch 
schon gezogen worden. Unmittelbar 
nachdem wir als Reaktorsicherheitsbe­
hörde von dem Störfall - damals noch 
als "normal" eingestuft - erfuhren, ha­
ben wir die Betreiber der Kernkraftwer-

ke in Schleswig-Holstein zu Stellungnah­
men aufgefordert. Auch der TÜV wurde 
gutachterlich tätig. Nach beider Angaben 
sind die Anlagen in Brokdorf und Krüm­
mel sicherheitstechnisch anders ausge­
legt als in Biblis. Dort gibt es sogenannte 
"Druckaufnehmer" und teilweise Verrie­
gelungen zwischen den Absperrarmatu­
ren, die einen Störfall wie in Biblis ver­
hindern sollen. In Brunsbüttel wird zur 
Zeit noch geprüft. 

Unterscheiden sich die schleswig-hol­
steinischen Reaktoren in punkto Ven­
til-Verbindung ReaktorkühlkreislauflNie­
derdrucksystem von dem in Biblis? Kann 
ein solcher Störfall dort nicht auftreten? 

Das Problem der Absperrung von 
Hoch- und Niederdruck haben alle 
Leichtwasserreaktortypen. Allerdings ist 
der Biblis-Störfall in Brokdorf und Krüm­
mel wegen der unterschiedlichen Kon­
struktionen unwahrscheinlich. Aber, das 
lehrt Biblis auch, es gibt immer wieder 
neue nicht kalkulierbare Situationen. 

Wie sieht es in Brunsbüttel aus? 1st es 
gerechtfertigt, den Reaktor quasi "auf 
Verdacht" weiterlaufen zu lassen, es wer­
de schon nichts passieren? 

Wir erwarten in allernächster Zeit eine 
gutachterliche Stellungnahme des TÜV 
Norddeutschland zu den Folgen des Bi­
blis-Störfalls auf das Kernkraftwerk 

BrunsbÜttel. Das Ergebnis dieser Unter­
suchung werde ich zur Grundlage meiner 
Entscheidungen machen, ob eventuell 
Aufsichtsmaßnahmen nach Paragraph 19 
des Atomgesetzes erforderlich werden. 
Das kann durchaus vorübergehende Still­
legung für Nachrüstungen bedeuten. 

Das als "Schrottreaktor" bezeichnete 
AKW Stade steht in Niedersachsen, im 
Falle eines großen Störfalles wären 

FR-Interview 
sicher aber auch Hamburg und Schles­
wig-Holstein betroffen. Reicht Ihnen aus, 
was die Regierung in Hannover nach 
dem dort - wiederum verspätet - be­
kanntgewordenen Störfall getan hat? Be­
stehen keine Zweifel an der Sicherheit? 

Aus unserer Sicht und aus der Sicht 
der Mehrheit der kritischen Fachwelt be­
stehen erhebliche Zweifel. Dabei ist die 
technische Ausführung der Frischdampf­
leitungen die Schwachstelle des Stader 
Reaktors. Im Frischdampfsystem hat sich 
ja auch der Herbst-Störfall ereignet. We­
gen der möglichen schweren Folgewir­
kungen - ein Ausfall der Kühlung bis 
hin zur Kernschmelze kann nicht ausge­
schlossen werden - muß Störfällen die-
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ser Art erhebliche Beachtung geschenkt 
werden: Das hat offensichtlich auch die 
niedersächsische Landesregierung er­
kannt und will angeblich die Frisch­
dampfleitungen austauschen lassen. 

Welche· allgemeinen Forderungen zie­
hen Sie aus dem BibJis-Skandal? Müßte 
nicht ein Ausstieg aus der Atomkraft for­
ciert werden - mit entsprechenden flan­
kierenden Maßnahmen (wie Wärme­
därnmprogramm, Verbot der verlustrei­
chen Strom-Heizung etc.)? 
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. Wie Sie wissen, hat der schleswig-hol­
steinische Ministerpräsident Bjöm Eng­
holm in seiner Regierungserklärung den 
Willen bekundet, den Ausstieg in unse­
rem Bundesland nach Möglichkeit in 
zwei Legislaturperioden zu verwirkli­
chen. Natürlich würden wir einen bun­
desweiten gemeinsamen Weg des Aus­
stiegs aus der Kernenergie vorziehen. 
Aber dafür gibt es bekanntlich zur Zeit 
keine Mehrheiten. Aber eines gilt bei uns 
auf jeden Fall: Wenn wir technisch nicht 
behebbare Mängel finden, die Gefahren 

Frankfurter Rundschau vom 13.12.1988, 5.4 

k) Störfall in Stade 

für die Menschen darstellen, und wenn 
wir beweisen können, daß es keine aus­
reichende Entsorgung für Atomkraftwer­
ke gibt, werden wir das Atomgesetz an­
wenden und solche Anlagen stillegen. 

An den ,,flankierenden Maßnahmen" 
wird in meinem Ministerium mit Hoch­
druck gearbeitet. Erstes Ziel dabei: Ener­
giesparmaßnahmen fördern. Zudem wol­
len wir dezentralere Stromerzeugungs­
formen unter Nutzung der Kraft-Wär­
me-Kopplung vorantreiben und den An­
teil regenerativer Energien erhöhen. 

Auch Störfall in Stade gefährlicher? 
Ministerium bestätigt "ungewohnte" Belastung im Reaktor 

sp HANNOVER, 13. Dezember. Der 
Störfall im Atomkraftwerk Stade am 18. 
September war weit schwerer als bisher 
bekannt. Der hannoversche Atomwissen­
schaftler Helmut Hirsch warf dem nie­
dersächsischen Umweltminister Wemer 
Remmers (CDU) vor, er habe den Störfall, 
der deutliche Parallelen zu Biblis zeige, 
"heruntergespielt". Bei der Erklärung, 
daß ein Fehler am Ventil der Frisch­
dampfleitung automatisch zur Schnellab­
schaltung der Turbin~n führte, habe der 
Minister Wesentliches verschwiegen, sag­
te Hirscl]., der das Forschungsinstitut 
"Gruppe ukologie" leitet. Die Stader Be­
dienungsmannschaft habe nämlich das 
elektronisch verschlossene Ventil wieder 
geöffnet, um eine Schnellabschaltung des 

Von unseren Korrespondenten 

Reaktors zu vermeiden. Bei diesem "Her­
umbasteln" sei die Gefahr eines Rohr­
bruchs entstanden. Der Störfall sei be­
sonders ernst zu nehmen, weil die Frisch­
dampfleitung ohnehin eine Schwachstelle 
des Stader Reaktors sei. 

Der zuständige Abteilungsleiter des 
Umweltministeriums, Horst zur Horst, 
bestätigte der FR, bei dem vergeblichen 
Versuch, das Ventil wieder zu öffnen, sei 
das Rohr in 20 Zentimeter weite Schwin­
gung geraten. Das sei eine "ungewohnte 
Größenordnung", das Material halte aber 
eine solche Spannung aus. Außerdem 
würde bei einem Rohrbruch notfalls noch 
der Dampferzeuger als Barriere wirken, 
sagte zur Horst. Das Verschweigen dieser 
Einzelheiten begründete er mit der Sor-

Frankfurter Rundschau vom 14.12.1988. S.l 

• • • • 
etc. etc. etc. 

ge, der Öffentlichkeit "zu viel Technik" 
zuzumuten. 

Der Ministeriumssprecher wies 
Hirschs Forderung zurück, den Sta,der 
Reaktor sofort stillzulegen. Das dortige 
Frischdampfsystem sei "sicher, auch 
wenn es nicht mehr den heute geltenden 
Richtlinien entspricht", sagte zur Horst. 
Innerhalb der vier Jahre bis zur geplan­
ten Erneuerung dieses Kraftwerkteils sei 
die Sicherheit durch häufigere Überprü­
fung gewährleistet. Hirsch dagegen warf 
dem Ministerium vor, nicht einmal durch 
spezielle Anordnung sichergestellt zu ha­
ben, daß ein Störfall, wie er sich am 18. 
September an diesem unzureichenden 
System ereignete, sofort gemeldet wer­
den muß. • •• 

• 
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C Ausstieg aus der Kernenergie - wie und wann? 

1. Ausstiegsscenario - Öko- und RWI-Gutachten 

über den sofort möglichen 
Kernenergie-Ausstieg herrscht 

Einigkeit 
Öko- und RWI-Gutachter: Verzicht auf Atomstrom wirtschaftlich 
vertretbar I Unterschiedliche Bewertung neuer Umweltprobleme 

Übereinstimmend kamen' das Freiburger Öko-Institut als auch das dem Lager der 
Kernenergiebefürwortern nahestehende Rheinisch-Westfälische Institut für WIrtschafts­
forschung (RWI) in Essen in Ihren Gut~chten zu dem Ergebnis, daß ein baldiger Aus­
stieg aus der Atomenergie möglich sei. In den Im Auftrag des BundeswirtschaftsminI­
steriums erstellten Studien erkennen weder die Wissenschaftler des Öko-Instituts, die 
mit dem Institut für Ökologische Wirtschaftsforschung (lÖW) Berlin zusammengearbei­
tet haben, noch die Gruppe des RWI unter Leitung des Energieexperten und Mitglied 
des Sachverständigenrates der "Fünf Weisen-, Professor Hans Karl Schneider einen 
drohenden Einbruch Im Wirtschaftswachstum noch in der Beschäftigung beim Aus­
stieg aus der Kernenergie. Innerhalb der Koalition Ist die Auftragsvergabe von Bundes­
Wirtschaftsminister Martin Bangemann an die beiden Institute Anlaß zu einer sich stän­
dig verschärfenden Auseinandersetzung. Die FR dOkumentiert von beiden Gutachten, 
die in der vergangenen Woche vor der Presse in Bonn vorgestellt wurden, die Zusam­
menfassung. 

Öko-Gutachten 
Das vorliegende Gutachten - das in 

wenigen Wochen zu erstellen war - geht 
aus von einer Reihe von Szenarios bzw. 
Stellungnahmen zur Frage eines Aus­
stiegs der Bundesrepublik Deutschland 
aus der Kernenergie. Diese wurden nach 
der Atomkatastrophe von Tschernobyl 
vorgelegt oder haben in diesem Zusam­
menhang besondere Bedeutung erhalten. 

Abgesehen von einer Berechnung für 
1995, die den Spielraum möglicher Emis­
sionssenkungen beschreibt, werden von 
uns keine eigenen Projektionen vorge­
nommen. Wir halten die Zahl der vorge­
legten Modellrechnungen für ausrei­
chend, um die Konsequenzen ihrer An­
nahmen zu prüfen. Die Kritik und die Va­
riation dieser Annahme ist unerläßlich, 
wenn die Folgen eines Ausstiegs aus der 
Kernenergie für die Bundesrepublik rea­
listisch und problemadäquat abgeschätzt 
werden sollen. Die Diskussion über Nut­
zen und Gefahren der Atomkraft hat 
sich unseres Erachtens bereits zu lange 
auf der Ebene von Modellrechnungen be­
wegt, deren mathematische. Präzision in 
keinem Verhältnis zu dem Subjektivis­
mus ihrer Prämissen steht. 

1. Der kurzfristige Ausstieg der Bun­
desrepublik aus der Kernenergie inner­
halb eines Jahres ist möglich, zumal 

dann, wenn Anpassungsspielräume im 
Falle etwaiger Engpässe eingeräumt wer­
den. Das Auftreten derartiger Engpässe 
wird auch von der Elektrizitätswirtschaft 
nicht definitiv behauptet, gleichwohl aber 
für möglich gehalten. Hierbei werden 
Maßstäbe der Reservehaltung angelegt, 
die als überhöht g~lten müssen.' Ange­
sichts erheblicher Uberkapazitäten wird 
sich auch nach Wegfall der Atomenergie 
(17,2 MW) immer noch eine nach bisheri­
ger und internationaler Erfahrung aus­
reichende Reserve ergeben. Probleme der 
Nutzüberlastung werden von der VDEW 
lediglich pauschal als Möglichkeit be­
hauptet, konkretisiert wird lediglich die 
Möglichkeit evtl. höherer Netzverluste. 

Die Probleme des Sofortausstiegs lie­
gen - kurzfristig - bei den Scha4stoff­
emissionen von Kraftwerken mit fossilen 
Energieträgern: Während die Schwefeldi­
oxidemissionen zumindest gleichbleiben, 
also nicht im Sinne der Großfeuerungs­
anlagenv.erordnung. zuciiQkgehenfo'CiürfteD; 
sie bei Stickoxiden (NOx) und Kohlendi­
oxid (C02) kurzfristig ansteigen. Hier 
könnte zwar u. a. ein Tempolimit im Stra­
ßenverkehr eine schnelle Entlastung 
bringen. Es bleibt jedoch ein politisches 
Abwägungserfordernis zwischen verblei­
benden fossilen Zusatzemissionen und 
den Risiken, Emissionen. und Abfällen 
der Atomenergie. Im Jahr 1985 betrugen 

die radioaktiven Emissionen der Kern­
kraftwerke rd. 500 TBq. 

2. Die errechneten Stromkosten des kurz-
. fristigen Ausstiegs sind volkswirtschaft­
lich zu verkraften, zumal dann, wenn die 
ungünstigen Annahmen der vorliegenden 
Berechnungen angemessen revidiert wer­
den. Bei gegebenen Annahmen steigt der 
durchschnittliche Strompreis im PRO­
GNOS-Gutachten im Sofort-Ausstiegssze­
nario von zunächst 1 auf später 3,5 Pf/ 
kWh. Bei den Autoren Müller-Reißmann/ 
Schaffner liegt der Strompreisanstieg -' 
je nach angenommenem Preisniveau -
zwischen 2,2 und 5,0 l>f/kWh. Die Mehr­
kostenberechnungen anderer. Szenarios 
liegen zwischen diesen Werten. Bei ange­
messen revidierten Annahmen liegen die 
Strommehrkosten deutlich im unteren 
Bereich dieses Spektrums (siehe Punkt 
3). 

Der mittelfristige Ausstieg bis Anfang 
der 90er Jahre ist technisch problemloser 
und mit geringeren Strommehrkosten 
verbunden. Technische Unsicherheiten 
hinsichtlich der Netzstruktur und der 
Kapazitätsreserve entfallen angesichts 
ausreichender Anpassungsspielräume. 

Auch bei den Umweltbelastungen er­
gibt sich eine relativ unproblematische 
Situation: Die relativen Mehremissionen 
von S02 und NOx lassen sich außerhalb 
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des Umwandlungs bereichs kompensie­
ren. Sie nehmen aber in jedem Falle als 
Folge der Großfeuerungsanlagenverord­
nung (GFAVO) erheblich ab. Ungünstiger 
entwickeln sich die Emissionen von CO2, 

wenn nicht zusätzliche Maßnahmen er­
griffen werden. Für das Jahr 1995 haben 
wir exemplarisch Bedingungen konkreti­
siert, die eine insgesamt günstigere Emis­
sionssituation ergeben. Selbst unter der 
zurückhaltenden Annahme eines stagnie­
renden Stromverbrauchs als Folge verän­
derter Tarifstrukturen, verstärkter 
Stromangebote aus industrieller und 
kommunaler Wärme-Kraft-Kopplung 
durch veränderte Stromeinspeisungstari­
fe und eines erhöhten Einsatzes regene­
rativer Energieträger (Wasser, Wind) 
kann ein Anstieg der CO2-Emissionen 
verhindert werden. Für die übrigen Emis­
sionen läßt sich folgendes Ergebnis erzie­
len: Der Schwefeldioxid-Ausstoß (S02) 
sinkt von 1,7 Millionen Tonnen des Jah­
res 1985 um 92 Prozent auf 0,13 Millionen 
Tonnen in 1995. Im selben Zeitraum ge­
hen die Stickoxid-Emissionen (NOx) von 
0,8 auf 0,16 Millionen Tonnen, also um 80 
Prozent zurück. 

Zum COi-Problem und der möglichen 
Entlastung durch die Kernenergie ist zu­
sätzlich festzustellen: Die Atomenergie 
hatte 1984 einen Anteil von rund 4 Pro­
zent am Weltenergieverbrauch - eine 
Quantität, die für das CO2-Problem nahe­
zu unerheblich ist. Diesem Problem wer­
den viel eher die massive Einsparung von 
bzw. der intelligentere Umgang mit Ener­
gieträgern gerecht. Hierzu bietet eine 
Strategie ohne Kernenergie, die nicht auf 
die Ausweitung des Energieangebots 
zielt, die besseren Möglichkeiten. - Der 
geringe Anteil der Kernkraft am weltwei­
ten Energieverbrauch läßt überdies auch 
erkennen, daß selbst ein globaler Aus­
stieg aus der Atomenergie keine Preis­
schübe und Verteilungskonflikte bei den 
fossilen Energieträgern wahrscheinlich 
macht. 

Die Stromkosten sinken bei PROG NOS 
zunächst leicht, um in den 90er Jahren 
um durchschnittlich 3,5 Pf/kWh zu stei­
gen. Die übrigen Autoren bewegen sich 
etwa in dieser Bandbreite. Bei angemes­
sen revidierten Annahmen liegen die 
Strommehrkosten im unteren Bereich 
des so markierten Spektrums (siehe 
Punkt 3). Unter dieser Prämisse ist der 
mittelfristige Ausstieg volkswirtschaft­
lich unproblematisch. Bei Berücksichti­
gung möglicher Innovations- und Effi­
zienzsteigerungseffekte dürfte er per 
saldo im Vergleich positivere wirtschaftli­
che Effekte haben als das Referenzszena­
rio des Atomprogramms. 

3. Die in der Mehrheit der Studien be­
rechneten Strommehrkosten des kurz­
wie mittelfristigen Ausstiegsszenarios 
sind vor allem aus folgenden Gründen als 
überhöht anzusehen: 

ßer Kostenvergleich der Kernkraft 
erstreckt sich nur auf Kohlekraftwerke 
reiner Kondensationsstromerzeugung. 
Ausgeklammert werden die Stromeinspa­
rung, die Stromerzeugung aus dezentra­
ler Wärme-Kraft-Kopplung ebenso wie 
Effizienzsteigerungen im Umwandlungs­
bereich. Nach PROGNOS reduzieren sich 
die errechneten Strommehrkosten be­
reits um mehr als die Hälfte, wenn der 
Wirkungsgrad von Kraftwerken um drei 
Prozentpunkte erhöht, die Kapazitätsre­
serve auf 20 Prozent gesenkt wird und. 
der Stromverbrauch zudem in 30 Jahren 
um insgesamt zehn Prozent geringer an­
steigt. 
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Bei den Kostenprojektionen der Kern­
energie werden weder die erheblichen 
bisherigen Preissteigerungen dieses Sek­
tors noch mögliche zusätzliche Sicher­
heitsaufwendungen (nach Tschernobyl) 
angemessen in Rechnung gestellt. Die 
Entsorgungskosten werden unplausibel 
niedrig angesetzt. Externe Kosten und 
volkswirtschaftliche Risiken eines Super­
GAU gehen in die Rechnung ebenfalls 
nicht ein. 

Für Kernkraftwerke wird eine 
durchschnittliche Nutzungsdauer von ·20 
bis 25 Jahren und sogar 30 Jahren (PRO­
GNOS) unterstellt, obwohl es hierfür kei­
nerlei gesicherte Basis, wohl aber erheb­
liche, empirisch begründete Zweifel gibt. 

- Es wird zum TeU mit Entschädi­
gungskosten operiert, die im Hinblick auf 
die geforderte Angemessenheit einer 
etwaigen Entschädigung nach dem Atom­
gesetz (§ 18) als spekulativ hoch angese­
hen werden müssen. 

4. Die gesamtwirtschaftlichen Effekte 
eines Ausstiegs aus der Kernenergie wer­
den vor allem unter dein Aspekt mögli­
cher Wettbewerbsnachteile für die strom­
intensiven Industrien des Grundstoffsek­
tors diskutiert, wobei sich vorgetragene 
Bedenken nur auf Teilsegmente einzel­
ner Branchen richten. Wir haben zu die­
sem' Thema eine umfassende Analyse u. 
a. mit folgenden Ergebnissen vorgelegt: 

- Weder innerhalb der Bundesrepu­
blik noch im internationalen Vergleich ist 
die Behauptung eines Kostenvorteils 
durch einen hohen Anteil an Atomstrom 
empirisch belegt. Unter 22 westlichen In­
dustrieländern ergibt sich für 1984 eine 
Korrelation zwischen der Höhe des 
Strompreises und dem Kernenergi~anteil 
an der Stromversorgung von 0,169 bei 
Haushalten und 0,041 bei industriellen 
Stromverbrauchern. Es läßt sich also sta­
tistisch beim besten Willen kein signifi­
kanter Zusammenhang zwischen hohem 
Kernenergieanteil und niedrigen Strom­
preise nachweisen. 

- Die Höhe der Strompreise ist vor al­
lem aus folgenden Gründen für den inter­
nationalen Wettbewerb unerheblich: (a) 
Ihr Anteil liegt auch bei stromintensiven 
Branchen wie der NE-Industrie unter 8 
Prozent des Produktpreises. (b) Stromin­
tensive Branchen sind in der Regel keine 
Exportindustrien. (c) Der spezifische 
Stromverbrauch der deutschen Industrie 
ist im internationalen Vergleich auffal­
lend niedrig (wenn auch steigend); dies 
gilt auch für die stromintensiven Bran­
chen. (d) Der internationale Wettbewerb 
wird zunehmend unter innovatorischen 
und qualitativen Aspekten geführt; nied­
rige und faktisch subventionierte Strom­
preise haben eher einen innovationshem­
menden und strukturkonservativen Ef­
fekt. (e) Der Strompreis der japanischen 
Industrie ist doppelt so hoch wie derjeTri­
ge der westdeutschen Industrie. 

- Positive wirtschaftliche Effekte hät­
te es· insbesondere; wenn energieintensi­
ve Industrien Strom als Nebenprodukt 
von Prozeßwärme oder .als Überschußpro­
dukt der Eigenerzeugung zu angemesse­
nen Preisen verkaufen könnten. Hier er­
gibt sich ein gesamtwirtschaftlich vorteil­
haftes Substitut zur Kernkraft 

- Die Atomindustrie ist kein positiver 
Faktor des Exports. Insgesamt gesehen 
ist ihr Beitrag zur Außenhandelsbilanz 
durch hohe Importe negativ. 

- Ein unbestreitbares, in der Bundes­
republik jedoch kaum erschlossenes wirt-

schaftliches Potential bieten hingegen die 
technisch intelligentere Nutzung und Er­
zeugung von Strom, seine Einsparung 
bzw. Substitution 'durch effizientere Er­
zeugungsformen und ökologisch risikoar­
me Energieträger. In Industrie, Kommu­
nen, Landwirtschaft und Haushalten liegt 
hier ein beträchtliches Innovationspoten­
tial, das auch beschäftigungswirksam ge­
nutzt werden könnte. 

5. Da ein Ausstieg aus der Kernenergie 
die Chance eines Innovationsschubes im 
Energiebereich mit positiven gesamtwirt­
schaftlichen Effekten bietet, ist jede lang­
fristige Ausstiegsvariante wegen ihres 
geringeren Anstoßeffektes gegenüber 
'den kürzerfristigen Varianten im N ach­
teil. Den Risiken der Atomenergie wird 
sie ohnehin nicht gerecht. 

6. Im Abschnitt V der Studie werden 
das Stromeinsparpotential, das Potential 
an regenerativen Energieträgern und die 
Möglichkeiten der Kraft-Wärme-Koppe­
lung dargestellt und Handlungsmöglich­
keiten aufgezeigt, die positive Rahmenbe­
dingungen für eine beschleunigte Nut­
zung der hohen Potentiale schaffen. 

- Sowohl im Haushaltsbereich, als 
auch in der gewerblichen Wirtschaft be­
steht ein, hohes Stromeinsparpotential. 
Durch eine Verbesserung der Haushalts­
geräte auf dem heutigen Stand des Wis­
sens und durch eine teilweise Substitu­
tion der .elektrischen Wärmeanwendung 
für Warmwasser und elektrisches Heizen 

. könnte der Stromverbrauch der Haushal­
te um etwa 50 Prozent reduziert werden. 
Im Bereich der gewerblichen Wirtschaft 
besteht ein technisches Stromeinsparpo­
tential von etwa 50 TWh, wovon bis zum 
Jahr 2005 etwa die Hälfte realisiert wer­
den kann. Gegenüber dem Stromver­
brauch dieses Sektors entspricht dies 
einer Reduzierung um 17 Prozent. 

- Auf der Basis neuester vorliegender 
Studien zur Kraft-Wärme-Kopplung und 
unter Berücksichtigung einer Verbesse­
rung der stromwirtschaftlichen Rahmen­
bedingungen errechnet sich hier für die 
Bundesrepublik ein wirtschaftlich aus­
schöpfbares Potential von rund 40000 
MW im industriellen und kommunalen 
Bereich. 

- Bei den regenerativen Energieträ­
gern besteht ein hohes technisches Po­
tential zur Stromerzeugung. Hier sind es 
vor allem die derzeitigen niedrigen Ein­
speisebedingungen, die hohen Preise für 
Reservestrombezug und die gegenwärtige 
Preisgestaltung der Elektrizitätsversor­
gungsunternehmen, die''eine''Ttrsche''Et'' 
schließung dieses Potentials verhindern. 

- Das Institut für ökolog.ische Wirt­
schaftsforschung und das OKO-INSTI· 
TUT schlagen in einem Aktionsplan flan­
kierende Maßnahmen für einen Ausstieg 
aus der Atomenergie vor. Diese Maßnah­
men sind nötig, um die durch einen kurz­
fristigen Ausstieg bedingten Mehrbelast­
ungen an Schadstoffen (NOx, CO2) aus 
fossilen Feuerungen zu kompensieren 
und die Rahmenbedingungen der Ener­
giewirtschaft so zu gestalten, daß der 
Weg zu einer ökologisch und sozial orien­
tierten Energiewirtschaft frei wird. 

*** 
RWI-Gutachten 

Der Bundesminister für Wirtschaft hat 
das Rheinisch-Westfälische Institut für 
Wirtschaftsforschung (RWI) beauftragt, 
eine "qualitative und - soweit möglich -
quantitative Abschätzung der kurz- und 

• 
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langfristigen Wirkungen eines Verzichts 
auf Kernenergie" vorzunehmen. Ausge­
hend von einem Referenzszenario, in 
dem die energie- und gesamtwirtsch~i­
che Entwicklung unter Status-quo-Bedm­
gungen, d. h. vor allem unter der Annah­
me einer weiteren Nutzung der Kern­
energie ermittelt wird, sollte in zwei ~ze­
narien (Alternativszenario. I: "Sof~rtiget 
Verzicht" und AlternativszenarIO 11: 
.. Langfristiger Verzicht") v~rsucht wer­
den, die Auswirkungen emes solchen 
Verzichts auf die wirtschaftliche Ent­
wicklUng in der Bundesrepublik Deutsch­
land abzuschätzen. 

Im Mittelpunkt der Studie sollten unter 
kurz- und langfristigem Aspekt 
- die elektrizitätswirtschaftlichen Fol­

gen, 
die ökologischen Konsequenzen und 
die, gesamtwirtschaftlichen Auswir­
kungen 

stehen. 
In allen drei Szenarien wird zunächst 

in einem' gesamtwirtschaftlichen Struk­
turmodell die Entwicklung des inländi­
schen Stromverbrauchs bestimmt. Die zu 
seiner Deckung notwendige Kapazität 
und ihre Nutzung werden in einem Kraft­
werksmodell errechnet, wobei sich diese 
Größen aus kurz- und langfristigen Ko­
stenmiiumierungsüberlegungen. unter 
Berücksichtigung insbesondere' der 
Brennstoff- und Kapitalkosten ergeben. 
Auf der Grundlage des kostengünstigen 
Einsatzes der einzelnen Kraftwerkstypen 
errechnet das Modell sodann den Durch­
schnittserlös (pro Kilowattstunde erziel­
ter Erlös aus der Stromabgabe an Letzt­
verbraucher) der gesamten Stromerzeu­
gung. Brennstoff- sowie Kapitalkosten 
gehen wiederum als Variablen in das 
Strukturmodell zur Bestimmung der sek­
toralen und gesamtwirtschaftlichen Ent­
wicklung ein. Darüber hinaus werden in 
Teilmodellen die Auswirkungen für die 
stromintensiven Industriezweige Chemie, 
Eisen und Stahl sowie NE-Metalle geson­
dert untersucht 

Referenzszenario 
Die dem Referenzszenario zugrundelie­

gende Entwicklung des Stromverbrauchs 
bis zum Jahre 2000 wurd,e unter Verwen­
dung der von Prognos in einer Sensitivi­
tätsanalyse getroffenen Annahmen. über 
die Energiepreisentwicklung bestlmmt. 
Da die Ergebnisse dieser Rechnungen im 
wesentlichen den Schätzungen von Pro­
gnos entsprechen, wurden die übrigen 
energiewirtschaftlichen Vorgaben eben­
faUl in Anlehnung an diese Studie festge­
legt und - wie der Stromverbrauch -
bis:ZUm Jahre 2010 fortgeschrieben. Die­
se Eckwerte der energie- und gesamtwirt­
sch8ftlichen Entwicklung markieren al­
lerdings nur eine Untergrenze des mögli­
chen künftigen Wachstumspfades. Fol­
gende Tendenzen si~d festzustellen: 

..;.;. Der Verbrauch von Strom steigt im 
UnterSUchungszeitraum um 125 Mrd. (30 
ProZent) auf 536 Mr. kWh (TWh) an, in 
etwa gleichem Ausmaß die entsprechen­
de Erzeugung. Hiervon werden zwei Drit­
tel ·41ureh Kernenergie und ein Drittel 
durdl Steinkohle gedeckt; der Anstieg 
von Wasser und Braunkohle entspricht 
dem Rückgang bei Öl und Gas. Die erfor­
derliche Kraftwerkskapazität steigt auf 
105,.Gigawatt (GW); .einem Zuwachs an 
Leistung auf Basis von Kernenergie (15 
GW) . und Steinkohle (1,2 GW) stehen 
Sti11egungen bei Öl (5,6 GW) und Gas (4. 
GW) gegenüber. Der Einsatz von Brenn­
stoffen in den Kraftwerken erhöht sich 

61 

um 40 Mill.'Tonnen auf 174 Mil!. Tonnen 
Steinkohleneinheiten (SKE), an Kern­
energie werden 26 Mill. Tonnen SKE und 
an Steinkohle 13 Mil!. Tonnen SKE mehr 
verstromt Der Einsatz von Öl und Gas 
wird weiter zurückgedrängt. 

- Entsprechend den Verschiebungen 
in der Struktur des Brennstoffeinsatzes 
sowie den Richtlinien der Großfeuerungs­
anlagen-Verordnung (GFA-VO) hinsicht­
lich des Schadstoffausstoßes bei der Ver­
brennung fossiler Energieträger gehen 
die Emissionen an Schwefeldioxyd, Stick­
oxyd und Staub bis zum J~üre 1995 kräf­
tig zurück. Danach kommt es allerdings 
infolge des rascheren Anstiegs des Koh­
Teneinsatzes·Wieder zu einer leichten Zu­
nahme. 

- Aus der geschilderten Eritwicklung 
der Stromerzeugung ergibt sicl) hinsicht­
lich ihrer Kosten folgendes Bild: Die 
Brennstoffkosten werden ebenso wie die 
Kapitalkosten bis zum Jahre 1990 relativ 
moderat steigen. Bis zum Jahre 1995 wird 
sich dann bei beiden Kostenarten der An­
stieg vorübergehend erheblich beschleu­
nigen. Die Ursachen hierfür liegen einer­
seits in den spürbaren Verteuerungen 
der Energieträger entsprechend den zu­
grunde gelegten Preisannahmen, anderer­
seits in den verschärften Umweltschutz­
auflagen zur Entstickung sowie in Ersatz­
investitionen für stillgelegte Altanlagen. 
Bis zum Ende des Untersuchungszeit­
raums flacht dann der Anstieg bei den 
Kapitalkosten merklich ab, während die 
Brennstoffkosten nahezu unvermindert 
weiter steigen. Insgesamt liegen die 
Brennstoffkosten zuletzt mit 18,5 Pf/kWh 
um das Dreieinhalbfache, die Kapitalko­
sten mit 9 Pf/kWh um mehr als das Zwei­
einhalbfache über den Werten von 1985. 

- Dies führt dazu, daß der Strompreis 
von rund 16 Pf/kWh im Jahre 1985 um 
120 vH auf knapp 36 Pf/kWh im Jahre 
2010 ansteigt. Wird jedoch die im glei­
chen Zeitraum entsprechend den Preis­
annahmen für die übrigen Energieträger 
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bar. Folgende Entwicklungen lassen sich 
aufzeigen: 

- Die mit dem Verzicht verbundene 
abrupte Verteuerung des Stroms führt zu 
einer Stagnation des Stromverbrauchs, 
die erst zu. Beginn der 90er Jahre endet. 
1m Zuge von Anpassungsreaktionen der 
Anbieter und Verbraucher gewinnt dann 
das Wachstum bis zum Ende des Jahrtau­
sends etwas an Fahrt, danach verliert es 
aufgrund eines schwächeren wirtschaftli­
chen Produktionsanstiegs wieder an 
Tempo. Im Jahre 2010 liegt der Ver­
brauch von Strom mit 530 TWh nur noch 
um 6 TWh unter dem Wert des Referenz­
szenarios, in den 90er Jahren beläuft sich 
der Abstand auf rund 20 TWh. Durch die 
Abschaltung der in Betrieb befindlichen 
Kernkraftwerke fallen kurzfristig 17 GW 
Leistung aus. Da ein Ersatz frühestens in 
den nächsten fünf bis sechs Jahren mög­
lich, ist, müssen die verbleibenden Kraft­
werke zunächst deutlich höher beschäf­
tigt werden. Erst in den 90er Jahren wer­
den neue Kraftwerkskapazitäten, über­
wiegend auf Basis von Importkohle, ans 
Netz gehen. Der Brennstoffeinsatz liegt 
gegen Ende des Betrachtungszeitraums 
mit 171 Mil!. t SKE nur um 3 Mil!. t SKE 
unter dem des Referenzszenarios. Anstel­
le von Kernenergie tritt vor allem die 
Steinkohle, deren verstromte Menge mit 
112 Mill, t SKE etwa doppelt so hoch sein 
wird. Unmittelbar nach Abschaltung der 
Kernkraftwerke wie auch im weiteren 
Verlauf bis Mitte der 90er Jahre muß zu­
dem auch der Einsatz von Gas und Öl 
kräftig gesteigert werden, zumal Braun­
kohle nur wenig zum Ersatz von Kern­
kraftstrom beitragen kann. Angesichts 
des Überangebots auf den internationa­
len Energiemärkten erscheint die Be­
schaffung der zusätzlichen Mengen an 
Kohle, Gas und Öl sowohl kurz- als auch 
langfristig relativ problemlos, wobei aller-: 
dings Preisreaktionen infolge der zusätz­
lichen Nachfrage nicht auszuschließen 
sind. 

unterstellte gesamte Verteuerung von - Da Kernbrennstoffe gegenüber 
Energie berücksichtigt, so beträgt die An- Steinkohle, Gas und Öl erheblich billiger 
hebung des (relativen) Strompreises nur sind, entstehen bei einem Verzicht auf ih­
noch 25 vH. Dennoch ist die Preissteige- re Nutzung deutliche Kostensteigerun­
rung so deutlich, daß sich in der Bundes- gen; sie liegen zwischen 2,5 und 3 
republik die Standortbedingungen strom- Pf/kWh. Dagegen kommt es bei den 
intensiver Grundstoffproduktionen merk- Kapitalkosten infolge der erhöhten Aus­
lieh verschlechtern. " nutzung der verbleibenden Kraftwerke 

- Die gesamtwirtschaftliche Entwick- zu Kostensenkungen um bis zu 1,7 Pfl 
lung, wie sie sich aus dem Strukturmo- kWh. Für die Ber~chnung der ges~mten 
dell unter Vorgabe u. a. der Bevölkerung, Auswirkungen emes KernenergIever­
der Zahl der Haushalte, des Wechselkur- .' .zichts .auf.die .. Strompreise-wurden zudem .. 
ses der D-Mark gegenüber dem US-Dol- Kapitalvernichtungskoste~ unte~stel~t, 
laI' und des Nominalzinses errechnet, die über erhö~u:.. ~bschr~~})Ungen m.c!~e 
spiegelt sich in einem durchschnittlichen Kostenr~chnung elhge~en .. Insgesamt er­
Anstieg des Bruttosozialprodukts von geben Sich dahe~ zusatzhche ~hebun­
etwas mehr als 2 vH je Jahr über den ge- gen des Stromp~elses vor allem 1m .ers~n 
samten Betrachtungszeitraum wider. Zu Jahrfünft um biS zu 4,1 Pf/kWh, die Sich 
den wachstumsstarken Sektoren gehören im weiteren Verlauf auf 3,1 Pf/kWh ver­
die Investitions- und Verbrauchsgüterge- ringern. 
werbe, Grundstoff- und Produktionsgü- _ Obwohl der Mehrbedarf an fossilen 
terindustrie verlieren an Bedeutung. Energieträgern überwiegend durch 

Alternativszenario I 
Hier wird unterStellt, daß alle Ende 

1985 in Betrieb befindlichen Kernkraft­
werke im Jahre 1986 abgeschaltet werden 
und weder die bereits fertiggestellten 
noch die in Bau befindlichen Anlagen die 
Betriebserlaubnis erhalten. Der sofortige 
Verzicht auf die Nutzung der Kernener­
gie. ist angesichts der technischen Re­
striktionen im Kraftwerkspark und im 
Verteilungsnetz nur unter Inkaufnahme 
- gemessen an bisher üblichen Stan­
dards - erhöhter Risiken für die jeder­
zeitige Versorgungssicherheit realisier-

schadstoffarme, vor allem schwefelar~e 
Brennstoffe gedeckt wird, steige.~ die 
Emissionen entsprechend, dem verander­
ten Energieträgermix zunächst stark an: 
bei Schwefeldioxyd liegen sie inder 
Spitze um 38 vH, bei Stickoxyd um 41 vH 
höher als im Referenzfall. Verstärkt grei­
fende Umweltschutzauflagen führen in 
den 90er Jahren zu merklichen Reduzie­
rungen der zusätzlichen Emissionen, zu­
nächst an Schwefeldioxyd, später auch 
an Stickoxyden. Gleichwohl bewirkt der 
Verzicht auf Kernenergie erhebliche 
Mehrbelastungen der Umwelt über den 
gesamten Betrachtungszeitraum. 
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~ Da die Preiselastizität der Strom­
nachfrage im gewerblichen Bereich rela­
tiv gering ist, schlagen sich Verteuerun­
gen des Stroms unmittelbar in Kosten­
steigerungen nieder und wirken damit 
auf Nachfrage und Produktion zurück. 
Dieser Wirkungsmechanismus ist vor al­
lem bei stromintensiven Produktionsver­
fahren wie der Produktion von Hütten­
aluminium, Chlor und Stahl ausgeprägt. 
Der Versuch, die aus der Verteuerung 
dieser Produkte resultierenden Produk­
tionswirkungen zu quantifizieren, führte 
zu folgendem Bild: 

Bei der Produktion von Hüttenalumi­
nium ergaben Sensivitätsrechnungen, 
daß bei einer Verdreifachung der Strom­
prefse infolge des Verzichts auf Kern­
energie die Nachfragebedingungen eine 
Stillegung von 40 vH (300000 Jahreston­
nen) der Kapazität erzwingen würden. 

Dagegen können die Auswirkungen von 
Strompreiserhöhungen auf stromintensi­
ve Produkte wie Chlor in der chemischen 
Grundstoffindustrie erheblich besser auf­
gefangen werden, vor allem, weil in den 
Elektrolyseprozessen Kuppelprodukte er­
zeugt werden, auf die sich die Verteue­
rung des Stroms verteilen lassen. Den­
noch muß auf der Zwischen- und End­
produktstufe mit Nachfragereaktionen, 
insbesondere des Auslands, gerechnet 
werden. . 

Ähnlich stellt sich die Situation in der 
Stahlindustrie dar. Hier würde eine Er­
höhung der Strompreise die Produktion 
von Flach- und Edelstählen wegen der re­
lativ geringen Belastung und der gerin­
gen Preiselastizität der ~achfrage kaum 
beeinträchtigen. Empfindlich getroffen 
von der Stromverteuerung werden dage­
gen die im Massenstahlbereich mit Elek­
troöfen arbeitenden Mini-Stahlwerke. 
Insgesamt setzen allerdings zusätzliche 
Strompreisnachteile gegenüber ausländi­
schen Wettbewerbern die Kette der Bela­
stungen der Stahlindustrie der letzten 
Jahre fort, so daß möglicherweise bereits 
geringe zusätzliche Belastungen schwer­
wiegende Folgen haben. 

Die mit dem Verzicht auf Kernenergie 
verbundenen Preisanhebungen sind je­
doch nicht allein auf die stromintensiven 
Grundstoffe beschränkt, sondern berüh­
ren die Preisgestaltung -und Produktion 
aller vor- und nachgelagerten Produk­
tionsstufen. Die Bedeutung dieser Preis­
signale schwächt sich jedoch mit zuneh­
mender Veredelungstiefe des Fertigungs­
prozesses ab. Die Auswirkungen eines 
sofortigen Verzichts zeigen sich in diesen 
Bereichen denn auch. nicht primär in der 
Steigerung der Stromkostenbelastung, 
sondern in der durch den Ausfall der 
Kerntechnologie entstandenen Investi­
tionslücke. Sie sind zudem nicht allein 
auf die in diesen Bereichen tätigen Un­
ternehmen begrenzt, sondern erstrecken 
sich auf alle vorgelagerten Fertigungs­
stufen. 

- Die unterschiedlich hohe Belastung 
einzelner Wirtschaftssektoren mit Ener­
giekosten hat auch in den Regionen - je 
nach ihrer sektoralen Struktur - unter­
schiedliche Auswirkungen. Die Regionen, 
die durch einen hohen Anteil energiein­
tensiv hergestellter Produkte oder durch 
bereits hohe Energiepreise gekennzeich­
net sind, werden durch eine allgemeine 
Verteuerung von Energie, wie sie schon 
im Referenzszenario unterstellt ist, stär­
ker betroffen als die übrigen Gebiete. In­
wiefern sich diese Situation noch zusätz­
lich durch die Verteuerung einzelner 
Energieträger verschärft, kann zwar 
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nicht abschließend beantwortet werden. 
Es deutet jedoch einiges auf eine mit 
dem Verzicht auf Kernernergie einherge­
hende Verschärfung der regionalen Pro­
blemlagen (Süd-Nord-Gefälle, altindu­
strielle Regionen) hin. 

- Die Abschätzung der kurzfristigen 
gesamtwirtschaftlichen Folgen eines so­
fortigen Verzichts wurde mit Hilfe des 
RWI-Konjunkturmodells ermittelt. Über 
die beiden folgenden Jahre errechnet das 
Modell bei insgesamt unveränderten Re­
aktionen der WirtschaftssubjektE' ein um 
durchschnittlich 1 vH-Punkt niedrigeres 
Wachstum des BruttoSOZialprodukts, 
einen Beschäftigungsrückgang um durch­
schnittlich 100000 Personen, einen um 0,6 
vh-Punkte beschleunigten Anstieg des 
Preisindex des privaten Verbrauchs und 
eine Zunahme des staatlichen Finanzie-

·'Ptmgsdefizits--·um 1;5 Mrd~ ·DM. -Eine Si­
mulation von nicht auszuschließenden 
y~r,!talwq~~~~,e~AeI _ W:irt5~4~~­
subJekte zeigt allem fur den Fall gean-
derter Konsum-Reaktionen eine weitere 
Wachstumsverlangsamung um 1,5 
vH-Punkte. 

- In den Jahren von 1987 bis 1990 
kommt es gemäß den Berechnungen des 
RWI-Strukturmodells zu einem Rückgang 
der Bauinvesiitionen um durchschnittlich 
2,5 vH und der Ausrüstungsinvestitionen 
um 0,6 vH. Der reale private Verbrauch 
wächst deutlich langsamer als im Refe­
renzfall. Zwar besitzen die ,.Ausgaben für 
Elektrischen Strom" im _Durchschnitt 
aller Haushalte nur geringes Gewicht, 
eine kräftige Verteuerung' von Strom 
würde dennoch die Haushalte mit gerin­
gerem Einkommen empfindlich treffen. 
Nach 1990 weisen die Berechnungen da­
gegen vergleichsweise geringe Auswir­
kungen auf. Die Verlangsamung des ge­
samtwirtschaftlichen Wachstums beträgt 
0,2 vH, der Rückgang der Beschäftigung 
30 000 Personen. Allerdings markieren 
diese Zahlen eher eine Untergrenze. 

Alternativszenario 11 
Hier wird unterstellt, daß die bereits 

fertiggestellten und die in Bau befindli­
chen Kernkraftwerke planmäßig ans 
Netz gehen. In Betrieb befindliche Kern­
kraftwerke werden nach einer Betriebs­
dauer von 20 Jahren stillgelegt, Ersatz 
auf Basis dieses Energieträgers unter­
bleibt. Entsprechend diesen Vorgaben 
zeigen sich die Auswirkungen erst zum 
Ende des Betrachtungszeitraums, zudem 
sind sie teilweise vernachlässigbar ge­
ring~ 

- Im energiem.rtschaftlichen Sektor 
kommt es erst zur Jahrtausendwende -zu 
spürbaren Veränderungen: Der. Strom­
verbrauch bleibt dann in seinem Wachs­
tum etwas hinter dem des Referenzsze­
narlos zurück. Angebotsseitig erfolgt ein 
kräftiger Zubau an Kapazität auf Basis 
von Steinkohle, um die ausfallende 
Stromerzeugung aus" Kernenergie zu er­
s~tzen. Der Anteil der Steinkohle am ge­
samten Brennstoffeinsatz beträgt dann 
65 vH gegenüber 32 vH im Referenzsze­
nario. 

- Da der langfristige Verzicht· auf 
Kernenergie so definiert ist, daß durch 
das Stille gen dieser Anlagen keine Kapi­
talvernichtungskosten entstehen, ergeben 
sich Preiswirkungen allein aus der Ver­
änderung der Brennstoff- und Kapitalko­
sten. Durch den Übergang auf weniger 
kapitalintensive .- Kohlenkraftwerke glei­
chen sich sinkende Kapitalkosten und 
steigende Brennstoffkosten nahezu aus. 
Die daraus resultierenden Strompreise 

liegen bis zum Jahre 1995 um .rund 0,7 
vH, bis zum Jahre 2010 um 3 vH über de­
nen des Referenzszenarios. Dementspre­
chend ergeben sich weder sektoral noch 
gesamtwirtschaftlich nennenswerte Ef­
fekte. Bezüglich der Modellergebnisse ist 
anzumerken, daß keinerlei Verhaltensän­
derungen der Wirtschaftssubjekte auf­
grund unsicherer gewordener Zukunfts­
erwartungen (wie sie z. B. im Investi­
tionsbereich denkbar sind) simuliert wur­
den. 

- Der zusätzliche auftretende Ausstoß 
an Schadstoffen ist bis zum Jahre 2000 
unbedeutend, danach allerdings steigen 
die Belastungen infolge des vermehrten 
Einsatzes an Steinkohle kräftig an; im 
Vergleich zum Referenzszenario sind sie 
bei Schwefeldioxyd und Stickoxyd um 70 
vH höher. D/R/S 

Frankfurter Rundschau 
vom 9.9.1986, S.10 

Ausführlicher siehe: 
R. BURGEN, D. SEIFRIED: 
Energiewende. Arbeits­
hilfen für die Erwach­
senenbildung Nr.1519 
(in Zusammenarbeit mit 
dem ökoinstitut Frei­
burg). Frankfurt 1987. 
Bezug: Pädagogische 
Arbeitsstelle des 
Deutschen Volkshoch­
schulverbands, Holz­
hausenstraBe 21, 
6000 Frankfurt 1 

Auf der Basis von Gut­
achten herrscht offen­
sichtlich weitgehende 
Einigkeit über einen 
Ausstieg aus der Kern­
energie. Wie aber sieht 
die politische und wirt­
schaftliche Realität aus? 
Siehe hierzu die nach­
stehenden Materialien. 

• 
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2. Atomwirtschaft, Atomenergie und Dritte Welt 

Atomwirtschaft 
1986 

"~',. 

in Betrieb 

10 im Bau 
Krülmmlel{::::::f llO geplant 

8 stillgelegt 

Forschungsreaktor 
• in Betrieb 
g stillgelegt 

Wiederaufarbeitu 
anlage 

.. in Betrieb 
~".w'ürgassen~~~~ffll:;:::::::J im Bau 

Endlager 

'::::::::::1 im Bau 

Aus: "Atomkraft-Diskussion". WOCHENSCHAU Nr.6 ,Ausgabe Sek.l), Nov./Dez. 19b6, 5.214 
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Atomenergie In der BundesrepublIk Deutschland 

Anteil an der öffentlichen 
Stromversorgung In % 
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nach Bundesländern: 
Stand 1986 

Schleswig­
Holstein* 

@ 
Berlin 
(West) 

1965 66 67 68 69 70 71 72 73 74 75 76 77 78 79 80 81 82 83 84 85 86 87 1988 (Jan. - Sept.) 'ohne Versorgungsgebiet 
DIE ZEIT/GLOBUS Quelle: VOEW, HEW, BMWI der Hamburgischen Electricitätswerke 

Massiver Zuwachs 
Die Stromerzeugung in der Bundesrepublik die umstrittenen Atommeiler heute fast vier- Kernenergie ging vor allem zu Lasten des 
hat sich in den vergangenen zehn Jahren zig Prozent ins öffentliche Netz ein - das ist Erdgases. das zunehmend aus der Stromer­
gründlich gewandelt. Während noch vor zehn nur noch ein Fünftel weniger, als in Stein- zeugung verdrängt wird. Die SPD-regiel1en 
Jahren die Kernenergie mit etwa zwölf Pro- und Braunkohlekraftwerken, der traditionellen Bundesländer Hamburg und Schieswig-Hol­
zent nur einen bescheidenen Beitrag zur öf- Stütze der deutschen Elektrizitätswirtschaft, stein sind die Spitzenreiter in der Versorgung 
fentlichen Stromversorgung leistete. speisen erzeugt wird. Der Bedeutungszuwachs der mit Strom aus Kernkraftwerken. 

Aus: ZEIT vom 16.12.1988, S.32 

@ 
GHANA 
LIBERIA 
NAMIBIA 
NIGER 
SAMBIA 
SIMBABWE 
TANSANIA 
ZAIRE 

SÜDKOREA 

111111 
111111 
IIIJIJ 
QJej.IJ 

TAIWAN 

111111 
111111 
QJQJej 
QJ® 

-Schon Kanzler Helmut Schmidt befürwortete die Lieferung von deutschen Atommeilern. Das 
brasilianische Kernkraftwerk Angra 2 wird von der Kraftwerk Union gebaut. Die zivlle Nutzung 
von Kernenergie mit deutschem Know-how in aller Welt - siehe Karte - macht auch militärische 
Atbmprogramme möglich. (STERN vom 28.1.1988, S.185) 

• 



3. Ist die Kernenergie am Ende? 

Ist die 

KERN 
ENERGIE 
am Ende 
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ca 

von Karl Sinnhöfer 

N achdem die beiden großen Energiekonzerne Siemens und 
AEG zu Anfang ruinösen Wettbewerb zum Ausbau der bun­

desdeutschen Reaktorindustrie 1969 mit der Gründung der Kraft­
werk-Union, in die sie 1973 auch ihre Reaktorabteilungen ein­
brachten, beendeten, ging es mit den ersten fetten Jahren der 
Kernenergie damals verhältnismäßig rasch zu Ende. 

Siemens hatte seinen damaligen Partner aus dem immer kapital­
intensiver werdenden Kernenergiegeschäft katapultiert und die 
AEG mit nahezu 1,8 Mrd DM Risikoübernahme für laufende Pro­
jekte einen finanziellen Stoß versetzt, von dem sie sich so schnell 
nicht mehr erholen sollte, und hart an den Rand der Pleite ge­
drängt. Die enthusiastischen Kernenergiezubau-Planzahlen, die 
sich Anfang der 70er Jahre bei fünf bis sechs KKW-Aufträgen für 
den 1300-MW-Reaktor pro Jahr bewegten, mußten vom KWU­
Management ständig nach unten angepaßt werden und sind heute 
bei einer »Hoffnung« für zwei bis drei Kernkraftaufträge für die 
90er Jahre gelandet. Diese Hoffnung nimmt sich jedoch zum jet­
zigen Zeitpunkt als ähnlicher Zweckoptimismus wie die Planzah­
len der 70er Jahre aus. 

Das Dilemma bleibt. daß die Produktionskapazitäten der Inge­
nieurs- und Werksbereiche auf die optimistischen Annahmen aus­
gelegt sind. 

Trotz steter Beteuerung der KWU-Führung »Wir sind doch keine 
Kern-Krajt-Union«. so der KWU-Vorsitzende Barthelt in einem 
Spiegel-Gespräch vom September 1986, liegt der Schwerpunkt 
der KWU-Aktivität eindeutig bei der Kernenergie. Hier winken 
Umsatz und Profit in völlig anderen Größenordnungen (Umsatz 
im KKW-Geschäft ca. 4 Mrd DM, bei konventionellen Kraftwer­
kenca. 600Mio DMproJahr), hierhatdieKWU auf dem Inlands­
markt das Monopol, hier liegt aber auch eindeutig der Produkt­
auftrag der Konzern-Mutter Siemens. Um konventionelle Kraft­
werke zu bauen, wäre die Gründung der KWU nicht notwendig 
gewesen. Auch die AEG besitzt heute wieder eine eigene konven­
tionelle Kraftwerksabteilung und die Interatom beschäftigt sich 
mit der kommerziellen Nutzung der Sonnenenergie. 

Aus diesen Gründen setzt das KWU-Management auch weiter­
hin auf Profite durch Kernenergie, obwohl 
[> die Auslandsmärkte zunehmend schwinden und von starker in­

ternationaler Konkurrenz (Westinghouse, Framaton, Japan) 
und chronischer Unterkapitalisierung der Nachfrageländer 
bestimmt sind. Nach und nach stellte sich heraus, daß auch 
China und die Türkei die Hoffnungen nicht erfüllen konnten. 
Von den Angeboten aus Ägypten, den Niederlanden, Jugosla-

• 
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wien und der Schweiz bietet nur die Schweiz realistische Auf­
tragschancen (im Konsortium mit BBC). 

[> Im Inland gibt es bei den derzeit installierten Stromkapazitäten 
von ca. 90000 MWe und einer angenommenen Zuwachsrate 
von 3 % eine ganz normale Marktsättigung bis in die 90er Jahre 
und läßt auch ohne Tschernobyl keinen Bedarffür einen Zubau 
an Kernenergie erkennen - wie selbst Barthelt in dem Spiegel­
Gespräch zugibt. 

Die Anpassung an diese Situation soll durch Personalabbau ge­
lingen. Eine an das Batelle-Institut in Frankfurt vergebene Studie, 
für die KWU neue Entwicklungsgebiete aufzuzeigen, war dann 
auch eher Legitimation für die Geschäftsleitung, auf dem Weg der 
Kernenergie weiterzumarschieren. Aus den in der Studie vorge­
schlagenen Gebieten wie Biotechnik, Pyrolyse u.ä. wurde deutlich, 
daß die aus dem Kernenergiegeschäft gewohnten Kapitaldimen­
sionen nicht erreicht werden bzw. erst langfristige Investitionen 
erfordern. Die Umsatzerwartungen lagen bestenfalls bei 300 bis 
400 Mio DM jährlich. Da eine ernsthafte Umorientierung auf an­
dere Produkte eine radikale Neuorientierung nicht nur auf andere 
Markterfordernisse, sondern auch auf andere Produktionsinhalte 
- weg von der »nuclear society« - bedeutete, bot die Batelle­
Studie das erhoffte Argument gegen neue Produktionsbereiche. 

Die Diskussion um die Sicherheit 

Die in der Bundesrepublik in Betrieb befindlichen Leichtwasser­
reaktoren sind sicherheitstechnisch auf einen größten anzunehmen­
den Unfall (GAU) ausgelegt. Als GAU wird der vollständige Bruch 
einer Kühlmittel führenden Leitung bei gesicherter Nachwärme­
abfuhr definiert. Systemtechnisch soll der GAU mit Notkühlsyste­
men mit n + 2 Kriterien beherrscht werden. D.h., kann ein Not-, 
kühlsystem bei einem GAU den Reaktorkern mit Wasser bedeckt 
halten und die Nachwärme abführen, so sind 1 + 2 = 3 solcher 
Systeme einzusetzen. Erfüllt ein Notkühlsystem diese Funktion 
nur zu 50 % , so benötigt man zur Beherrschung des GAU zwei Sy­
steme, also sind insgesamt 2 + 2 = 4 Systeme zu installieren. 

Die beiden in der Bundesrepublik gebauten Leichtwasserreak­
tortypen, der Siedewasser- (SWR) und der Druckwasserreaktor 
(DWR), unterscheiden sich in ihrem Notkühlverhalten erheblich. 
Beim SWR genügt es, ausschließlich den Reaktorkern mit Wasser 
bedeckt zu halten, die Nachzerfallswärme aus dem Reaktor in die 
sogenannte Kondensationskammer abzuleiten und sie von dort 
über Wärmetauscher an die Umgebung abzulenken. Beim DWR 
stellt sich die Situation erheblich schwieriger dar. Der DWR kann 
seine Nachzerfallswärme nur über die Dampferzeugung abfüh­
ren. Das bedeutet, daß die Notkühlung sowohl den Reaktor als 
auch die Dampferzeuger mit Wasser versorgen muß. Ein 1300-
MWe-DWR vom Typ Grohnde hat vier Dampferzeuger, d.h. die 
Notkühlung muß insgesamt fünf Behälter speisen und den Füll­
stand überwachen. 

Nach den Reaktorunfallen von Three Miles Island und Tscher­
noby I ist aber das Unfallpostulat vom Bruch der Kühlmittelleitun­
gen als größten anzunehmenden Unfall nicht mehr haltbar. Bei 
beiden Unfallen war der Ausfall einer anderen reaktorkomponen­
te das auslösende Ergebnis, wodurch es dann zum Versagen aller 
Notkühlsysteme kam. Bei dem Unfall von Three Miles Island 
konnten schnell genug die Notkühlsysteme wieder in Betrieb ge­
setzt werden. so daß es zu keinem totalen Niederschmelzen der 
Reaktorkerns kam. In Tschernobyl gelang dies nicht mehr, und es 
kam zum Niederschmelzen des Kerns. Seit Leichtwasserreakto­
ren kommerziell betrieben werden. ist es also schon zweimal zu 
Kernschmelzprozessen gekommen. aber noch nie zum Bruch der 
Kühlmittelleitungen . 

Für die Auslegung der bundesdeutschen Leichtwasserreakto­
ren bedeutet das, daß die sicherheitstechnische Auslegung den 
wahrscheinlicheren Fall des Versagens aller Notkühlsysteme 
nicht abdeckt, den unwahrscheinlicheren Fall des Bruchs der 
Kühlmittelleitungen mit funktionierenden Notkühlsystemen mehr 
oder weniger gut beherrscht. 

Um es deutlich zu machen: Auf den wahrscheinlichen Störfall 
des Kernschmelzens sind auch die bundesdeutschen Leichtwas­
serreaktoren nicht ausgelegt. die Beherrschung dieser Störf,ilIe ist 
nicht gegeben. 
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Diesen Tatbestand muß auch die »nuclear society« zugeben. Je­
doch tut sie das nur unter dem Hinweis auf die geradezu magische 
Rückhaltefunktion der Sicherheitsumschließung (Containment). 
Selbst im Falle eines Kernschmelzens bei einem DWR betrage die 
Zeit - so wird bei dem unterstellten Szenarium behauptet - bis 
zum Versagen des Containments vier bis fünf Tage. 

Damit es auch danach nicht zum Bersten kommt, wird im Be­
darfsfall das sogenannte »Wallmann-Ventil .. installiert. Umwelt­
minister Wallmann kam in der öffentlichen Diskussion nach 
Tschernobyl und um die Genehmigung des KKW Brokdorf, wie 
man die »sichersten« Reaktoren der Welt noch sicherer machen 
könne, mit dem Vorschlag, in das Containment ein Sicherheits­
ventil einzubauen, das den Druckabbau im Containment durch 
Ablassen der Atmosphäre an die Umgebung bewirken soll. Für 
das KKW Brokdorf ist ein solches Ventil vorgesehen, steht aber 
bis heute nur auf dem Papier. Nachgeschaltete Trockenfilter sol­
len Jod find Aerosole zurückhalten. Trotzdem wird man noch eine 
Freisetzung von 1 bis 2.105 Ci Jod 131 nach einem Vollständigen 
Niederschmelzen des Kerns zu erwarten haben. 

Wenn das »Wallmann-Ventil« in den Störfallablauf eingreift, hat 
der glühende Reaktorkern bereits die Fundamentplatte durch­
schmolzen und verseucht das Grundwasser. Diese Erkenntnisse 
sind auf der letztjährigen Herbsttagung des Projektes für nukleare 
Sicherheit (PNS) im Kernforschungszentrum Karlsruhe vorgetra-

,gen worden und damit der »nuclear society« bekannt. Nur redet 
keiner darüber, aber alle reden vom »Wallmann-Ventil ... 

Seit November 1986 bringt eine Studie des TÜV Norddeutsch­
land Aufregung in die Öffentlichkeit. In dieser Studie wird festge­
stellt, daß im Falle eines Kernschmelzunfalls in den beiden Siede­
wasserreaktoren Brunsbüttel und Krümmel das Containment in 
einem Zeitraum von 3 bis 21 Stunden durchgeschmolzen sein 
wird. Dieses Ergebnis ist banal. Beide Reaktoren haben ein Kugel­
containment mit einer Blechdicke von 32 mm. Jeder kann nachvoll­
ziehen. daß eine Schale dieser Dicke für eine Kernschmelze mit ei­
ner Maximaltemperatur von 2 500° C keine langanhaltende Bar­
riere darstellt. 

Dieses Ergebnis ist für den Fortbestand der Kernenergie in der 
Bundesrepublik aber unwichtig. Sollte die Bundesregierung bei 
ihrer Verkündigung bleiben, daß alle Reaktoren, die einer Si­
chertheitsüberprüfung nicht standhalten, abgeschaltet werden 
müssen. dann werden schlimmstenfalls die Siedewasserreaktoren 
abgeschaltet. Die »sicheren« Druckwasserreaktoren können da­
mit gerettet werden. Die »Opfer«, die für den Fortbestand der 
Kernenergie im äußersten Fall gebracht werden müßten, sind da­
mit angedeutet. 

Diese Strategie liegt auch voll auf der Linie von Siemens-KWU, 
für die der Druckwasserreaktor sowieso die bessere Technik dar­
stellt und der unter allen Umständen gerettet werden muß. Außer­
dem kann es sich die KWU auf dem schrumpfenden Kernenergie­
markt nicht mehr leisten, zwei Reaktorlinien weiterzuentwickeln 

und zu vertreiben. 
Das Problem in diesem Modell stellen nur die Betreiber der Siede­

wasserreaktoren dar. die nicht einsehen wollen, warum ihre Anlagen 
plötzlich unsicherer sein sollen als die Druckwasserreaktoren. 
Das ist aber kein technisches Problem mehr. sondern ein rein poli­
tisches und juristisches. 

Was hier so zynisch klingt, ist die Strategie der »nuclear socie­
ty«, sich nach Tschernobyl eine Zukunft für den Fall zu sichern, 
daß die Bevölkerung weiter skeptisch bis ablehnend der Kernener­
gie gegenübersteht. Sollten die Bundestagswahlen eine eindeutige 
Bestätigung der alten Bundesregierung ergeben, so ist auch diese 
Strategie nicht mehr notwendig. Dann wird Tschernobyl dem gro­
ßen Vergessen unterliegen, und alles bleibt wie gehabt. 

Der politische Hintergrund 

Man muß sich fragen, warum verfolgt die KWU diese Strategie 
und warum wird sie dabei so vehement von der Bundesregierung 
und dabei vor allem von der CDU/CSU unterstützt? 

Angenommen. die Kernkraftwerke in der Bundesrepublik wür­
den abgeschaltet und man wollte die installierte elektrische Lei­
stung in etwa gleich lassen. Dann bräuchte man 22 000 MWe an 
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Zubauleistung. Moderne konventionelle Kraftwerkseinheiten ha­
ben 700 MWe, d.h. es müßten rund 30 konventionelle Kraftwerke 
mit 30 Turbinensätzen gebaut werden. Vorausgesetzt, der Haupt­
teil der Aufträge ginge an die KWU, so würde das die Arbeit im 
Werk Mühlheim sichern und für die Ingenieurstandorte Often­
bach und Erlangen einen Zeitgewinn für die fällige interne Struk­
turreform bedeuten. Auch hierbei könnte die KWU gute Gewinne 
erwirtschaften. Warum also wird dieser Weg so bekämpft? 
C> Die KWU hat von Siemens den klaren Produktau ftrag , ihre 

Profite mit Kraftwerksbau zu erzielen. Zu keinem Zeitpunkt 
aber hat der konventionelle Kraftwerksbau' nur annähernd so 
viel Kapital in Bewegung gesetzt wie ein KKW und nicht an­
nähernd eine solche Profitrate aber auch absolute Profite (die 
KWU dürfte mittlerweile über 6 bis 8 Mrd DM flüssige Mittel 
verfügen, die allein aus dem KKW-Bau geflossen sind) erzielt. 
Dies ergibt sich nicht nur aus der Marktsituation. 

C> In der Bundesrepublik ist die KWU auf dem Kernenergiesek­
tor Monopolist und erzielt dadurch Extraprofit. 

C> In der Führungshierarchie der KWU und des Staates sitzen 
noch die Männer, die die friedliche Nutzung der Kernenergie 
seit den fünfziger Jahren mitgestaltet haben. Es ist also eine 
starke persönliche Identifikation mit dem »Lebenswerk« vor­
handen, das man sich nicht kaputt machen lassen will. 

C> Der Abwehrkampf der Kernenergie wird interpretiert als der 
Abwehrkampf der bundesrepublikanischen Industriegesell­
schaft und ihrer extremen Weltmarktorientierung gegenüber 
dem alternativen und sozialistischen Lager. Ein Hauch von 
Götterdämmerung weht über diese Wallstatt, und das erklärt 
auch die aggressive Gereiztheit, mit der die KWU und die 
CDU /CSU Flagge zeigen. 

Der letzte Punkt scheint wichtig, näher betrachtet zu werden, da 
in ihm Kernenergie und nationales Interesse miteinander ver­
mischt werden. Auf dem Strategiesymposium der Hans-Seidel­
Stiftung im September 1986 sagte der bayerische Ministerpräsi­
dent Franz-JosefStrauß sinngemäß: Nicht weniger, sondern mehr 
technischer Fortschritt und die intensive Weiterentwicklung der 
Kernenergietechnik sei notwendig, um die Menschheitsprobleme 
an der Schwelle des dritten Jahrtausends zu lösen. Ein Volk, das 
nicht auf den technisch-wissenschaftlichen Fortschritt setzte und 
Wachstum verteufele, werde binnen kurzem seinen Wohlstand, 
seine innere und äußere Sicherheit und seine Stabilität verlieren. 
Kernenergie ist damit keine Technik zur Stromerzeugung, son­
dern Kernenergie ist nationale Stärke, ist Machtdarbietung auf 
dem Weltmarkt und damit eine bestimmte Rolle in der internatio­
nalen Politik. Kernkraftwerke können nicht von jeder »beliebigen 
Nation« errichtet werden, dafür ist die Technik zu komplex und zu 
gefährlich. 

Erst durch den massiven Ausbau der Kernenergie habe sich 
Frankreich aus der Käse-Rotwein-Rolle lösen können und sei als 
Industrienation ernst genommen worden. In Bayern wird ganz 
massiv die Stromerzeugung auf Kernenergie umgestellt und damit 
die"Umstellung vom Agrarland zum Industrieland demonstriert. 

Weltmarktdominanz ist nicht bloß eine industrielle Güterpro­
duktion, sondern eine industrielle Güterproduktion mit einer be­
stimmten Technik. 

In den Denkkategorien der KWU und der herrschenden Politi­
ker ist Stromerzeugung in konventioneller Weise low tech, mit 
Kernenergie high tech und mit regenarativen Methoden alternati­
ver Quatsch, wenn nicht sogar systemschädlich. 

Das Land, das in der lage ist, Kernkraftwerke zu bauen, kann 
andere Länder in Abhängigkeit bringen. Wer auf Kernenergie als 
westliches Industrieland verzichten will, muß also damit rechnen, 
an den Grundfesten politischer Machtausübung zu rütteln. »Nicht 
Amboß, sondern Hammer sein,( war schon der Wahlspruch Wer­
ner Siemens. 

Zusammenfassen kann festgestellt werden: 
C> Für die »nuclear society" und damit auch für die KWU hat sich 

in bezug auf das Produkt »Kernkraftwerk« seit Tschernobyl 
nichts geändert. Das Umfeld hat sich geändert und entspre­
chend mehr Produktwerbung wird gemacht (man vergleiche 
die derzeitige offensive Anzeigenkampagne der KWU in der 
Presse). 
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C> Für die Konzerne und die Repräsentanten der Arbeitgeber so­
wie für die Politiker der CDU / CSU hat sich ebenfalls seit 
Tschernobyl in bezug auf die Nutzung der Kernenergie nicht 
geändert. Hier wird die Kernenergie mit vollständigem Brenn­
stoffzyklus (Wiederaufarbeitung, Zwischenlagerung, Endla-

. gerung, Anreicherung, Brennelementfertigung, Schneller 
Brüter) als Systemfrage definiert und entsprechend wird gegen 
die Gegner vorgegangen. 

C> Die SPD hat zwar Konsequenzen aus Tschernobyl gezogen, ist 
sich aber der vollen Tragweite ihrer Beschlüsse nicht bewußt. 
Hier steht mehr die technokratische Rechtfertigung des MW­
Ersatzes als die politische Dimension im Vordergrund. 

Die BeschAftlgten 

Für die Beschäftigten in der Kernreaktorindustrie hat sich seit 
Tschernobyl der moralische Druck sowohl innerhalb wie außer­
halb des Berufs erhöht. Gleichzeitig nimmt die Angst um den Ar­
beitsplatz zu, weil niemand mehr um die Erkenntnis herum­
kommt, daß für die Kernenergie nur noch ein schrumpfender 
Markt existiert. Es bleibt nur die Frage, bis zu welchem Minimum 
geschrumpft wird. 

Das bedeutet aber auch, daß sich die Beschäftigten der KWU in 
ihrer überwiegenden Mehrheit zu einer konservativen Manö­
vriermasse entwickelt haben. Sie definieren ihr Wohl und Wehe 
allein über ihren Arbeitspaltz und haben sich politisch auf Gedeih 

und Verderb denjenigen ausgeliefert, die die Sicherheit ihrer Ar­
beitsplätze einzig über Kernenergie definieren. So gesehen bilden 
sie die Fußtruppe der »nuclear society«. Für sie wird alles, was 
nicht zum Erhalt und Ausbau des Lebensstandards beiträgt, zum 
sozialen und wirtschaftlichen Abstieg. Ca. 50% der Angestellten 
werden außertariflich bezahlt, was ein zu versteuerndes Jahre­
seinkommen von 80000 bis 85 000 DM in der untersten Gruppe 
bedeutet. 

Der mit Tschernobyl entstandene Schrecken und die Nähe von 
Angst und Unsicherheit über die unmittelbare eigene Bedrohung 
hatten unter den KWU-Beschäftigten zu einer Nachdenklichkeit 
geführt, die kurzzeitig so etwas wie eine kritische Reflexion mit 
der eigenen Arbeit und dem eigenen Produkt hervorgebracht hat. 
Dies ist längst verdrängt und einem unerschütterlichen techni­
schen Sendungsbewußtsein gewichen. Tschernobyl und die Le­
gende vom Billigreaktor hat für sie offenbart, wie unzulänglich 
»unterentwickelte« Gesellschaften, insbesondere der Sozialis­
mus, mit dieser »sensiblen« Technik umgeht und wie »qualifiziert« 
dagegen die »eigenen Produkte« sind. Dies zeigt natürlich, wie 
wenig komplex der Einblick für die große Mehrheit der KWU­
Beschäftigten in ihre »eigene Arbeit« und in die Zusammenset­
zung und Probleme der KWU-Technik sind. 

Unterstützt von der Mehrheit der Betriebsräte fühlt sich ein 
Großteil der Beschäftigten als kompetent genug, in Sachen Kern­
energie in der Öffentlichkeit für die »sichersten Kernkraftwerke 
der Welt« zu werben. Da kann es die Firmenleitung getrost ihrer 
Betriebsvertretung überlassen, die Mitarbeiter nach der Devise 
»Wir haben die beste PR-Abteilung der Welt - unsere Mitarbeiter«, 
»Jeder ein Produktwerber, ein Kernenergie-Botschafter« auf die 
Rettung der Kernenergie (sprich: Arbeitsplätze) einzuschwören. 

Währenddessen schafft die Firmenleitung das Umfeld, daß die 
Mitarbeiter auch ausreichend dafür motiviert werden. Offen und 
nüchtern präsentiert sie auf Betriebsversammlungen und in Veröf­
fentlichungen ihre arbeitsplatzpolitische Bilanz: Abbau von 30% 
der Beschäftigten in den nächsten Jahren. Während die Firmenlei­
tung unterstützt von der Mehrheit der Beschäftigten, verlorene 
Märkte glaubt wieder herbeireden zu können, und mahnend zur 
»richtigen« Wahl am 25. Januar aufruft, suggeriert sie den Weg ei­
nes »sanften« Personalabbaus. So sollen in den nächsten fünf bis 
zehn Jahren nach Plänen der Geschäftsleitung und des Betriebs­
rates ca. 4000 bis 5 000 Arbeitsplätze abgebaut werden ohne Ent­

lassungen. • • • 

Aus: WECHSELWIRKUNG Nr.32/Februar 19&7, S.44 - 47 
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4. Die Verfilzung der etablierten Parteien mit der Atomindustrie 

Die Verfilzung der etablierten Parteien mit der Atomindustrie 
oder: Was hat Franz Josef Strauß mit NUKEM zu tun? 

CDU I CSU I SPD I FDP sind durch Mitglieder und Abgeordnete 
direkt mit der Atomwirtschaft verflochten. Der Flick-Skandal hat 
gezeigt, wie nieder die Hemmschwelle vieler Politiker ist. wenn es 
ums Geldverdienen geht. Also soll uns bitte niemand erzählen, bei 
den nun bekanntgewordenen Skandalen habe es nur ein paar 
"moralisch ungefestigte Menschen" im Management gegeben -
und niemand soll erzählen, er habe nichts gewußt. Hier einige Bei­
spiete für die atomaren Aktivitäten unserer Politiker: 

CDU 

• Rudolf von Bennigsen-Foerder 
ist Vorstandsvorsitzender der VEBA 
ist Aufsichtsratsvorsitzender der PREUSSEN-ELEKTRA 
ist Aufsichtsratsmitglied bei KRUPp, HAPAG LLOYD 
ist Beirat der DEUTSCHEN BANK 

• Birgit Breuet 
(Ministerin für Wirtschaft u. Verkehr in Niedersachsen) 
ist Mitglied des Aufsichtsrats der PREUSSEN-ELEKTRA 

• Josef Bugl (MdB) 
ist Mitglied d~r KERNTECHNISCHEN GESELLSCHAFT 
ist Mitglied des DEUTSCHEN ATOMFORUMS 

• Friedrich-Wilhetm Christians 
(Mitglied des CDU-Wirtschaftsrates) 
ist Aufsichtsratsvorsitzender der RWE 
ist im Vorstand der DEUTSCHEN BANK 
ist Aufsichtsratsmitglied im AXEL-SPRINGER-VERLAG 

• Ludwig Gerstein (MdB) 
ist Mitglied im DEUTSCHEN ATOMFORUM 

• Walther L.eisler-Kiep 
ist Aufsichtsrat PREUSSEN-ELEKTRA 
Beirat der DEUTSCHEN BANK 

• Franz-Josef Schmitt 
(bis 1985 Stadtdirektor von Neuss) 
ist im Vorstand der RWE 
ist Aufsichtsrat bei NUKEM 

• Walter Wallmann 
war bis zum 5. 6. 86 
Aufsichtsrat der PREUSSEN-ELEKTRA 

• Alexander Warrikoff (MdB) 
war bis 1. 12. 86 Geschäftsführer bei ALKEM 
und der REAKTOR-BRENNELEMENTE-UNION in Hanau 
ist Mitglied des DEUTSCHEN ATOMFORUMS 

VEBA . über eine Beteiligung an der URANGESELL-
SCHAFT mbH betreibt die VEBA intensive 
. Uransuche und -:;. Produktion in Kanada, 
Namibia. Niger, Australien und Gabun. 

PREUSSEN~ ist eine 100cv0ig; Tochter 'der VEBA. Ent. 
ELEKTRA stand 1927 aus dem Zusammenschluß der' 

•. ' elektrowirtschaftlichen Unternehmen und Be­
: .. teiligungeri .. Der.,PREUSSEN-ELEKTRA-
. ,Strom kommt zu~ fast 70% aus Atomkraft­
; werken_~~~:~eteiligungsgesellschaften 

:.sind u.a..: Unterweser, Brokdorf, Stade, ' 
·~.Groh~ Krümmel. Brunsbt::Jttel, . . 

HTR GmbH, NORD GmbH. 
. PREUSSEN-ELEKTRA ist mit 37,5% an der 
URANIT beteiligt, weitere Gesellschafter sind 
HOECHST AG und NUKEM (37,5%). 

RWE AG ,(RheinisCh-Westfälisches Elektrizitätswerk AG) 
ist der größte privatwirtschaftliche Strom­
erzeuger und .-händler Europas und über 

(Quelle: Wer mit wem in Atomstaat und Großindustrie. Verlag 2001) 

Ein Beispiel: Franz-Josef Strauß ist Aufsichtsrat der BAYERN­
WERK AG. Diese ist beteiligt an der GDE (Gesellschaft zur Durch­
führung der Entsorgung von Kernkraftwerken mbH). Diese wie­
derum ist beteiligt an der DWK (Deutsche Gesellschaft für Wieder­
aufarbeitung von Kernbrennstoffen). An der DWK ebenfalls betei­
ligt ist die RWE AG (Rheinisch-Westfälisches Elektrizitätswerk AG). 
Die RWE ist mit 45% an NUKEM beteiligt. 

CSU 
• Matthias Engelsberger (MdB) 

ist Mitglied des DEUTSCHEN ATOMFORUMS 

• Albert Probst (MdB) 
ist Mitglied des DEUTSCHEN ATOMFORUMS 

• Franz-Josef Strauß 
ist Aufsichtsrat der BAYERNWERK AG 
(diese ist beteiligt an den AKW's Kahl, lsar, Niederaich­
bach, Grafenrheinfeld, Grundremmingen: außerdem an 
den Atomfirmen SEK und GDE) 

FDP 

• Wilhelm Menne 
ist Mitglied des DEUTSCHEN ATOMFORUMS 

• Hans-Dietrich Genscher 
ist Verwaltungsrat im DEUTSCHEN ATOMFORUM 

SPD 

• Erwin Stahl (MdB) 
DEUTSCHES ATOMFORUM 

• Walter Arendt (MdB) 
war bis 83 Aufsichtsrat bei PREUSSEN-ELEKTRA 
ist seit 83 Beirat bei PREUSSEN-ELEKTRA 

• Kurt Bosch (Oberstadtdirektor von Essen) 
ist im Beirat der RWE 

• Gerhard Flämig (ehem. MdB) 
ist im Beirat der RWE 

• Horst Grunenberg (MdB) 
ist Verwaltungsrat im DEUTSCHEN ATOM FORUM 

• Heinz Heiderhoff (Oberstadtdirektor a.D.) 
ist im Vorstand der RWE 
ist im Aufsichtsrat der RHEINELEKTRA AG, 
RHEINBRAUN AG, MAIN-KRAFTWERKE, RHENAG u.a. 

Hunderte von Beteiligungsgesellschaften . mul­
tinational tätig. RWE ist neben der Sie-
mens AG und der Kraftwerk Union AG der ei­
gentlic~e nukleare Drahtzieher. .• 
RWE ist fT!it 45% an NUKEM beteiligt. 

(DeutsChe"GeseIiSChaft für Wiederaufar-
. beitung von Kernbrennstoffen mbH) ',' 

. Gesellschafter: NORD GmbH 30% '~; .. ' 
.~ (daran PREUSSEN-ELEKTRA 73,4%). . 

GDE Gesellschaft 'zur. Durchführung der Ent­
. . SorQungvOn Kernkraftwerken mbH 28% 

(daran: . Bayernwerk 250/0). 
'RWE25% . 

DEUTSCHES ist ein 'privater Verein, 1959 gegründet, als 
A1OMFOR~M gemeinnützig anerkannt. Das Forum ist heute 

Public-Relation-Agentur der Atomwirtschaft. In 
der Untergruppe "Informationskreis Kernener­
gie" sind Vertreter aus Atomindustrie und 
Energiewirtschaft. , 

• 
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5. Sicherheit und Ausstieg als übernationales Problem - zur EG-Politik 

Aus: ZEIT vom 6.6.1986, S.19 

Mit Atomstrom in die Zukunft 
Die Brusseler Kommission läßt sich von der Tschernobyl-Debatte nicht beeindrucke~ 
und duldet kritiklos Verstöße gegen europäische Verträge / Von Thomas Hanke 

Nachdem die Mitgliedsstaaten der Europäi­
schen Gemeinschaft mehrere Wochen lang 
demonstriert haben. daß sie zur raschen 

Reaktion auf einen nuklearen Katastrophenfall 
nicht in der Lage sind, beginnt in Briissel nun eine 
neue Phase der Tschernobyl-Bewältigung: .'~ ~ 

So will der in der EG für den Umweltschutz 
zuständige Kommissar Clinton Davis eine Forde­
rung durchsetzen, daß für Atomkraftwerke ver­
bindlic.be Sicherheitsstandards festgelegt werden. 
Für vlek Regierungen ist das ein rotes Tuch. 
Zwar so~ man in einer Gemeinschaft. die seit 29 
jahren iiJxr einen detaillierten Vertrag zur friedli­
che.n ~umang ~er Kernenergie verfügt, solche ge­
memsamen Bestimmungen für eine Selbstverständ­
lichkeit halten. Doch dies ist nicht so, und nicht 
umsonst gibt es heute in der EG unter anderem 
dreißig Atomkraftwerke, die nach Ansicht des eu­
ropäischm Umweltbüros sofort stillgelegt werden 
müssen, weil sie wie der Tschernobvl-Reaktor ar­
beiten und keine Sicherheitskuppel haben. .. .. " 

Nachfragen ühernüssig? 
Rein juristisch häue die EG- Kommission die 

Möglichkeit, die Überwachungseinrichtungen zu 
kontrollieren und sich dadurch die notwendigen 
Informationen selb!'lt 7.U be~chaffen. Doch in 29 
jahrtn hat !ilie -die!'!c.'!iI Recht noch kein ein7iges Mal 
wahrgenommen. 

Der Vertrag beinhaltet auch die Verpflichtung, 
vor dem Bau nuklearer Anlagen die Pläne nach 
Brüssel zu senden, damit die Kommission wenig­
stens auf dem Papier die Einhaltungen der für die 
Umgebungsstrahlungen festgelegten Grundnormen 
verifizieren kann. Doch die Pläne für das französi­
sche AKW Cattenom beispielsweise trafen erst 
ein, nachdem die Anla~e schon fertiggestellt war. . .. . 

Mit gro&r Wahrscheinlichkeit werden die 
Staats- und Regierungschefs der Gemeinschaft. die 
sich Ende Juni wieder zu einem Gipfel treffen, 

mit einer. gemeinsamen Erklärung zur ~tomener­
gie die Öffentlichkeit zu beruhigen versuchen. 
Dabei könnten ,ie sich viel Formulierungsarbeit 
ersparen, wenn sie sich den Text vornehmen. der 
schon 1975 beschlossen wurde. Bereits damals 
wurden in einer Deklaration die Hannonisierung 
der Sicherheitsanforderungen und Sicherheitsstan­
dards als vordringliche Aufgabe bezeichnet. Doch 
geschehen ist seitdem nichts, wenn man von un­
verbindlichen Expenendiskussionen absieht. 

Widerstand gegen Kontrollen 

• • • 
Der wichtig~te Grund für die Widerstände ge­

gen Kon~rollen und Aunagen ist eingestandener­
maßen die Konkurrenz der europäischen AKW­
Hersteller und Stromversorger. Wer eine be­
stimmte Baulinie entwickelt hat, will keine Ände­
rungen vornehmen. Und wer ein AKW ans Netz 
anschließen darf. das den Sicherheitsanforderun­
g~n de~ Nach~arlande~ nicht entspricht, will sich 
DIcht die damit verbundenen Preisvorteile verder­
ben lassen. 

So hat man es denn in der EG bislang bei 
~rundno~men bewend~n lassen, die Spielraum 
bieten: Fur Per~onen, die berufsmäßig mit Radio­
aktivitä~ in Berührung kommen, gilt eine Maxi­
maldOSIS von fünf Rem pro Jahr. Für die übrigen 
ßevölkerungsgruppen besteht ein Höchstwert von 
fünfhundert Millirem. Technisch machbar tväre al­
lerding!l auch weniger; so sind in der Bundesrepu­
blik nur fünfzig Millirem zulässig. Doch in der 
EG wird das Prinzip, Strahlungen zu minimieren, 
dadurch aufgeweicht, daß bei Grenzwerten auch 
wirtschaftliche Gt'sichupunkte berücksichtigt wer­
den mUssen. Luxemburg - eben!lo wie da!'! Saar­
land mit dem in unmittelbarer Nähe gelegenen 
A K W Cattenom konfrontiert - fordert nun, die 
Nonnen zu verschärfen. 

Die Debatte um Strahlungsnonnen und Sicher­
heitsstandards. so wichtig sie auch ist. läßt die 
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Grundsatzfrage außer acht, ob die Kernenergie 
überhaupt noch akzeptiert werden soll. In der 
Kommission hütet man sich davor, diese Frage 
aufzuwerfen. Dem 1985 verabschiedeten Orientie­
rungsprogramm zufolge soll der Antt'i1 von Atom­
strom an der Stromerzeugung insgesamt im jahr 
1995 etwa vierzig Prozent und nach der Jahrhun­
dertwende fünfzig Prozent erreichen. Mit beson­
derem Nachdruck sollen Schnelle Brüter und die 
gesamte Plutonillmwirt~chaft gefordert werden 
damit dieser Kreislauf nach der jahrhundertwend; 
wirtschaftlich einsatzfähig wird. Zumindm in der 
Bu.n~esrep~blik dürfte d~eses Programm gegen­
wanlg keme helle Begeisterung auslöse:t. Und 
auch. in. der K~mmission beginn~ sich eine gewisse 
~~ntuslo~ :'~eltzumach~n. Der. tü~ die Energiepo­
lltik zustandlge KommIssar Nlcolas ~fosar hätte 
am liebsten die Vierzig-Prozent-Marke =Ur Atom­
strom aus den in dieser Woche diskutierten ener­
giepoiitischen Zielen gestrichen. Doch offenbar 
war die Mehrheit der Kommissare anderer Mei­
nu~g. Die Mitgliedsstaaten dagegen ziehen es vor. 
keme Zahlen zu nennen und nur in allgemeiner 
Form v<?m ~tellenwen d~r Kernener~ie zu spre­
chen. Die Danen setzen Sich sogar dafür ein. nicht 
von einer zunehmenden Bedeutung des Atom­
stroms zu sprechen. 

Auf den ersten Blick hat die ungebrochene Fest­
legung der Europaer auf die Kernenergie in ~iner 
Zeit, wo überall eine intensive öffentliche Deoatte 
über den Sinn der Atomkraft geführt wird, etwas 
Traumtanzerisches an sich. Tatsachlich jedoch so i­
len wohl einfach politische Fakten geschaffen wer­
den. Vor allem Frankreich drangt, angesichts der 
zuneh.~enden Infra~estell~n~ der Kernenergie. auf 
europalsche Entschlossennelt. Trotz beschWIchti­
gender Ankündigungen über neue Initiativen :Ur 
verbesserte Reaktorsicherheit soll die entscheiden­
de Antwort schon jetzt gegeben werden: Die 
Kernenergie wird weiter an Bedeutung gewinnen. 

Kernkraftwerke 1985 - welt-weit 

ANZAHL DER KERNKRAFTWERKE 

ENDE 1985 
ANTEIL AN DER GESAMTEN STROM­

VERSORGUNG IN PROZENT 

nach: Zeit Nr.20 vom 9.5.1986, S.32 (Globus-Graohikl 
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6. Kernenergie - warum wir sie auch künftig brauchen 

(Anzeigen von ~IEMENS und der KRAFTWERK UNION AG in Tageszeitungen, 

SIEMENS 

111 

ernenergie 
Warum wir sie 
auch künftig brauchen 

Um unseren wirtschaftlichen Auf­
schwung in der Bundesrepublik 
stabil zu halten, brauchen wir 
erstens genügend und zweitens 
preiswerte elektrische Energie. 
Genügend, damit wir einen jährlich 
um zwei bis drei Prozent wachsen­
den Stromverbrauch decken kön­
nen. Und preiswert, damit auch die 
Energiekosten unsere Industrie in 
die Lage versetzen, im scharfen 
internationalen Wettbewerb erfolg­
reich mitzuhalten. So müssen wir 
uns auch weiterhin technologisch 
hochwertige, dabei aber energie­
intensive Herstellungsverfahren 
In der Bundesrepublik leisten kön­
nen. Von der Energieerzeugung und 
den Energiepreisen hängen deshalb 
die wirtschaftliche Entwicklung und 
mit ihr die Beschäftigungslage -
also die Arbeitsplätze - entschei­
dend ab. 

Aus der Sicht von Siemens 

Diese Zusammenhänge sehen wir 
bei Siemens besonders deutlich: 
Einige hunderttausend Kunden kaufen 
von uns Produkte und Systeme, die 
an fast jedem Arbeitsplatz benötigt 
werden - und die alle mit Strom 
arbeiten. Die Kraftwerk Union (KWU), 
die zu Siemens gehört, ist der 
größte deutsche Kraftwerkbauer - une' 
einer der größten in der Welt. Sie 
liefert Kraftwerke für viele Energie­
arten, natürlich auch Kernkraftwerke. 
Wir wissen also Bescheid. wenn 
wir den Verzicht auf Kernenergie für 
utopisch halten. 
Denn: 

• Rund ein Drittel der öffentlichen 
Stromerzeugung in der Bundesrepu­
blik kommt aus Kernkraftwerken. 
Diese Energiemenge kann auf abseh­
bare Zeit weder durch Kohle-. noch 
durch Olkraftwerke ersetzt werden. 
Auch nicht durch Sonnenenergie­
oder Windkraftwerke, die in unseren 
Breiten naturgemäß keinen nennens­
werten Beitrag zur Stromversorgung 
leisten können . 

• Deutsche Kernkraftwerke gelten 
als die sichersten. In den 25 Jahren 
seit der Inbetriebnahme des ersten 
deutSChen Kernkraftwerks gab es in 
keinem Reaktor-Sicherheitsbereich 
Unfälle. bei denen Menschen zu 
Schaden kamen. 

.Im Umkreis von 2.000 km rund um 
unser Land sind mehr als 200 Kern­
kraftwerke in Betrieb. Davon 20 in der 
Bundesrepublik, also nur 10 Prozent. 

Verzicht nicht möglich 

Auch wenn wir mit Strom noch so 
sparsam umgehen - gut ein Drittel 
kommt eben doch aus Kernkraft­
werken und ist in überhaupt abseh­
barer Zeit ohne spürbare Opfer 
für jeden einzelnEm weder einzu­
sparen noch zu ersetzen. Die Bürger 
in der Bundesrepublik können Sich 
darauf verlassen, daß sie und ihre 
Kinder mit unseren Kernkraftwerken 
ruhig schlafen können: weil sie 
sicher sind und Energie liefern. die 
wir brauchen. Warum sollten wir 
also auf eine so wirtschaftliChe und 
dabei umweltfreundliche Energie 
wie die Kernenergie verzichten? 

******* 
Natürlich Oder kunst/ich -
esgibt keinen 
Wirkungsunterschier! 
in der Radioaktivität 

Slch6rhtJit ist IInser (fjrunelges6tz. 0 KWU 

******** 

-
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D Kernspaltung - Spaltung der Wissenschaft 

1. Meinungen von Fachleuten Die Reserve von fünf Tagen bedeutet 
nach Angaben von Rininsland einen Zeit­
gewinn, um Notfallmaßnahmen einzulei­
ten. Günter Lehr vom Bundesforschungs­
ministerium in Bonn, Aufsichtsrntsvorsit­
zender im KfK, sagte, die Zeitspanne ge­
be die Möglichkeit, die Bevölkerung "viel­
:eicht als Vorsichtsmaßnahme" zu evaku­
Ieren. K~inesfalls dürfe es aber zu einer 
A.ussiedlung der Bevölkerung kommen. 
Es dürfe nichts passieren, was die Umge­
bung eines Atomkraftwerkes "unbewohn­
bar" mache. 

Atomforscher: GAU 
wäre nicht dramatisch 

Reaktorbehälter soll fünf Tage lang standhalten 
Lehr geht davon aus, daß nach einer 

"AbkUngphase" nach der sowjetischen 
Reaktorkatastrophe eine "deutliche 
Mehrheit" in der BundesrepublIk die 
Atomenergie akzeptieren werde. 

KARLSRUHE, 10. Juni (dpa). Ein Kernschmelzunfall in einem in der 
Bundesrepublik betriebenen Druckwasserreaktor werde "keine dr~ma­
tischen Auswirkungen auf die Umgebung eines Kernk~aftwerkes" ha?en, 
lautet das Fazit einer Sicherheitsstudie, die am Dienstag auf emer 
wissenschaftliche Tagung des Kernforschungszentrums Karlsr"he (KfK) 

Das ist nach Angaben von Hermann 
Rinlnsland. einem der Projektleiter die­
ser Studie, darauf zurückzuführen, dall 
mit plnem Versagen de~ Sicherheitsbe­
hältE'rs im Atomreaktor erst nach fünf 
Tagen zu rechnen sei. Die 1979 veröffent­
lichte deutsche Risikostudie war davon 
8usgpgangE'n, daß der Sicherheitsbehiil­
ter bereits 27 Stunden nach der Kern­
srhmelze bricht. Die Zeitspanne von fünf 
Tagen bedeutet, so Henntes, daß die ra­
dioaktiven Spaltprodukte, die bei der 
Kernschmelze freigesetzt werden, sich an 
den Wänden des Sicherheitsbehälters ab­
lagern. Komme es nach fünf Tagen zu 
einem Beri9ten des Sicherheitsbehälters, 
werde deshalb wesentlich weniger Radio­
aktivität in die Luft freigesetzt. 

vorgestellt wurde. ' 

Die Studie wird Ende dieses Jahres 
nach 14jähriger Laufzeit abgeschlossen. 
Ihre Ergebnisse beruhen auf Modellrech­
I'lUngen und Kernschmelzv4.>r!IUC'hen. 

Hans-Henning Hennies, Vorstandsmit­
glied des KfK, sagte in Karlsruhe, daß 
der Kernschmelzunfall im sowjetischen 
Atomkraftwerk Tschernobyl "keinen An­
laß für neue Untersuchungen und Experi­
mente" gebe. Die technischen Systeme 

J!'rankfur~er Rundschau 
vom 2.8.1986. S.l 

der sowjetischen Reaktoren und der bun­
desdeut.'Jchen Reaktoren seien nicht ver­
gleichbar. Die Kernschmelze werde hier 
.Iim wesentlichen" auf die Anlage des 
Atomreaktors begrenzt bleiben. Außer-
dem sei man "ziemlich sicher", daß bei 
einer Kernschmelze "nur geringe Bruch­
teile von Radioaktivität" in die Umge­
bung freigesetzt würden. 

Frank{ur~er Rundschau 
vom 11,6.1986, S.l f. 

"Katastrophale Reaktorunfälle 
auch bei uns jederzeit möglich" 

Öko-Institut hält Studie des Kernforschungszentrums Karlsruhe für unredlich 

Eigentliche Problematik ausgeklammert? 

DARMSTADT, 1. August. Das Freibur­
ger Öko-Institut hat die Prognose des 
Kernforschungszentrums Karlsruhe 
(KfK), wonach ein Kernschmelzunfall -
ein Super-GAU - in einem bundesdeut­
schen Druckwasseratomreaktor "keine 
dramatischen Auswirkungen auf die Um­
gebung eines Kernkraftwerkes" haben 
würde, als viel zu optimistisch zurückge­
wiE'sen. Die in Darmstadt ansässige Re­
aktorsicherhcitsgruppe des Instituts, die 
um Freitag eine kritische Bewertung des 
Karlsruher "Projekts Nucleare Sicher­
heit" vorlegte, kommt darin zu dem 
Schluß, daß auch in der BRD jederzeit 
Reaktorunfälle "mit katastrophalem 
Schaden" möglich seien. Je nach Zeit­
punkt und Art des bei den meisten hiesi­
gen Reaktoren vorhandenen Sicherheits­
behälters aus Stahl und Beton ("Contain­
ment") seien dabei radioaktive Freiset­
zungen möglich, die mit denen bei der 
Katastrophe in Tschernobyl vergleichbar 
seien, heißt es in der Untersuchung. 

Das unabhängige Freiburger Institut 
reagiert damit auf die Ergebnisse des seit 
14 Jahren in Karlsruhe laufenden Pro­
jekts. das auf Computer-Modellrechnun­
gen und Kernschmelzversuchen basiert 
und dessen Ergebnisse Mitte Juni auf 
einem wissenschaftlichen Symposium be­
kanntgegeben worden waren. Bei "kriti­
scher Untersuchung" stelle sich heraus, 
daß die Aussagen des KfK "teilweise un­
zutreffend" seien und "vor allem aber an 
der eigentlichen Problematik vorbeizie­
len", kommentierte Diplom-Physiker 
Lothar Hahn bei der Vorstellung der 
"Antwort des Öko-Instituts" in Darm­
stadt. 

Von unserem Redaktionsmitglied Joachim Wille 

Die Karlsruher Atomforscher hatten 
ihre positiven Aussagen über die Sicher­
heit hiesiger Atommeiler auch beim kri­
tischsten Unfall (der Kernschmelze) da­
mit begründet, daß das Reaktor-Contain­
ment bei dem sich langsam aufbauenden 
Druck erst nach rund fünf Tagen "versa­
gen", also bersten würde, und nicht wie 
früher angenommen, schon nach etwa 
einem Tag. Radioaktive Spaltprodukte, 
die bei der Kernschmelze unweigerlich 
freiwerden, würden sich in der relativ 
langen Zeitspanne an der Innenwand des 
Sicherheitsbehälters ablagern, und bei 
einem Bersten der Betonkuppel würde 
dann wesentlich weniger Radioaktivität 
an die Luft freigesetzt, lautete die Karls­
ruher Argumentation. 

Das Öko-Institut beanstandete in die­
sem Zusammenhang, daß die positive Be­
wertung überhaupt nur für eine Art von 
Unfallablauf ("das späte Versagen des Si­
cherheitsbehälters") gelten könne, der 
"unter Risikoaspekten bei weitem nicht 
der relevanteste ist". Um "Größenordnun­
gen folgenreicher" seien aber Unfallab­
läufe, bei denen die Betonkuppel bereits 
wenige Stunden nach Unfalleintritt oder 
gar bei Unfallbeginn versage. Dabei wür­
den die leichtflüchtigen Bestandteile des 
geschmolzenen Reaktorkerns (zum Bei­
spiel Radiojod oder Cäsium) sofort frei. 
Als Ursachen für das schnelle Bersten 
des Containments zählt die Öko-Studie 
unter anderem Explosionen innerhalb 
der Anlage (Dampfexplosionen, Wasser­
stoffexplosionen), Einwirkungen von au­
ßen (Flugzeugabsturz, Bombardement, 
Sabotage), das Umgehen des Contain-

ments (Sogenannter "bypass" der radio­
aktiven Stoffe) etwa durch Lecks in den 
Dampferzeuger-Heizrohren auf. Daß sol­
che Unfallabläufe in der Karlsruher Stu­
die nicht erwähnt werden, kritisieren die 
Öko-Wissenschaftler als ganz "bewußtes 
Verschweigen" und eine Täuschung der 
Öffentlichkeit. 

Weitgehend unbeachtet sei auch das 
wichtige Ergebnis der Karlsruher Experi­
mente geblieben, wonach der heiße ge­
schmolzene Brennstoff bei einem Super­
Gau schneller durch das Betonfundament 
des Reaktors dringt ak früher vorausbe­
rechnet, fügte Hahn in Darmstadt an. Da­
nach ist damit zu rechnen, daß die 
Schmelze bereits nach wenigen Tagen in 
den Untergrund eindringen würde, wenn 
eine Kühlung nicht gelänge (populärwis­
senschaftlich "China-Syndrom" genann­
ter Unfallablauf). 

Weiter kritisiert das Freiburger Insti­
tut, daß in den Untersuchungen des 
Kernforschungszentrums "eine Reihe 
wichtiger physikalisch-chemischer Vor­
gänge gar nicht oder unzutreffend") be­
rücksichtigt worden seien. Hahn verwies 
auf neue re Untersuchungen aus den 
USA, deren Ergebnisse in der Fachzeit­
schrift "Nucleonics Week" veröffentlicht 
wurden: Die Hoffnung, die leicht flüchti­
gen Jod- und Cäsim-Isotope würden sich 
innerhalb des noch intakten Contain­
ments zu schwer flüchtigen Substanzen 
verbinden und die Umwelt dann nur noch 
wenig belasten, kann danach nicht auf­
rechterhalten bleiben. 

• 
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Störfälle im Atomkraftwerk 
verlaufen nicht wie im Computer 

Versuche ergeben "beachtliche Unterschiede" zwischen Rechenmodellen und der Wirklichkeit 

Probe-Erdbeben riß Rohre ab 
Von unserem Redaktionsmitglied Joachim Wille 

KARLSRUHE, 5. Dezember. Schwere 
Störfälle in Atomkraftwerken verlaufen 
physikalisch nicht immer so, wie dies die 
bisher verfügbaren Rechenmodelle vor­
aussehen. Diese Schlußfolgerung ergibt 
sich aus einer Versuchsreihe des Kern­
forschungsinstitutes Karlsruhe (KfK), die 
in dieser Woche während einer Tagung 
über das sogenannte HDR-Sicherheits­
programm vorgestellt worden ist. Bei 
Versuchen in dem stillgelegten Prototyp 
eines Heißdampfreaktors (HDR) , in 
Groß-Welzheim wurde als Störfall 'ein 
Kühlmittelverlust nachgeahmt. Diese Art 
von Störfall kann bei Überhitzung des 
Reaktorkerns zu einem Super-GAU füh­
ren. Bei dem Versuch zeigte sich, daß 
die in einem Computermodell vorausge­
sagten Temperaturverhältnisse im 
Reaktor-Sicherheitsbehälter für die Zeit 
etwa der zweiten Stunde nach dem Un­
fall nicht eintrafen. Es seien .. beachtliche 
Unterschiede" zu vermerken, heißt es da­
zu in einem in K;:rlsruhe vorgelegten Be­
richt. 

Für die sicherheitstechnische Ausle­
gung von Reaktor-Sicherheitsbehältern 
habe dieser Unterschied keine besondere 
Bedeutung" schreiben die Autoren des 
Berichts weiter. Die Abweichungen seien 
.. aber völlig inakzeptabel, falls auf diesem 
Wissens stand aufbauend" die .. Gasvertei­
lung bei einer Freisetzung von Wasser­
stoff vorhergesagt werden soll". Genaues 
Wissen über Menge und Verteilung von 
Wasserstoff, der durch den Eintritt einer 
Kernschmelze frei werden kann, ist wich­
tig, weil Wasserstoffexplosionen im Reak­
torkern zu einem Versagen des Sicher-

heitsbehälters und zur Freisetzung von 
Radioaktivität führen können. Wissen­
schaftler äußerten in Karlsruhe den 
Wunsch, dieses Problem zu einem 
Schwerpunkt der zukünftigen' Forschung 
im HDR-Projekt zu machen. 

Während der Tagung in Karlsruhe 
wurde auch über die Ergebnisse der Erd­
bebenversuche in diesem HDR-Reaktor 
vom' Juni und Juli 1966 berichtet. Sie 
waren nach einer Klage zwischenzeitlich 
unterbrochen worden. Ein in der Anlage 
installierter .. Gebäuderüttler", der in der 
Spitze eine .. Unwuchtlast" von 1000 Ton­
nen auf das Reaktorgebäude ausübte, 
sollte dabei die Wirkung von Erdbeben 
auf Atomreaktoren simulieren. Wie in 
einem Film zu sehen war, zeigte das Ge­
bäude Schwingbewegungen bis zu 50 
Zentimetern Ausschlag. Risse im Erd­
reich, zum Teil auch in nichttragenden 
Wänden, das Abreißen von dünneren 
Rohrleitungen und anderes waren die 
Folge. In dem Bericht heißt es dazu, als 
Ergebnis sei hervorzuheben, daß .. keine 
Schäden an wichtigen Teilen auftraten". 
Die zur Erdbebenauslegung von Reakto­
ren verwandten Rechenprogrammen hät­
ten .. erhebliche Sicherheitsreserven". 

Heftig attackierte KfK-Vorstandsmit­
glied Wilhelm Hohenhinnebusch die Klä­
ger, die durch einen Gerichtsbeschluß die 
Erdbebenversuche für etwa zwei Wochen 
gestoppt hatten. Es handelt sich dabei um 
den Naturschutzbund Südhessen (BUND) 
und die Grünen-Ortsgruppe SeJigenstadt. 
Sie hatten mit möglichen Schäden bei 
dem benachbarten, 1985 stillgelegten 
Atomreaktor Kahl argumentiert. Dort 

Frankfurter Rundschau vo. 6.12.1986, S.l 

lagern noch abgebrannte Brennelemente. 
Bei .. diesen Gruppen", so Hohenhinne­
bu~ch, gebe es .. keine Bereitschaft, auf 
ArffUmente einzugehen". Ihre Geisteshal­
tu,g lasse Offenheit und geistige Vielfalt 
vermissen, und sie hätten Freude an apo­
kalyptischen Visionen. 

Weiter meinte Hohenhinnebusch, es 
komme darauf an, in der Öffentlich-
keit die große Bedeutung der Atom­
energie für die gesamte WeltgeseJlschaft 
und die Erhaltung des Wohlstands 
klarzumachen. Es müsse verstärkt 
darüber nachgedacht werden, welche 
Strategien dabei einzuschlagen seien. 
Dabei könnten auch .. Volkspsychologen" 
helfen. 

* BONN (dpa). Die CDU hält in einem 
von einer Parteikommission am Freitag 
vorgelegten Bericht über Wissenschaft 
und Technik die friedliche Nutzung der 
Atomkraft zur Zeit für unverzichtbar und 
aufgrund einer verantwortungsbewußten 
Güterabwägung für ethisch gerechtfer­
tigt. Sie sei heute eine kalkulierbare, be­
herrschbare und vertretbare Technik. 
Der .. Störfall von Tschernobyl" sei Aus­
druck einer nicht verantwortlich gehand­
habten Nutzung einer modernen Techno­
logie und kein Beleg für nicht beherrsch­
bare Risiken. Ihre Position beschreibt die 
CDU neben dem Kernenergiebereich im 
einzelnen zu den i>roblemen der 
Gen-Technologie und Fortpflanzungsme­
dizin, zur Auswirkung neuer Technolo­
gien auf Arbeitsplätze sowie. zur· Daten­
technik. 

.wissenschaftler entdecken Lappen als "interessante Testgruppe" für 
Verzehr radioaktiv verstrahlten Fleischs 

Wieviel 
Cäsium 
verträgt der 
Mensch? 
Schwedische Wissen­
schaftler lassen Lappen 
hochverstrah Ites 
Rentierfleisch essen. Nach 
der Atom katastrophe 
in der Ukraine wollen sie 
die Auswirkungen der Radio­
aktivität im Körper testen 

Anders Kuhmunen hält sich die 
Hände vors Gesicht und weint. 
»Mein Haus ist zerstört, denn 
mein Haus ist die Natur.« Der 
70jährige ist Rentierzüchter 
und Same, wie sich die Lappen, 
die Ureinwohner Nordeuro-

. pas, selber nennen. 

Zerstört ist für ihn alles, seit 
nach der Katastrophe von 
Tschernobyl im April vergan­
genen Jahres mit dem Wind die 
giftige Wolke aus dem Süden 
kam und den radioaktiven Fall­
out versprühte: Mit mehr als 
80 000 Becquerel pro Quadrat­
meter Boden ist die Provinz 
Västerbotten in Nordschwe­
den so verseucht, daßdieExi­
stenz fast aller 2700 Rentier­
züchter, die dort leben, gefähr­
det ist. 

Tausende von Rentieren 
mußten im Herbst 1986 ver­
nichtet werden, weil die Radio­
aktivität in ihrem Fleisch über 
dem in Schweden festgelegten 
Grenzwert von 300 Becquerel 
pro Kilogramm lag. Es taugt 
höchstens noch als - angeblich 
ungefährliches - Futter für die 
Nerze in Pelztierfabriken. 

Doch nicht nur die Tiere, 

auch die Rentierzüchter und ih­
re Familien sind gesundheitlich 
gefährdet. Erst einen Monat 
nach der Katastrophe von 
Tschernobyl waren sie gewarnt 
worden. Wochenlang hatten 
die Samen ahnungslos in den 
Bergen ihr Trinkwasser aus ver­
seuchtem Schnee gewonnen. 
» Wir sind wieder einmal ver­
gessen worden«, sagt Anders 
Kuhmunen. 

Doch inzwischen entdeckte 
die Wissenschaft die atomar 
verstrahlten Lappen. Sie seien 
eine »interessante Testgrup­
pe«, sagt Professor Hans Svens­
son. Der Chef des Strahlenphy­
sikalischen Instituts an der U ni­
versität von U meä ist im Januar 
drei Wochen lang durch 50 
Dörfer Lapplands gereist, um 
Rentierzüchter und ihre Fami­
lien für ein U ntersuchungspro­
gramm zu gewinnen, das er 

»einfach spannend« findet. Er 
will erforschen, wie sich Radio­
aktivität im Körper von Babys, 
Kindern, erwachsenen Frauen 
und Männern verhält, welche 
Dosen sie mit der Nahrung auf­
nehmen und in welchem Zeit­
raum die Strahlung wieder aus 
dem Körper ausgeschieden 
wird. 

Stolz führt uns Prof. Svens­
son durch die Laborräume im 
Untergeschoß seiner Klinik, wo 
für 500 000 schwedische Kro­
nen eine Bleikammer zur Ganz­
körpermessung eingerichtet 
wurde. Assistenten sitzen an 
Computern, auf deren Bild­
schirmen die Becquerelwerte 
von 162 Testpersonen per Ta­
stendruck erscheinen. Ein 
64jähriger Same hält mit 64 400 
Becquerel Cäsium 137 »den 
Rekord«, bei den· Ki.,dern hat 
ein zehnjähriger Junge mit 
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10 000 Becquerel den Spitzen­
wert. Während die Samen 
durchschnittlich zwischen 
30 000 und 40 000 Becquerel 
Cäsium 137 in ihrem Körper ge­
speichert haben, liegt die radio­
aktive Belastung in der Kon­
trollgruppe der Schweden. de­
ren Werte ständig mitgemessen 
werden, bei 2000 Becquerel. 

Haben die Testpersonen, die 
im Auftrag der Wissenschaft 
auch weiterhin hochbelastetes 
Fleisch essen, denn keine Angst 
vor Krebs? Ist eine solche Un­
tersuchung ethisch und mora­
lisch überhaupt vertretbar? 

Den Physiker Göran Wick­
mann bringen solche Fragen 
nicht in Verlegenheit. »Bei 
40 000 Krebsfällen pro Jahr in 
ganz Schweden wird es stati­
stisch nie nachweisbar sein. daß 
ein Lappe an einem bösartigen 
Tumor erkrankt ist, weil er 
Rentierfleisch mit 10 000 
Becquerel gegessen hat.« 

Kein Horrorfilm, sondern 
Wirklichkeit: Der Same Lars 
Svonni ißt seit Anfang Januar 
Rentierfleiseh, das mit 10 500 
Becquerel verseucht ist. Jeden 
Monat fährt er einmal von sei­
nem Dorf Botsmark 50 Kilome­
ter weit nach Urne!, wo er in 
der Bleikammer von Professor 
Svensson auf einem bequemen 
Liegesessel Platz nimmt und 
mit Drähten an einen Ganzkör­
perzähler angeschlossen wird. 
Nach einer halben Stunde er­
scheint auf dem Bildschirm des 
Computers das Ergebnis. »Im 
Januar hatte ich 8000 Becque­
rel, im Februar schon über 
11 000, im März waren es 
19 000 und Ende April mehr als 
38000.« 

Der Münchner Physiker und 
Strahlenbiologe Dr. Eckhard 
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Krüger wollte es nicht glauben. 
als der STERN ihm von den 
schwedischen Experimenten 
berichtete. »Das sind verant­
wortungslose Menschenversu­
che. Ich kann es nicht fassen. So 
weit darf wissenschaftlicher 
Ehrgeiz nicht gehen.« 

Doch Professor Svensson 
und der Physiker Göran Wick­
mann sind nicht beunruhigt 
über die hohen Werte ihrer 
Testpersonen. und sie sehen 
auch keinen Anlaß. Eltern zu 
strahlenarmer Ernährung ihrer 
Kinder zu raten. solange der 
von ihnen willkürlich festge­
setzte Grenzwert von 100 000 
Becquerel Cäsium 137 nicht er­
reicht ist. Gleichwohl geben sie 
zu, daß es keine Schwellendosis 
gibt. unterhalb der Radioakti­
vität ungefährlich ist. 

»Sehen Sie. nach etwa 100 
Tagen wird die Hälfte des Cäsi­
ums) 37 wieder aus dem Körper 
ausgeschieden. und da wir ge­
nau wissen, wie helastet das 
Fleisch ist. können wir genau 
berechnen. wie es im Körper 
strahlt. Solange wir messen. 
kann nichts passieren.« Zu den 
38000 Becquerel Cäsium 137 
im Körper des Samen Lars 
Svonni kommen noch einmal 
19000 Becquerel Cäsium 134 
hinzu. Wieviel der Mann von 
dem noch gefährlicheren Stron­
tium aufgenommen hat, das et­
wa zehn Jahre lang in den Kno­
chen gespeichert wird. wissen 
die Wissenschaftler nicht. Die­
se Substanz ist nur sehr schwer 
zu messen. 

Lars Svonni, einer von 43 
Rentierzüchtern. die monatlich 
im Strahlenphysikalischen In­
stitut gemessen werden. war zu 
der Untersuchung bereit, nach­
dem ihm Professor Svensson 

versichert hatte. daß dieses Ex­
periment völlig ungefährlich sei 
und der wissenschaftlichen Er­
forschung der radioaktiven 
Niedrigstrahlung diene. Reise­
und notfalls auch Übernach­
tungskosten werden erstattet. 

Nach den letzten Meßwerten 
ist Lars Svonni jedoch skeptisch 
geworden. Er will jetzt ein hal­
bes Jahr pausieren und nur 
noch strahlenfrei essen. "Ich 
bin jetzt 50«, sagt er, »wer kann 
mir denn garantieren, daß ich 
nicht scho; in sechs, sieben Jah­
ren an Blutkrebs erkranke? (' 
Als er diese Frage dem Wissen­
schaftler Svensson stellte, 
erhielt er die Antwort, 
daß das statistische Risiko 
allein wegen Tschernobyl sehr 
gering sei. 

Physiker Wickmann rechnet 
vor. daß etwa 13 000 Becquerel 
Cäsium 137 im menschlichen 
Körper eine Strahlendosis von 
100 Millirem bewirken und die­
se Belastung bei einer Million 
Einwohner ~ »einen Todesfall 
und zwei Krebserkrankungen« 
ausmache. »Sehen Sie«. sagt er 
lachend. »das ist so wenig, daß 
wir uns alle Rentierfleisch 
mit 10 000 Becquerel leisten 
können.« 

Er meint es ernst und berich­
tet. was zur Beruhigung auch al­
le Versuchspersonen zu hören 
bekommen: »Meine Familie 
macht auch mit. Seit Oktober 
essen wir dreimal in der Woche 
Elchfleisch mit 2000 Becquerel 
pro Kilo.« Der zwölf jährige Ola 
habe nun eine Belastung von 
2000 Becquerel erreicht, die 
15jährige Gritundder 17jährige 
Kim liegen bei 3000. Vater 
Wickmann selber hat 6000 Bec­
querel gespeichert. 

Das Erreichte reicht dem 
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Forscher aber noch nicht: »Ab 
morgen steigen wir um auf Ren­
tierfleisch mit 10 000 Becque­
rel. Ich habe auch meine Kin­
der davon überzeugt, daß es ab­
solut harmlos ist.« Mit ihren 
Versuchen wollen die Wissen­
schaftler in Umeä beweisen. 
daß der radioaktive Fallout kei­
ne Katastrophe war und die 
Angst vor den gesundheitlichen 
Risiken der radioaktiven Strah­
len nur Panikmache ist. Profes­
sor Svensson und Wickmann 
setzen sich denn auch dafür ein. 
daß der Grenzwert für Rentier­
fleisch von 300 auf 10 000 Bec­
querel heraufgesetzt wird. 
»Sollte sich herausstellen. daß 
unsere Berechnungen nicht 
stimmen. dann werden wir zu­
geben, daß wir uns geirrt ha­
ben«, sagt Wickmann. In 20 
oder 30 Jahren wird allerdings. 
keine Versuchsperson mehr 
den 49jährigen Physiker oder 
seinen zwei Jahre älteren Chef 
Svensson haftbar machen kön­
nen für eine dann auftretende 
Krebserkrankung. Die Wissen­
schaftler werden dann wohl 
nicht mehr arbeiten. sie werden 
pensioniert sein. • • • 

Uta König ~STERN vom 
25.6.1987, 5.122-124) 
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2. Radikale Wissenschaftskritik und technische "Machbarkeit" 

Daß es Reaktorsicherheit nicht geben kann, ist keine physikalische, sondern 
eine gedankliche Aussage. Hier muß nicht von der Physik, sondern vom Wesen 
der Physik ausgegangen werden. Das Wesen der Physik ist nichts Physikalisches 
(Heidegger). Die Physik kann eben als Physik physikalische Vorgänge darstellen 
und berechnen, wenngleich nicht durchgängig, sie kann jedoch gerade als 
Physik nicht ihr eigenes Wesen denken. Dieses mUß im Zusammenhang mit der 
Kategorie Quantität ("Wieviel?" ) gesehen werden. ( .•• ) 
Im Bereich der Atomphysik ist die Extrapolation vom Laboratoriumsversuch auf 
den Fabrikmaßstab schlechterdings nicht zu verantworten. Woran liegt dies? 
Es liegt am Zusammenbruch der herkömmlichen Kategorie "Wieviel" (Quantität). 
Von ihm her ist "Reaktorsicherheit" prinzipiell nicht möglich.( ... ) 
Traditionell bedeutete das "Wieviel?" immer: Einanderausschließen von "mehr" und 
"weniger". Entweder das eine oder das andere. Jetzt aber bedeutet das äußerste 
"weniger" zugleich das äußerste "mehr" ... Das Winzigste bringt das Riesigste 
hervor. Das atomare Spaltprodukt bringt Massenvernichtung von Menschen und 
tendenzielle Unbewohnbarmachung der Erde herauf.( ... ) 
Die Vorgänge in den Atomfabriken sind zugleich winzig und riesig: winzig in der 
Dimension der Vorgänge, riesig in den entbundenen Folgen. Wo ein Vorgang zu­
gleich winzig und riesig ist, versagt die durchgängige Berechenbarkeit. ( ..• ) 
Eben dies macht jegliche Atomindustrie unverantwortbar.( .•. ) 

"Sobald aber das Riesenhafte der Planung und Berechnung und Einrich­
tung und Sicherung aus dem Quantitativen in eine eigene Qualität um­
springt, wird das Riesige und das scheinbar durchaus und jederzeit zu 
Berechnende gerade dadurch zum Unberechenbaren." 

(M. Heidegger am 9.6.1938; Holzwege. S.88) ( ... ) 
Umgangsprachlich gefaßt besagt dies, daß mit der "Reaktorsicherheit" das 
nächste Tschernobyl fällig wird. Hierzulande. 

Auszug aus einem Flugblatt von Prof. Dr. Jobannes Seiffert, Kassel 1986 

Die etablierte Wissenschaft ( •.. ) ist mit zunehmender Spezialisierung immer 
korrumpierbarer geworden. Der Wissenschaftler, der hochspezialisierte Experte, 
dient im Zweifelsfall jedem, der ihn gut dafür bezahlt. Dabei täuschen Spezia­
lisierung, Professionalisierung, Dogmatisierung des wissenschaftlichen Arbeits­
stils und spezialbereichsinterner Konformitätszwang ein so hohes Objektivitäts­
niveau vor, daß das Ausmaß der Servilität der Wissenschaftsaristokratie 
gegenüber etablierter Macht verschleiert wird, aber auch das Ausmaß der 
Abhängigkeit dieser Macht von den Experten." ( ... ) 

Wir sollten ( ... ) endlich aufhören von der Wissenschaft zu reden, als sei 
sie ein monolithischer Klotz. Und wir sollten es uns wirklich ernsthaft über­
legen, ob wir die Wissenschaftler deswegen schelten sollten, weil sie anwend­
bares, sprich verwertbares Wissen produzieren. Nicht anwendbares, nicht ver­
wertbares Wissen ist so gut oder so schlecht wie gar kein Wissen. Nein, was 
wir brauchen, ist a n der e s Wissen, ist eine a n der e W iss e n -
s c h a f t, eine Wissenschaft, die anderen Interessen und Zielen dient als die 
meisten etablierten Wissenschaften. 

K.H. Brendgen: ttber den zwangscbarakter berrscbender Wissenscbaft. In: Soznat 8, H.2/1985, S. 43 ff. 
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E Strahlenschutz und Gesundheitsrisiken 

1. Radioaktivität aus Kernkraftwerken - (kleine akute Gefahr? 

Wie in den Abschnitten A5 bis A 7 und B2 ausgeführt - und von politisch 
verantwortlicher Seite oft genug wiederholt -, gehen weder von Kernkraft­
werken im störungsfreien Normalbetrieb noch von radioaktiven Wolken aus 
2000 km entfernten Reaktorunfällen "akute" Gefahren aus. Akut bezieht sich 
dabei allerdings nur auf die verschiedenen Formen von akuter Strahlen­
krankheit. Mit solchen kurzfristigen Wirkungen ist nämlich "nur" im Falle 
eines Atomkrieges zu rechnen - und im Fall von schwerwiegenden Reaktor­
unfällen in deren unmittelbarer und der nähet:en Umgebung (bis ca. 100 
km). 

(vgl. dazu die beeindruckende Darstellung von A. A. Guha in seinem 
fiktiven Bericht "Ende". Königstein 1983; ebenso die Analysen des Kon­
gesses "Ärzte warnen vor dem Atomkrieg" (1981) in: "Die Überlebenden 
werden die Toten beneiden. Köln 1982; oder R. Jungk: "Der Atom staat " • 
München 1977" 

Ganz ähnliche, jedoch lokal begrenzte Gefahren gehen von Atomtransporten, 
besonders von abgebrannten Brennstäben oder anderem radioaktiven Müll 
aus, ebenso von "Störfällen" in Wiederaufarbeitungsanlagen (vgl. B2-f, S.51) 
aus; in erster Linie sind dabei die dort Beschäftigten die ersten und am 
schwersten Betroffenen. 

Als "Mindestdosis" für die Auslösung von akuter Strahlenkrankheit gelten 
100 rem (1 Sv), sicher treten akute Strahlenschäden bei Dosiswerten zwi­
schen 200 und 500 rem (2 - 5 Sv) auf. 

Bis zu 600 Krebskranke durch 
Tschernobyl allein in Hamburg 

Gesundheitsbehörde berechnete das Strahlenrisiko 

HAMBURG. 7. April (FR/wn). Die 
Hamburger Gesundheitsbehörde hat eine 
weitere Abschätzung der gesundheitli­
chen . Risiken des Reaktorunfalls in 
Tschernobyl für die Menschen in Ham­
burg vorgelegt. Danach muß damit ge­
rechnet werden, daß in den nächsten 50 
Jahren allein die Strahlenbelastung, die 
in den ersten sechs Monaten nach der 
Reaktorkatastrophe in Hamburg aufge­
treten ist, zu einer Zunahme der Krebser­
krankungen führen wird. 

Wie hoch sie genau sein wird, lasse 
sich angesichts der Langzeitproblematik 
von radioaktiver Belastung und Krebs­
entstehung heute noch nicht genau vor­
hersagen, teilte die Behörde mit Legt 
man die unterschiedlichen wissenschaft­
lichen Ansätze zugrunde, sei jedoch mit 
einer Bandbreite von drei bis 609 zusätz­
,lichen Krebserkrankungen in der Hanse­
stadt zu rechnen. Das Risiko für Erbschä­
.den liege - verteilt auf 50 Jahren - bei 

bis zu 55 Fällen unterschiedlicher Schwe­
re. 

Die Risikostudie stützt sich unter ande­
rem auf die Ergebnisse von über 2000 Le­
bensmitteluntersuchungen, die zwischen 
Mai und Oktober 1986 vorgenommen 
wurden. Die Hamburger Behörde weist 
darauf hin, daß die Abschätzung des 
Krebsrisikos kompliziert sei. Wissen­
schaftlich umstritten sei bereits die Be­
rechnung der tatsächlich aufgenomme­
nen Dosis radioaktiver Stoffe. Die Risiko­
berechnung basiere auf zwei unabhängi­
gen Gutachten: Eines vom TÜV Nord­
deutschland zur Strahlenbelastung der 
Hamburger Bevölkerung unter Berück­
sichtigung aller relevanten Belastungs­
pfade, und eins vom Institut für Energie­
und Umweltforschung (IFEU) Heidelberg 
zur Abschätzung der Variationsbreite der 
Strahlendosis und der gesundheitlichen 
Risiken bei Zugrundelegung verschiede-
ner Modelle. ••• 

Frankfurter Rundschau vom &.4.1987, 5.7 
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Den Münchner Krebsforscher 

und Strahlenexpenen Professor 
Herben Begemann wunden es 
nicht, daß ein knappes Jahr nach 
der Katastrophe von Tschernobyl 
Mütter wie Annegret May und Ina 
Voskul sich fragen, ob ihre Kinder 
Opfer der Strahlenwolke gewor­
densind. Ersagt: ,.Wirwissen, daß 
schon geringe radioaktive Dosen 
beim Embryo Mißbildungen und 
Himschäden auslösen können, 
wenn sie genau in einem bestimm­
ten Momentund an einer bestimm­
ten Stelle zufällig hochempfmdli­
che Zellen in ihrem Teilungspro­
zeß stören. Wir wissen, daß es kei­
ne ungefährliche Dosis gibt, und 
wir wissen, daß Ungeborene am 
empfindlichsten sind.« 

Doch im Einzelfall wird sich nie­
mals beweisen lassen, daß der 
Herzfehler eines Kindes oder eine 
Fehlgebun ausgelöst wurde, weil 
die werdende Mutter ahnungslos 
in radioaktivem Mairegen spazie­
renging, hochbelastete Milch 
trank oder verstrahltes Gemüse 
gegessen hat. Allein mit großange­
legten wissenschaftlichen Studien 
kann geklänwerden, obderGAU 
in der Ukraine kurz- und langfri­
stig Folgen für die ungeborenen 
und geborenen Kinder hatte und 
haben wird. 

Weil die Beweisführung für die 
Betroffenen so schwierig, fast un­
möglich ist, forden die Strahlen­
kommission der U mweltschutzor­
ganisation BUND die Umkehrder 
Beweislast ... DerStaatmußbewei­
sen«, sagt die Bremer Atomphysi­
kerin Prof. Inge Schmitz-Feuerha­
ke ... daß es zwischen Mißbildun­
gen und Strahlen belastungen 
keinen Zusammenhang gibt.« So­
lange nicht systematisch Daten er­
hoben und in Beziehungzu den un­
terschiedlichen radioaktiven 
Meßwerten inder Bundesrepublik 
gesetzt werden, sei jede Behaup­
tung, Tschernobyl habe keine 
Auswirkungen gehabt, unseriös 
und unglaubwürdig. 

Dr. Gerold Randzio, Nuklear­
mediziner und Strahlenbiologe an 
der Kieler Universität, konsta­
tien: »InzehnoderzwanzigJahren 
wird niemand mehr behaupten 

Die 

können, daß seine Leukämie oder 
sein Schilddrüsenkrebs vom radio­
aktiven Fallout im Mai 1986 her­
rühn. Deshalb muß jetzt alles ge­
tan werden, um mögliche Folgen 
dieser sogenannten Niedrigstrah­
lung zu erfassen. « 

Ein knappes Jahr nach Tscher­
nobyl häufen sich die Berichte 
über Auffälligkeiten. Ärzte und 
Hebammen erzählten dem 
STERN mit aller Vorsicht davon, 
weil sie ihren Verdacht nicht vorei­
lig und ohne fundiene Vergleichs­
zahlen als Beweis für Strahlen­
schäden gewenet wissen wollen. 
» In den Monaten Juli, August und 
September hatten wir pro Woche 
in unserer Klinik doppelt so viele 
Frauen, die wegen einer Fehlge­
burt in der neunten bis zwölften 
Woche zur Ausschabung zu uns 
kamen. Diese Daten hätten in un­
serer Abteilung, in anderen Klini­
ken und bei allen Frauenärztensta­
tistisch erfaßt werden müssen. 
Aber dazu sind wir von keiner offi­
ziellen Stelle aufgeforden wor­
den«. sagt die Frauenärztin Dr. 
Ellen Richter-Langbehn, die in 
einem hessischen Kreiskranken­
haus tätig war und seit der Jahres­
wende als niedergelassene Gynä­
kologin in München praktizien. 

Im Januar, neun Monate nach 
Tschernobyl, ist eine andere 
Münchner Frauenärztin über eine 
seltsame Häufung von Herzfeh­
lern bei Neugeborenen erschrok­
ken. Die Gynäkologin, die an 
einer großen Klinik arbeitet, sagt: 
»Drei Kinder mit schweren Herz­
fehlern in einem Monat - das hat­
ten wir noch nie.« 

Zufall oder Tschernobyl? Dar­
übermachtsicheinFrauenarztund 
Ultraschall-Expene an einer süd­
deutschen Universitäts-Frauen­
klinik seine Gedanken. Ermußan­
onym bleiben, weil er und Kolle­
gen einen »Maulkorb« umgehängt 
bekamen. Seine Beobachtungen: 
» 1985 habenwirbei Ultraschallun­
tersuchungen in der 20. Schwan­
gerschaftswoche bei 90 Föten 
Fehlbildungen festgestellt. 1986 
entdeckten wir Anomalien bei 130 
Föten. Diese frühzeitig erkannten 
Mißbildungen tauchen in keiner 
Statistik über Gebunen auf. Denn 
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sie haben meist einen Schwanger­
schaftsabbruch zur Folge.« 

Noch kann sich der Frauenarzt 
nicht erklären, weshalberseiteini­
ger Zeit auch ).vermehn Wachs­
tumsstörungen bei Ungeborenen 
diagnostizien«. Er weiß, daß ein 
Zusammenhang mit Tschernobyl 
erst nachgewiesen werden kann, 
wenn jeder Frauenarzt und jede 
Klinik vor und nach der Gebun 
Auffälligkeiten dokumentieren. 
Experten ist bekannt, daß höch­
stens 50 Prozent der Mißbildungen 
bei Neugeborenen den statisti­
schen Landesämtern gemeldet 
werden. Hinzu kommt, daß der 
Beobachtungszeitraum von weni­
gen Tagen nach der Geburt viel zu 
kurz ist, um Herzfehleroder ande­
re innere Organstörungen festzu­
stellen. Fehlgeburten werden 
ohnehin nicht registrien.. tI • 

Als imJ anuarin Berlinzehnstatt 
wie im Durchschnitt zwei mongo­
loide Kinder geboren wurden, 
stand Professor Karl Sperling, Lei­
terdes Instituts für Humangenetik 
der Freien Universität, vor einem 
Rätsel. Einerseits konnte er sich 
diese Häufung von Trisomie 21 
nicht erklären, andererseits wollte 
er das nicht als Zufall abtun. Die 
be hin denen Kinder waren für ihn 
Anlaß, einen Verdacht zu über­
prüfen, den er für ).sehr unwahr­
scheinlich« hielt. 

»lch kann mir nicht vorstellen, 
daß es einen Zusammenhang zwi­
schen dem radioaktiven Fallout 
und Chromosomenveränderun­
gen wie der Trisomie 21 gibt«. hat­
te er noch vor sechs Wochen dem 
STERN erklän. Professor Sper­
ling schickte umfangreiche Frage­
bögen an 40 humangenetische La­
bors in der Bundesrepublik. Er 
wollte überprüfen, ob eine Häu­
fung solcher genetischen Schäden, 
wie sie in Berlin bei den geborenen 
Kindern auftraten, auch bei den 
vorgebunlichen Chromosomen­
analysen, die nach einer Frucht­
wasseruntersuchung in der 16. 
Schwangerschaftswoche durchge­
fühn werden, vorgekommen war. 

Das Ergebnis dieser ersten Stu­
die nach Tschernobyl müßte Ge­
sundheitsministerin Rita Süss­
muth sowie alle anderen Regie­
rungspolitiker nachdenklich ma­
chen. die im Mai '86 unter Beru­
fung auf die Strahlenschutzkom-

mission der Bundesregierung er­
klän hatten: »EsbestehtkeinRisi­
ko für das sich entwickelnde Le­
ben.« Die Auswenung der bun­
desweiten Jahresstatistik von allen 
28 737 Chromosomenproben er­
gab: Allein bei elf Frauen aus 
B.ayern und Baden-Wüntemberg, 
die Anfang Mai schwanger gewor­
den waren und 16 Wochen später 
innerhalb von zwei Wochen i~ 
August, eine Fruchtwasserunter­
suchungvornehmenließen, warei­
ne Trisomie 21 fest gestellt worden . 
In den restlichen neun Bundeslän­
dern wurden zum gleichen Zeit­
raumnursechssolcherChromoso­
menveränderungen festgestellt. 
Dieses Ergebnis wenete Sperling 
als auffallend und als Indiz dafür 
daß in der Zeit der stärksten radio~ 
aktiven Belastung besonders viele 
Kinder mit Chromosomen-Scha­
den gezeugt wurden. Normaler­
weise wären im strahlenintensiven 
Süden bei Fruchtwasseranalysen 
in den zwei Augustwochen nur 
fünf Fälle von Mongolismus zu er­
wanen gewesen. 

Die Brisanz seiner Studie ist 
Sperling erst vergangene Woche 
klargeworden ,alsdas Bonner U m­
weltministerium seine Bewenung 
zurückwies und die Strahlen­
schutzkommission der Bundesre­
gierung ihn nach Bonn zitiene. 
Don wurde der Wissenschaftler 
belehn, daß es keinen Zusammen­
hang zwischen dem Falloutundder 
Trisomie 21 gebe und die hohe 
Zahl im Bereich »normaler 
Schwankungen« liege. Sperling 
zum STERN: »Die Strahlen­
schutzkommission nimmt das 
nicht so ernst wie ich. Ich bleibe da­
bei, daß der Verdacht auf einen 
~usammenhang nicht widerlegt 
Ist.« 

Je höher die radioaktive Bela­
stung, um so größer ist die Gefahr, 
daß Strahlen Erbgut-Schäden wie 
eine Trisomie 21 bewirken kön­
nen. Dr. Peter Meinecke vom Hu­
ma!1genetischen Institut amAllge­
memen Krankenhaus Hamburg­
Altona erklän den Zusammen­
hang: »Kurz vor der Befruchtung 
ist die weibliche Eizelle besonders 
empfindlich. Wird sie wie mit ei­
nem SchrotschußvoneinemStrah­
lentreffer bis zum Zellkern durch­
drungen, dann kann der raffinier­
te Veneilungsmechanismus der 
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Chromosomen gestört werden, 
die sich zu diesem Zeitpunkt von 46 
auf 23 paarweise halbieren. Da 
passiert esdann, daßdie Eizelle bei 
der Verschmelzung mit dem 
männlichen Samen 24 statt 23 
Chromosomen mitbringt.« Der 
Name Trisomie 21 bedeutet, daß 
es in diesem Fall vom Chromosom 
21 nicht nur einen männlichen und 
weiblichen Satz gibt ,sondern noch 
einen überzähligen dritten. 

Die Angst, ihr Kind könnte 
nicht gesund auf die Welt kom­
men, ist aufgrund der wachsenden 
Umweltbelastungen schon vor 
Tschernobyl bei manchen schwan­
geren Frauen groß gewesen. Doch 
nach Tschernobyl kam bei vielen 
Panik auf. Mütter, die im vergan-

77 

genen April und Mai schwanger 
geworden waren, erlebten Alp­
träume. Roswitha Eichenseer­
Bogner, 30, aus Roßdorfbei Mar­
burg erinnert sich: »Ich glaubte 
niemandem, der mich beschwich­
tigen wollte. Immerwieder bin ich 
nachts aus dem Schlaf hochge­
schreckt, habe geheult.« 

Erst nach der Ultraschallunter­
suchung in der 15. Schwanger­
schaftswoche habe sie wieder eini­
germaßen beruhigt schlafen kön­
nen. Aber am meisten habe es ihr 
damals geholfen, daß sie sich mit 
anderen Müttern und Vätern zu 
einer Initiative »Eltern nach 
Tschernobyl« zusamenschloß: 
» Da fühlte ich mich nicht mehr so 
ohnmächtig.« Am4. Januarhatsie 

ihr zweites Kind, Tochter Marlin, 
gesund auf die Welt gebracht. ... 

In Berlin verschickt ein Verein 
»Mütter und Väter gegen atomare 
Bedrohung« wöchentlich eine Li­
ste mit 15 auf Radioaktivität unter­
suchten Lebensmitteln an 1800 In­
teressenten. Als »strahlenarm« 
bezeichnet der Berliner Radiologe 
Klaus-Peter Lischka alle Lebens­
mittel, die pro Kilogramm unter 
zehn Becquerel aufweisen. Er hat 
ausgerechnet, daß ein Kind, das 
entsprechend ernährt wird, in ei­
nem Jahr 30 Millirem auf seinem 
Strahlenkonto hat. Das mutet die 
Strahlenschutzverordnung nach 
§ 45 einem Erwachsenen pro Jahr 
als Maximal-Wert zu. 

E1 

In der Woche vor Ostern ließ die 
Hamburger Gesundheitsbehörde 
Schokoladenhasen auf Becquerel 
untersuchen und fand Werte zwi­
schen 14,4 bis45,2 Bq Caesium pro 
Kilogramm. Daraufhin wurden 
schon verteilte Süßigkeiten im 
Wert von 50000 Mark aus Kin­
dertagesheimen zurückgerufen. 

. »Daß die Behörden jetzt mit auf­
passen und soviel Verantwor­
tungsgefühl zeigen, dafür haben 
wir Elterninitiativen einen ganzen 
Winter lang gekämpft«, sagt die 
Hamburgerin Anne Wilken. 

Der Bundesverband der Süßwa­
renindustrie nannte die Aktion ei­
ne »bedauerliche Panikmache«. 

STERN vom 15.4.1987, S.20-26 

Wild: Beize bindet Becquerel 
Die neuesten Strahlenmeßwerte I Fleisch meist unbelastet 16 .1 Si: d~ei~!'.iu~~ belastung erheb-

A lich vermindert. 
- Bei Messungen 

• 
von Schweine-, 
Rind-, Lamm- und 
Kalbfleisch hat die 
Stadt Landshut als 

Höchstwert 25 Bq Cäsium (in einer 
Probe Kalbfleisch) gefunden. Lamm 
war nicht höher als 8, Rind nicht über 
5, Schwein nicht mehr als bis 3 Bq be­
lastet. Geflügel hatte bis zu 8 Bq, ge­
messen in einer freilaufenden Gans 
aus der Nähe von Landau an der Isar. 

Um einiges höher liegen die Meß­
ergebnisse, über die das Berliner 
"Strahlentelex" berichtet. In Rinder­
gulasch wurden 32, 15 und 10 Becque­
rel Cäsium gefunden; in Rinderroula­
den ein Höchstwert von 58 Bq. 

Beim Reh schwanken die Werte un­
terdessen zwischen 12 Bq/Kilo (ge­
messen in Berlin) und 542 Bq (gemes­
sen bei Tieren aus Bayern). Im Strah­
lenlabor der Stadt Landshut wurden 
interessante Versuche unternommen, 
wie sich die Cäsiumbelastung vermin­
dert, wenn man das Fleisch in eine 
Beize einlegt. In einer Beize aus 250 
ml Essig, 375 ml Wasser, Zwiebeln und 
W achold~rbeeren verringerte sich die 
Belastung in Rehfleischsilicken nach 
drei Tagen von 535 Bq/Kilo auf 270 
Bq/Kilo. In einer ebenso angesetzten 
Beize, die allerdings innerhalb der· 
drei Tage dreimal gewechselt wurde, 
waren von 542 Bq noch 184 Bq im 
Fleisch meßbar. Dafür war die Beize 
nun ebenfalls hoch belastet und nicht 
mehr für Soße verwendbar. 

Dem Münchener Umweltinstitut ist 
erneut das Knäckebrot von Wasa auf­
gefallen. Wasa .. Rustikal", Roggenvoll-

korn-Knäcke, enthielt 26 Bq Cäsium, 
Wasa .. Köstlich" 21 Bq. Die Marken 
"Plus", .. Sesam" und "Vollkorn" dessel­
ben Herstellers stehen dagegen mit 
nicht mehr als 4 Bq in der Liste der 
Münchener. 

"Restrisiko" (Wiesbaden) hat Kräu­
ter-Tees gemessen und ist dabei beim 
Salbeiblättertee aus der Apotheke auf 
den Spitzenwert von 503 Bq/Liter ge­
stoßen. Salbei-Tee von Salus: 65 Bq/ 
Liter. Minze-Tee von Teekanne: 27 Bq. 
Früchte-Tee derselben Firma: 7 Bq, 
Frauenkräuter-Tee ("Herbaria"): 6 Bq. 
Weitere Sorten, also Hagebutten-Hi­
biscus-, Kamillenblüten-, Pfefferminz­
und Vitamin-Früchte-Tees, waren 
nicht über 3 Bq belastet. 

Bei der Babynahrung ist den Wies­
badenern der Apfel-Heidelbeer-Brei 

Neue Meßwerte lesen 
Sie jeden Samstag 

von "De-Vau-Ge" einmal mit 15 und 
einmal mit 18 Bq aufgefallen. Alle an­
deren Pro-ben von Breien, Müslis und 
Menüs für kleine Kinder erwiesen 
sich mit Wer-ten um 1 und 2 Bq/Kilo 
als unbedenklich: 

. Zur Bewertung: Die Unabhängige 
Strahlenschutzkommission des BUND 
rät Erwachsenen zu einer Ernährung 
mit nicht mehr als 35 Bq/Kilo Nah­
rung. Kinder, Schwangere und Stillen­
de sollten die Grenze bei 10 Bq ziehen. 
In den Handel dürfen keine Waren 
kommen, die über 600 Bq oder über 
270 Bq (Milch und Milchprodukte) be­
lastet sind. clau 

Frankfurter Rundschau vom 24.12.1988, S.17 
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2. Sicherheit und (Rest-)Risiko 

Trotz aller Hinweise und Beteuerungen, daf3 die bundesrepu blikanischen Kernkraft­
werke die sichersten in der Welt seinen, müssen Kernkraftbefürworter - Betrei­
ber wie Wissenschaftler - zugeben, daf3 weder "Störfälle" noch ein GAU ausge­
schlossen sind. Im Gegenteil: mit der Berechnung von Wahrscheinlichkeiten für 
einen GAU geht man explizit von der Möglichkeit und von dem tatsächlichen Ein­
treten solcher Ereignisse aus! 

Von ei11em Risiko sprich t man i.a. dann, wenn ein als negativ angesehenes 
Ereignis im Bereich des Möglichen liegt. ( ••. ) 
Als Maß für die Größe eines Risikos bietet sich ( ..• ) das Produkt aus er­
wartetem Schadensumfang und der Wahrscheinlichkeit für das Eintreten 
dieses Schadens (innerhalb eines bestimmten Zeitraumes) an. 

aus: DIFF: Atom- und Kernphysilf 4 - Kernenergie, Tübingen 1986, 5.126 

Die Berechnung der Wahrscheinlichkeit für einen GAU, wie z.B. im Rasmussen­
Bericht (1975) oder in der "Deutschen Risikostudie Kernkraftwerke" (1979) vor­
genommen, geht von diesen Voraussetzungen aus und versucht zunächst, einen 
Zeitraum für den Eintritt eines GAUs abzuschätzen. In diese Abschätzungen, 
für die in der deutschen Studie übrigens das KKW Biblis B als Modell benutzt 
wurde, gehen die ebenfalls geschätzten bzw. erwarteten Häufigkeiten von Aus­
fällen einzelner Systemteile entlang verschiedener Unfallpfade ein. Auf die 
Problematik unvorhergeseher "Pfade" hat bereIts Traube hingewiesen (vgl. B2, 
S.36 ff). Problematisch erscheint auch die Verallgemeinerung von Ergebnissen, 
die an einem einzigen Reaktor-Modell gewonnen worden sind; eine Abschätzung 
von spezifischen Risikien für andere Kraftwerkstypen in gleicher Form existiert 
nicht. 

Die in der o.g. Studie ermittelte Wahrscheinlichkeit - daß nur einmal 
während 11.000 Reaktor-Betriebsjahren ein GAU eintritt - mu{J weiterhin 
in mehrfacher Weise relativiert werden: 
1. hat die Zahl der Kernkraftwerke in den letzten 7 Jahren erheblich 

zugenommen; der Quotient aus Wahrscheinlichkeitszeitraum / Zahl der 
Kernkraftwerke liegt für den mitteleuropäischen Raum nur noch in 
der Größenordnung von Jahrhunderten (ganz abgesehen von "weniger 
sicheren" KKWs). 

2. sagt ein Wahrscheinlichkeitszeitraum nichts darüber aus, wann ein 
Ereignis eintritt. Ein GAU kann ebenso am ersten wie am letzten Tag 
jener 11.000 Betriebsjahre stattfinden. (Da es sich um statistisch 
unabhängige Ereignisse handelt, gilt dies auch für den im AnschlUß 
daran sofort neu beginnenden Wahrscheinlichkeitszeitraum in gleicher 
Weise.) 

3. kann die zeitliche Ereigniswahrscheinlichkeit nur auf äu{Jerst maka-
bre Weise mit dem Schadensumfang zu einem "Rest "-Risiko verknüpft 
werden: Die voraussichtliche Zahl von Toten, Schwer- und Leichtver­
seuch ten und die erwarteten Langzeit- und Folgewirkungen muß als 
numerische (man-)Gröpe mit der Erwartungszeit multipliziert werden. 
(Nur dann kann man daraus die Aussage ableiten, da{J eine Betäubungs­
spritze beim Zahnarzt mehr als 1000 mal gefährlicher sei, als die 
Gefahr, die von einem Kernkraftwerk ausgeht, wie vom "Deutschen 
Atomforum" verbreitet.) 

Generell stellt sich die Frage, ob es ethisch zulässig ist, mit solchen auf 
Menschenleben bezogenen IfRest"-Risiken zu argumentieren. Oder anders: 

Setzte man die absehbare und vermeidbare Gefährdung von Menschen­
leben als auszuschlie{Jendes Risiko in obiges Produkt mit CD ein, 
das "Rest "-Risiko hätte sich selbst entlarvt. 
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3. Niedrigstrahlung und gesundheitliche Risiken 

,;hnlich wie bei der "Hisiko"-Abschiitzung für einen GAU können die ge~und­
heillichen Langzeitschäden in quantitativer Hinsicht nur statistisch betrachtet 
werden. Tm Unterschied zu den akuten Strahlenschäden (auch nichl-stochasti­
sehe Schäden genannt) spricht man hier von stochastischen Schäden. Da sowohl 
während der Zeit der oberirdischen Atombombentests wie auch nach Tschernobyl 
die Werte der Radioaktivität in Mitteleuropa als "relativ" niedrig anzusehen sind 
(bezogen etwa nuf die Verseuchung der Gegenden um Hiroshima und Nagasaki, 
des Bikini- oder Mururoa-Atolls, bestimmter Gegenden in Sibirien oder der Um­
~ebung von Tschernobyl), hesteht voraussichtlich noch nicht einmal die Chance, 
die als sicher erwartete Zunahme von Leukämiefällen oder Krebstoten - stati­
stisch signifikant - zu erfassen. Unter der allgemein anerkannten Voraussetzung, 
daß es keine unschädliche Dosis von Radioaktivität gibt, gehen Schätzungen 
für eine 

Brhöhung der Radioaktivität um 1 millirem 
von einer Zunahme der Krebserkrankungen von 
0,2 bis 10 Fällen bezogen auf eine Million Menschen 

aus. 
Für die im F'rühsornmer bestehende radioaktive Belastung ergibt sich darauR für 
die Bundesr'epublik eine zusätzliche Zahl von 

1200 bis 60.000 Kre bsfällen. 
Bei den Abschätzungen, die hohe Krebszuwächse prognostizieren, haben die je­
weiligen Mediziner und Strahlenbiologen- berücksichtigt, dal3 0.S qualitative Onter­
schiede zwischen natürlicher und zivilisations bedingter Radioaktivität auf der 
einen und Hadioaktivität aus Kf~rnkraftwerken auf der anderen Seite gibt. (v gl. 
Abschnit.t A5, S.16). So unterscheiden sich beide Sorten sowohl in der Zusammen­
set.zung hinsiehtlieh der vertretenen Isotopen als auch bezüglich der Anreichf~­
rung' in VllH-I:elt und im Körper und ebvaiger Akkumulation in bestimmten Organen 
(vgl. A6, S.Ll). lJmstritten ist. bei diesen Abschritzungen auch die Annahmo eines 
linearen Zusammenha.ngs von zusätzlicher Dosis und zusätzlichen Krankheitsfällen, 
und zwar als zu pessimistischer bzw. zu optimistischer Grundannahme. 
In jedem Fall verschwinden die mindestens 1200 zusätzlichen Krebsfälle bei einer 
ohnf~hin vorhandenen jäh rlichen Neuerkrankungsrate von ca. 160.000 und einer 
gro!.3en Schwankungsbreite der jährlichen Krebstodesrate voraussichtlich in der 
S latistik. 

Einige Befunde betreffend weitere Gesundheitsschäden: 
- Frauen, die sich während der E'rsten Schwangerschaftsmonate einer 

Röntgenaufnahme im Rauchbel'eich unterzogen hatten (30 - 90 mrem), 
gebaren Kinder, die innerhalb der ersten 10 Leb.ensjahre eine 40 
bis 50% höhere Leukämierate aufwiesen. 
Desgleichen trat.en 30 bis 60 % mehr Fehlbildungen und Fehlgeburten auf. 
Amerikanische und japanische Ärzte gehen von einer Verdopplung der 
"Mutationsrnt.e" für jeweils 1 0 bis 100 millirem aus; für die BRD 
heWt dies nach Tschernobyl: ca. 500 zusätzliche schwere genetische 
Erkrankungen jährlich. Die Folgen machen sich - bei Schädigung der 
Keimdrüsen ~ meist erst in der zweiten Generation bemerkbar; aus 
Japan gibt es dazu hinreichende Belege. 
Aus dem Beir-Bericht der Nationalen Akademie der Wissenschaften der 
USA läßt sich schließlich eine Zunahme von allgemeinen Gesundheits­
störungen um etwa 3% ableiten, ebenso eine Zunahme der allgemeinen 
Todesraü~ um 0,2%. 
Kinder müssen - hei jedweder Art der Erhöhung der Radioaktivität 
wegen des noch nicht abgeschlossenen Wachstumsprozesses und des be­
schleunigten Stoffwechsels als besonders gefährdet eingestuft werden. 

nach Angaben aus: Fraktion Gesundheit (Hrsg.): Tschernobyl, Berlin im Mai 1986 
unt1: Dr. Th. Bopse: Kinderfacbärztliche Stellungnahme zur Strahlen belastung. (Kassel, Mai 1986) 

• 
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Zu diesen statistischen Abschätzungen ist anzufügen, daß sie für den einzelnen 
relativ wertlos sind. Zwar existiert eine kausale Verknüpfung zwischen radio­
aktiver Einwirkung auf Zellebene und einer biochemischen Schädigung. Wie aber 
ein wirksamer "Treffer" vom Zufall abhängt (und somit statistisch betrachtet 
werden kann), hängt die Erkrankung eines bestimmten Menschen von vielen Fak­
toren und bestimmten Umständen ab, die sich in ihrer Wirkung ebenfalls nur 
statistisch erfassen lassen. 

Bei der Abwägung der ethischen Vertretbarkeit der Kernenergie sollte man sich 
daher eher von der späten Einsicht des damaligen US-Präsidenten J.F.Kennedy 
leiten lassen, der nach der Einstellung der Atombombentests 1963 feststellte: 

"Die Zahl der Kinder und Kindeskinder mit Krebs 
in ihren Knochen, mit Leukämie im Blut oder mit 
Gift in ihren Lungen mag manchen Leuten statistisch 
klein erscheinen. ( ••• ) Der Verlust auch nur eines 
Menschenlebens oder die Verkrüppelung auch nur 
eines Säuglings, mag er noc.h so lange nach unserem 
Ableben erst zur Welt kommen, mup uns alle angehen. 
Unsere Kinder und Kindeskinder sind nicht nur sta­
tistische Gröpen, denen wir gleichgültig gegenüber­
stehen können." 

zitiert nach taz vom 31.5.1986, S.18 

Dagegen stellte Bundeskanzler Helmut Kohl in seiner Regierungserkärung am 
14. Mai 1986 fest: 

Die Nutzung der Kernenergie in der Bundesrepublik 
"dient unserer Gesundheit und schützt unsere Umwelt, 
weil sie die Luft nicht belastet, und sie ist wirt­
schaftlich sinnvoll, weil sie unserer Volkswirtschaft 
durch niedrige Kosten Arbeitsplätze erhiilt". Das 
"theoretisch verbleibende Restrisiko für uns alle rr 
sei "vertretbar und die Nutzung der Kernenergie 
ethisch zu verantworten". (vgl. B2, S. 48) 

.A11e ha.l.ter1 d.icht 

r1'-1r d.er Rea.ktor r1icht 

• 
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Überdurchschnittlich viele Blutkrebsfälle 
bei Würgassen 

Kinderarzt wertete Statistik für die Umgebung des Atomkraftwerks aus 

Strahlenbelastung höher als bei anderen Meilern 

KASSEL, 9. März. In der Umgebung 
des nordrhein-westfälischen Kernkraft­
werkes Würgassen sind überdurch­
schnittlich viele Kinder und Jugendliche 
an Blutkrebs erkrankt. Nach einer am 
Mittwoch in Kassel veröffentlichten Un­
tersuchung des Kinderarztes Matthias 
Demuth wurden seit 1980 im Umkreis 
von 20 Kilometern des Atomkraftwerkes 
14 Leukämiefälle registriert. "Normal" 
wären mit Blick auf statistische Berech­
nungen und die durchschnittliche Häufig­
keit höchstens acht Leukämieerkrankun­
gen in dieser Altersgruppe. Demuth be­
zeichnete die Erhöhungen als signifikant. 

Die Wahrscheinlichkeit, daß die über­
durchschnittliche Häufigkeit der Krank­
heitsfälle zufällig auftrat, sei mit unter 
zwei Prozent äußerst gering. Demuth zog 
daraus das Fazit, daß die Erhöhung der 
Leukämiefälle mit sehr großer Wahr­
scheinlichkeit durch radioaktive Strah­
lung aus dem Atomkraftwerk verursacht 
sei. 

Der Arzt stützte sich bei seinen Unter­
suchungen unter anderem auf die seit 
1980 zentral vom Institut für medizini­
sche Statistik und Dokumentation der 
Universität Mainz erfaßten Krebserkran­
kungen. Dort wurden bis 1986 rund 7630 
krebskranke Kinder unter 15 Jahren re­
gistriert, darunter rund ein Drittel Leuk­
ämiefälle. 

Nach den Ergebnissen der Kasseler 
Studie erkrankten in dem 20-Kilometer­
Radius um Würgassen zehn Kinder im 

Von unserer Mitarbeiterin Anne Riedel 

Alter bis zu 15 Jahren. Bei einer auf­
grund des Mainzer Datenmaterials ermit­
telten "erwarteten" Leukämiefallzahl von 
durchschnittlich 6,22 entspricht dies einer 
Erhöhung' von mehr als 60 Prozent. Bei 
den 15- bis 20jährigen Jugendlichen wur­
den in diesem Gebiet vier Fälle regi­
~triert. Auf der Basis des statistischen. 
Durchschnittswertes von 1,64 Fällen er­
gibt sich für diese Altersgruppe eine Er­
höhung der Zahl der Erkrankungen um 
über das Doppelte. 

Demuth stellte dazu fest, daß durch 
diese Zahlen noch kein direkter Zusam­
menhang zwischen den Strahlungsabga­
ben des Kraftwerkes in Würgassen und 
den erhöhten Fallzahlen bewiesen wer­
den könne. Einen solchen Zusammen­
hang herzustellen, erscheine allerdings 
nicht abwegig. Die Stahlenbelastung in 
der Umgebung des Atomkraftwerkes 
Würgassen, im Dreiländereck Nordrhein­
Westfalen, Niedersachsen und Hessen ge­
legen, lag auch nach offiziellen Angaben 
etwa in Bundestagsdrucksachen immer 
deutlich über der aller anderen Atommei­
ler. 

Die 1972 als damals größtes Kraftwerk 
Europas errichtete Anlage ist nicht zu­
letzt aufgrund der zahlreichen Störfälle 
und der inzwischen veralteten, nach heu­
tigen Sicherheitsanforderungen nicht 
mehr genehmigungsfähigen Technik um­
stritten. Eine Initiative namens "Unser 
Recht auf Stillegung - UNRAST" ist des­
w;egen angetreten, die Stillegung des 

Kraftwerkes auch gerichtlich durchzuset­
zen. 

Ob in den Störfällen und der dabei aus­
getretenen Radioaktivität oder in der im 
Vergleich zu anderen Atomkraftwerken 
hohen "normalen" Strahlenbelastung 
eine Ursache für die erhöhten Leukämie­
fälle zu sehen ist, müßte nach Ansicht 
des Kasseler Arztes durch zusätzliche 
Untersuchungen geklärt werden. Demuth 
wies in diesem Zusammenhang darauf 
hin, daß durch die zentrale Datenerfas­
sung aller Leukämiefälle in Mainz die 
Möglichkeit besteht, entsprechende 
Studien für den Umkreis aller bundes­
deutschen Atomkraftwerke zu erstellen. 

Das nordrhein-westfälische Wirt-
schaftsministerium, dem die Studie des 
Kasseler Arztes bekannt ist, nimmt die 
Untersuchungsergebnisse nach den Wor­
ten eines Sprechers "sehr ernst". Die 
Zahlen und Fakten müßten vor einer aus­
führlichen Stellungnahme allerdings erst 
noch geprüft werden, hieß es. 

Frankfurter Rundschau 
vom 10.3.1988, S.4 

Krebs soll als Berufskrankheit von Atomarbeitern 
anerkannt werden 

Bonner Studie über Strahlenbelastungen in Wiederaufbereitungsanlagen bekanntgeworden 

, Mangelnden Gesuodheitsscbutz beklagt 

DÜSSELDOR~, 19. Januar. Nach mehr 
als vierjährigen Untersuchungen, Mes­
sungen und wissenschaftlichen Diskus­
sionen haben Experten des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes (DGB), Betriebsrä­
te in den Atomkraftwerken und kern­
technischen Forschungsstätten sowie 
Vertreter der betroffenen Wirtschaftsun­
ternehmen eine Studie über "Arbeitsbe­
dingungen in nuklearen Wiederaufberei­
tungsanlagen" im Auftrag des Bundesfor­
schungsministeriums erarbeitet. die am 
kommenden Freitag nach einer abschlie­
ßenden Diskussion aller Beteiligten dem 
Forschungsminister Heinz Riesenhuber 
übergeben werden soll. Teile dieser um­
fangreichen Arbeit sind schon jetzt be­
kanntgeworden. Aus ihnen geht hervor, 
daß heute niemand die Behauptung auf­
stellen könne, "wonach kein erhöhtes Ri­
siko für Strahlen arbeiter im Vergleich zu 
anderen Industriezweigen" bestünde. 

Konkrete Verbesserullgsvorschliige, die 
auf eine lückenlosp Gesundheitsüberwu­
chung der Beschäftigten in den Atoman­
lag!'n zielten, blieben heute noch immer 
"im Gestrüpp von Einzelinteressen stek­
ken". In der Studie heißt es in diesem Zu-

Von unserem Korrespondenten Reinhard Voss 

sammenhang: "In mehreren Gesprächen 
mit B~treibern atomtechnischer Anlagen, 
der Überwachungsbehörde und Gutach­
tern wurde deutlich, daß das Fehlen einer 
zentralen Dokumentation und zielgerich­
teten Standardisierung von Belastungs­
daten die Ursache für Mißverständnisse, 
die Aufrechterhaltung von Unsicherhei­
ten und damit die eingeschränkte soziale 
Absicherung von Arbeitnehmern im 
Strahlen bereich darstellte." Die Hinder­
nisse bei der Wahrnehmung des Gesund­
heitsschutzes seien "beachtlich", urteilen 
die Experten. 

Insgesamt wurden von den Mitarbeite­
rinnen und Mitarbeitern dieses For­
schungsprojektes 21 Einzelfragen unter­
sucht. Nachdem bis zum Juli vergange­
nen Jahres nur in 13 dieser 21 Fragen in 
der Projektgruppe eine einvernehmliche 
Bewertung der Arbeitsergebnisse erzielt 
werden konnte, wurden Nachbesserun­
gen und ergänzende Arbeiten in Auftrag 
gegeben, deren Erledigung bis in die letz­
ten Dezembertage dauerte. 

Die Gewerkschafter, Betriebsräte und 
die Experten der Atomindustrie - in der 
Studie zusammenfassend als "Sozialpart-

ner" bezeichnet - stellten in ihrer Arbeit 
einen "Handlungsbedarf' fest. Sie kamen 
zWar zu dem Ergebnis, daß ein "öffentli-

. eher Streit über die Anlastung von tech­
nischen und administrativen Defiziten 
oder bisherigen wissenschaftlichen Fehl­
bewertungen" beim Schutz von Arbeit­
nehmern in der Atomindustrie "nicht im 
politischen oder technologischen Interes­
se:' li~ge. Aus "sozialer Verantwortung" 
selen Jedoch "Maßnahmen unumgänglich". 

2{u diesen Maßnahmen zählen die Ver­
fasser der Studie die grundsätzliche An­
erkennung von bestimmten Krebsarten 
als Berufskrankheit im "Strahlenkon­
trollbereich" und die Umkehr der Beweis­
pflicht vom Arbeitnehmer auf den Arbeit­
geber in solchen Atorr.anlagen. Außerdem 
müßten die Mitwirkungsrechte des Be­
triebsrates beim Strahlenschutz präzi­
siert und die Stellung des Strahlen­
schutzbeauftragten, sein Verantwortungs­
bereich und seine Absicherung verbes­
sert werden. • • • 

Frankfurter Rundschau 
vom 20.1.1987, S.l 

• 
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4. Schutzmaßnahmen und Verhaltensvorschriften 

Die Heaktionen auf den Reaktorunfall in Tschernobyl haben deutlich gemacht, 
daß Betreiber, Politiker und verantwortliche Wissenschaftler bislang die 
reale Möglichkeit eines Reaktorunfalls dieser Art mit den entsprechenden 
Fernwirkungen nicht in Betracht gezogen haben. Gerüstet ist man allerdings 
was die dann einzuleitenden Maßnahmen angeht - für die unmittelbar von einem 
GAU betroffenen Gebiete und Bewohner (gekürzter Auszug aus: Spiegel Nr.19 
vom 5.5.]986, S.128 ff.): 

"Panzer gegen die verseuchte Bevölkerung" 
Geheime Katastrophenschutz-Planungen für den Fa" eines westdeutschen GAU 

Eine Katastrophe wie bei Kiew kann es 
nach amtlichtr Darstellung in der 

Bundesrepublik eigentlich gar nicht ge­
ben. Dennoch stehen in den Panzer­
schränken westdeutscher Behörden seit 
Jahren dickleibige Ordner mit großen­
teils geheimen Plänen für den Fall eines 
GAU. 

Detailliert regeln die sogenannten 
"KatS"-Papiere, die an sämtlichen 
Atomstandorten nach Bundesrahmen­
empfehlungen aufgestellt worden sind. 
was im Katastrophenfall zu gc!schehcn 
hat - von der Alarmierung der Bevölke­
rung bis zu ihrer Evakuierung. 

••• 
Im Ernstfall soll die Bevölkerung zu­

nächst durch eine "wichtige Durchsage", 
eingeschoben ins laufende Radiopro­
gramm, oder mittels Lautsprecherwagen 
informiert werden: "Achtung! Achtung! 
Hier spricht die Polizei!" Alle werden 
"dringend gebeten, sich sofort in ge­
schlossene Räume zu begeben und alle 
Fenster und Türen zu schließen". 

Zum "Schutz Ihrer Gesundheit" sol­
len die Bürger "Keller oder innenliegen­
de Räume" aufsuchen, alle "Lüftungs­
und Klimaanlagen" abschalten und den 
"Verzehr von frisch geerntetem Gemü­
se, frisch gemolkener Milch und allen im 
Freien gelagerten Lebensmitteln" ver­
meiden. 

S(xJann wird allen Personen. die "sich 
nach Eintritt des Unfalls im Freien auf­
gehalten haben", dringend angeraten. 
.. die getragene Kleidung zu wechseln 
und sich gründlich zu duschen oder zu 
waschen". Die abgelegte Kleidung soll, 
möglichst verpackt, in einer entfernten 
Ecke verstaut werden. 

"Dies sind vorsorgliche Maßnahmen". 
heißt es am Ende der Durchsage ... lassen 
Sie Ihr Radio eingeschaltet." Im übrigen 
bestehe "kein Anlaß zur Beunruhigung" 
- es sei denn. die radiouktiven Stoffe 
verseuchen bereits massenhaft die Um­
welt. Bei solchen schweren Störfällen 
nämlich nütlt kein Verkriechen im Kd­
kr mehr. die Katastrophenmelder emp­
fehlen d"nn Reißaus: 

Kraftfahrzeugbesitzer werden gebeten. 
möglichst ältere oder gehbehinderte 
Nachbarn. Mütter mit Kleinkindern und 
andere hilfsbedürftige Nachbarn bis zu 
den genannten KontrollsteIlen mitzuneh­
men. Wer nicht motorisiert ist. begibt sich 
auf kürzestem Weg zur nächsten Schule. 
Sporthalle. Gemeindehalle. Kirche oder 
einem anderen festgelegten Versamm­
lungsraum und wartet dort auf die Abho­
lung. 

Dann ist nur das "Notwendigste" 
mitzunehmen. Ausweise etwa. Wertpa­
piere. einmal Kleidung zum Wechseln 
und "Mundvorrat als Wegzehrung". al­
les .. staubdicht" verpackt. beispielsweise 
"in verschnürten Plastiktüten" . Flücht­
linge ohne Auto sollen •• bille nur Hand­
gepäck und wenn möglich eine Decke" 
tragen. Zum persönlichen Schutz gegen 
Strahlen und Fallout wird geraten: "At­
men Sie im Freien möglichst nur durch 
ein T .. schentuch." 

Wer gerade nicht laufen kann oder gar 
ans Bell gefesselt ist. soll aus "einem 
Fenster zur Straßenseite ein Bettlaken" 
raushängen: "Die geräumten peb-iete 
werden überwacht; im Bedarfsf'$. . .1 ~.jrd 
Ihnen geholfen werden." "Schufijn ~nd 
Kindergärten werden dunn gesondtrt 
mit Bussen evakuiert. .. Auch "für Alten­
heime. Pflegeheime und Krankenhäuser 
wird so vorgesorgt. daß sich die Angehö­
rigen keine Sorgen machen müssen". 

In den Schulen von Rheinland-Pfalz 
beispielsweise geht es nach der 
amtlichen .. Katastrophenschutz-Vorsor-
ge" auch beim Atomunfall ordentlich zu 
wie in der Kadettenanstalt. "Der Schul­
leiter weist Schüler. Lehrer und sonstige 
Bedienstete auf die bestehende oder dro­
hende Gefahr hin und ordnet an. daß bis 
auf weiteres niemand ohne seine Erlaub­
nis die Schule verlassen darf." 

Kommt der Befehl zur Evakuierung. 
"sorgt der Schulleiter für einen geordne­
ten Ablauf". Er muß Lehrer bestimmen. 
"die sich vor der Abfahrt vergewissern. 
daß niemand im Schulgebäude zurückge-

_blieben ist. und die für den reibungslosen 
Einstieg in die Fahrzeuge und für Ord­
nung während der Fahrt sorgen". 

Denn vor allem soll die Flucht sich 
geordnet vollziehen. als ginge es hinaus 
zum Ausflug in den strahlenden Mai. 
"Wohnungs- Und Haustüren" sind zu 
"verschließen". und wer unterwegs ist. 
soll "auf jeden Fall" auch dann "Ruhe 
bewahren", wenn ihm "Meßtrupps und 
Hilfskräfte unter Schutzmasken und 
Schutzanzügen begegnen". 

••• 
"Man kann nicht mit der kleinsten 

Sicherheit voraussagen"" • meint, 
Peter Mikolajczyk vom Landkreis Groß­
Gerau. in dessen Nachbarschaft die 
Kraftwerksblöcke von Biblis stehen, 
"wie sich so ein Einsatz tatsächlich 
abspielt'" Mikolajczyk weiß, "daß man 
kaum realistisch so einen Störfall üben 
kann. bei dem womöglich eineinhalb 
Millionen Menschen zu dekontaminieren 
sind". 

• • • 
Was mit den massenhaft verstrahllen 

Menschen geschieht. ist ungewiß. Ober­
kreisdirektor Kallmeyer aus Niedersach­
sen etwa will Helfer aus Bund und Län­
dern herbeirufen, einschließlich .. Bun­
deswehr und Bundesgrenzschutz". 

Polizisten und Soldaten müßten dann. 
schrieb vor fünf Jahren der Fachautor 
Holger Strohm in seinem Buch "Fried­
lich in die Kutastrophe". möglicherweise 
eine makabre Pflicht zum Schutz der 
noch nicht bestrahlten Bevölkerung 
übernehmen: Ähnlich wie in dem vor 
drei Jahren· gesendeten WDR-Fernseh­
spiel "Im Zeichen des Kreuzes" häuen 
bewaffnete Kräfte das Gefahrengebiet 
abzusperren. 

.. Mir wurde", versichert Fachmann 
Strohm. "mehrfach von hohen Offizie­
ren mitgeteilt. daß für solche Notfälle 
der Einsatz von Schußwaffen und Pan­
zern geplant sei. um notfalls die ver­
seuchte Bevölkerung zurückluhalten ... 

• 
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Vier Monate nach der verschwiegenen "schweren Betriebsstörung" 
im Block A des Atomkraftwerks Biblis: 

Wo Ernstfall und Planspiel aufeinandertreffen 
Katastrophenschützer probten am Wochenende einen simulierten Reaktorunfall in Biblis 

BIBLIS/HEPPENHEIM. ,.Auf dem 
Papier sind die Busse natürlich vorhan­
den", sagt der Mitarbeiter einer Katastro­
phenschutzbehörde. "aber bringen sie 
mal im Er.nstfall einen Fahrer dazu. in 
die radioaktive Wolke hineinzufahren, 
um Menschen zu evakuieren." Eine Ein­
schätzung, die am grü~en Tisch wenig 
zählt, wenn es um die Ubung von Kata­
strophenabwehr geht. Rund um das 
Atomkraftwerk Biblis probten am Wo­
chenende mehr als tausend Feuerwehr­
l.~ute. Sanitäter. Strahlenschutzexperten, 
Arzte und behördliche Katasttophen­
schützer den Ernstfall, den GAU (größter 
anzunehmend~.r Unfall) im Block Ades 
Werkes. Eine Ubung, die vor dem aktuel­
len Hintergrund von Flugzeugabstürzen 
in unmittelbarer Nähe von Kernkraftwer­
ken und eines Zwischenfalls in Biblis vor 
einer Woche von besonderer Brisanz ist. ... 

In den Straßen von Heppenheim oder 
von Biblis bekommt die Bevölkerung 
vom g~spielten Ernstfall kaum etwas mit. 
D~r Polizei hubschrauber hebt vom Rasen 
des Heppenheimer Stadions ab und soll 
radioaktiv verseuchte Boden- und Luft­
proben nach Darmstadt zur Untersu­
chung fliegen. 

Ernstfall und Planspiel liegen nicht 
weit auseinander. Zu Beginn vergange­
ner Woche hatte ein Brand in der außer­
halb von Maschinen- und Reaktorhaus 
gelegenen Schaltanlage den Block B vor­
übergehend lahmgelegt. Schnellabschal­
tung von Turbinen und Reaktor waren 
die Folge, die vier Notstromaggregate, 
mit Diesel betrieben, sprangen automa­
tisch an und übernahmen die Stromver­
sorgung, ohne die es zU Schäden im Re­
aktorkern kommen kann, da eine Küh­
lung nicht mehr gewährleistet ist. Daß 
die Betonhülle von Block A einem Ab­
sturz eines Flugzeuges nicht standhalten 
würde. das ist kein Geheimnis, von den 
Gefahren für außerhalb liegende, für die 
Sicherheit aber nicht unwichtige Anlagen 
einmal abgesehen. Kraftwerkschef Fred 
Maier sagt an diesem Tag vor einer Be­
suchergruppe: . .Auch mir wäre es lieber, 
wenn hier c;xier in der näheren Umge­
bung keine Überflüge stattfänden." 

Bei der Störfallübung "Biblis '88" 
nimmt man an, daß nach einer Reaktor­
schnellabschaltung nur einer der vier 
Diesel in Gang kommt,. ~p.d .. später au~h 
noch dieses Aggregat ausfällt. Ein Fall. so 
BeIge Schier vom hessischen Ministe-

rium für Umwelt und Reaktorsicherheit, 
der in der Bundesrepublik bislang nicht 
eingetreten sei. Es kommt, so die Autoren 
des Übungsszenarios, im Laufe des Stör­
falls zu einer erheblichen Freisetzung 
von Radioaktivität innerhalb des Reak­
torgebäudes, die später - laut Drehbuch 
- zum Teil über den Kamin ins Freie ab­
gelassen wird. Dadurch werden auch 
Menschen verseucht, die später in einer 
aufgebauten Notfallstation behandelt 
werden. Der angenommene Störfall, so 
Schier, hat etwa die Dimension eines Un­
falls, wie er im US-amerikanischen Har­
risburg vor etlichen Jahren geschah. Ein 
Fall, der trotz der Reaktorkatastrophe 
von Tschernobyl immer noch als unwahr­
scheinlich eingestuft wird. Originaltext 
Umweltministerium: "Nach menschli­
chem Ermessen (ist) ein Kernkraftwerk 
in der Bundesrepublik - am Maßstab 
der menschlichen Vernunft gemessen -
als weitestgehend sicher anzusehen. 
Trotz dieser Maxime des Sicherheitsver-
ständnisses wird ein Restrisiko nie völlig 
auszuschließen sein." 

Es müssen ,also Vorbereitungen auch 
für den Fall getroffen werden, der .. außer­
halb normalen menschlichen Ermessens 
liegt". Rund um _Heppenheim probten die 
Katastrophenschützer am Wochenende 
vor allem den Betrieb einer in einer 
Schule untergebrachten Notfallstation, in 
der rund hundert freiwillige Statisten all 
jene Stationen durchliefen, die im Falle 
einer tatsächlichen Dekontaminierung 
zur Entseuchung und ärztlichen Behand­
lung nötig wären. Ebenfalls ein Teil der 
Übung sollte das Zusammenspiel der 
Meßdienste sein, die in derartigen Stör­
fällen das Ausmaß der radioaktiven Ver­
seuchung in Luft, Boden, Wasser und 
Pflanzen zu untersuchen haben. Im Sta­
dion von Heppenheim bezog dazu der 
Meßdienst Quartier. dorthin brachten die 
Meßhilfsdienste ihre in Plastik verpack-

, ten Proben, die sie an den fast 150 festge­
fegten Meßorten sammelten. hn Ei'nstralT 
würden diese Proben dann nach Darm­
stadt zur Außenstelle, der Hessischen 
Landesanstalt für Umwelt geflogen. 

Gegenstand des Szenarios sollte auch 
die länderübergreifende Kommunikation 
und insbesondere die Entscheidungsfin­
dung innerhalb des Führungsstabes sein 
- unter anderem die Frage, zu welchem 
Zeitpunkt und in welcher Größenordnung 
die Ausgabe von Jodtabletten oder auch 
die Evakuierung nötig wären. Daß die 

Evakuierung selbst nicht Gegenstand von 
nBiblis '88" sein konnte, erklären die be­
teiligten Katastrophenschützer mit der 
Wirkung in der Bevölkerung: .. Einen sol­
chen Fall kann man psychologisch nicht 
verantworten" - auch wenn er nur simu­
liert wird. Ohnehin ging das Drehbuch 
von einer erheblichen radioaktiven Kon­
taminierung nur innnerhalb der näheren 
Umgebung aus, ließ eine Verseuchung 
außerhalb der im Katastrophenschutz­
plan niedergelegten 25-Kilometer-Zone 
unberücksichtigt. Und die Dekontaminie­
rung von Straßen und Gebäuden, wie in 
der Realität nötig, lassen die Manöver­
teilnehmer natürlich auch außer acht. 
.. Das würde schließlich Jahre dauern", so 
ein Teilnehmer. Zu solchen Übungen ge­
hört hingegen das Einkalkulieren einer 
Panik in der Bevölkerung. So wird' ver­
mutet, daß etwa die Hälfte der Bevölke­
rung mit dem eigenen Auto zu flüchten 
versuchen werde. Diese Annahme werde 
deshalb zu weitreichenden Verkehrslen­
kungen durch die Polizei führen. 

Daß während der Übung nicht alles 
wunschgemäß verlief, räumte Landrat 
Kaßmann im Anschluß an die Übung ein. 
Pannen bei der Nachrichtenübermittlung 
seien es vor allem gewesen. Für Kaß­
mann steht nach Ende von .. Biblis '88" 
auch die Forderung nach einer neuen 
Struktur für die Einsatzleitung. Der Ein­
satz der Trupps dürfe in derart schwer­
wiegenden Fällen nicht beim Landrat lie­
gen. Die Entscheidungskompetenz sollte 
kreisübergreifend beim Regierungspräsi­
derite-n'ängesiedelt- w~rden;--sehlug Kaß­
mann vor. STEPHAN BÖRNECKE 

Frankfurter Rundschau 
vom 25.4.1988, S.14 

***** 
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Der unvostellbare Unfall von Tschernobyl rief Verwirrung bei der Bevölkerung 
hervor, verursacht durch Verharmlosung des Geschehenen und widersprüchliche 
Empfehlungen, obwohl nach Auffassung von Regierung und Strahlenschutzkommis­
sion (trotz stellen- und stundenweiser Spitzenwerte für Radioaktivität, die 
den Normalpegel bis zum 4000fachen überschritten) "nach den vorliegenden 
Erkenntnissen keine Gefahr für uns" bestand. 

Die Unhaltbarkeit dieser Äußerung läpt sich durch zwei Beispiele belegen: 
"Der amtliche Grenzwert für belastete Milch von 500 Becquerel pro 
Liter (Hamburg 50, Hessen 20) kann leicht eine Überschreitung des 
gesetzlichen Grenzwertes .für die Belasttmg der Schilddrüse (90 mrem 
pro Jahr) bewirken: eine Aktivität von 500 Becquerel durch Jod-131 
entspricht 175 Millirem. Ein Liter dieser Milch dürfte nach den Vor­
schriften für die Benutzung eines Isotopenlabors nicht in die öffent­
liche Kanalisation gekippt, sondern müfJte als radioaktiver Sondermüll 
behandelt werden". 

(6.8aaf: So niedrig sind die Werte nicht. Die Zeit Hr. 21 vom 16.5.86, 5.76) 

Oder: 
"Nach diesem Grenzwert (von 500 Becquerel, die Verf.) ist ein Liter 
Milch für ein Kind so schädlich, wie 10 Röntgenaufnahmen am Tag. Wer 
würde einem Kind eine solche radioaktive Belastung zumuten?" ( ... ) 
"Ein Kind, das diesen Liter Milch trinkt, nimmt damit so viel Radio­
aktivität auf, wie ein Erwachsener sonst in einem Jahr". 

(Prof. Begemann im Sterninterview: Das dicke Ende kommt noch. Stern Hr. 21 vom 15.5.86, 5.27) 

Nachweislich überschritten im Frühjahr und Frühsommer 1986 auch die Aktivi­
tätswerte auf dem Boden die Grenzwerte der Strahlenschutzverordnung. 

"So gilt als Grenzwert der Flächenkontamination für Arbeitsgegen­
stände, Kleidung, Wäsche auperhalb von betrieblichen Überwachungs­
bereichen für Isotope, die keine Alpha-Strahlen aussenden, dafJ MafJ 
0,37 Becquerel pro Quadratzentimeter (3700 Becquerel pro Quadrat­
meter J. In Garching wurde freilich etwa 20.000 Becquerel pro Quadrat­
meter nur durch Cäsium-137 gemessen. Die Spitzenwerte in der Bundes­
republik (für alle Isotope) lagen sogar dreizehnmal höher, als in 
der Strahlenschutzverordnung erlaubt. ( ... ) 
Für Skeptiker, denen die Lautlosigkeit der Bedrohung als Harmlosig­
keit erscheint, bietet sich ein Vergleich an: Durch alle die ober­
irdischen Kernwaffenversuche vor dem amerikanisch-britisc.h-sowjeti­
schen Teststoppabkommen 1963 stieg die Strahlenbelastung von Bundes­
bürgern um zehn Prozent an - ungefähr so viel wie nun durch den 
einzigen Super-GA U in der Ukraine" 

(6. Raaf, eben da) 
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Abb.: Verlauf der Monatswerte der langlebigen (künstlichen) Radioaktivität in 
den 30 Jahren 1957 bis 1986, gemessen am Institut für Meteorologie der 
Freien Universität Berlin. Es ist zu beachten, daß sich die Monatswerte 
von 1963 und 1985 um den Faktor 1000 unterscheiden 

aus: Beilage zur Berliner Wetterkarte. Amtsblatt des Instituts für Meteorologie 

der Freien Universität Berlin, 51/86 - SO 12/86 vom 15.5.1986 
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Umgebung eines Atomkraftwerks zugemutet werden dürfen. Man 
einigte sich auf eine Ganzkörperdosis von 30 mrem über den Bela­
stungspfad Wasser und nochmals 30 mrem über Luft. Dieses soge­
nannte 30 mrem.-Konzept war als obere Grenze der Belastung ge­
dacht. Die Strahlenschutzverordnung formuliert auch das Mini­
mierungsgebot, wonach die Strahlenexposition »so gering wie 
möglich« gehalten werden sollte. Diese maximal zulässigen Bela­
stungswerte galten als gesellschaftlich akzeptables Risiko und er­
möglichten gleichzeitig den Ausbau des Atomenergieprogramms 
in der Bundesrepublik Deutschland. 

Festzuhalten bleibt hier, daß 30 mrem ca. ein Viertel der natürli­
chen Ganzkörperbelastung ausmachen. D.h., man war sich einig, 
daß schon ein Bruchteil der natürlichen Dosis ein Risiko darstellt. 
Damit war ein Maßstab für die Gefährlichkeit von Radioaktivität 
gesetzt. der auch internationalen Maßstäben genügte. 

Weiterhin legt die Strahlenschutzverordnung die Berechnungs­
grundlage für die Strahlenbelastung fest. In Paragraph 45 heißt es: 
Die Strahlenexposition muß für »die ungünstigste EinwirkungssteI­
le unter Ben"icksichtigung sämtlicher relevanter Belastungspfade 
einschließlich der Emährungsketten berechnet werden. Mit ande­
ren Worten: an den am stärksten belasteten Orten darf die Belastung 
von Einzelpersonen der Bevölkerung 30mrem nicht überschreiten. 
Diese Berechnungsgrundlage ist von größter Bedeutung: sie wird in 
den Katastrophenpläne nach Tschernobyl fallengelassen. 

Diese Regelungen der Strahlenschutzverordnung betreffen den 
Normalbetrieb eines Atomkraftwerks, so auch den GAU. denn für 
ihn ist ein deutsches Atomkraftwerk ausgelegt. 
Tschernobyl hat dies alles durcheinander gebracht. Der bislang un­
denkbare Super-GAU hat stattgefunden. Nachdem schon Harris-
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burg erste Zweifel schürte, war spätestens nach Tschernobyl auch 
dem letzten Experten klar. daß die Sicherheit von Atomkraftwerken 
begrenzt ist, daß selbst in einer Entfernung von I 500 km es noch 
zu beträchtlich volkswirtschaftlichen Schäden kommen kann. 

Da aufgrund der Interessenlage der meisten Experten, ein Aus­
stieg aus der Kernenergie nicht denkbar ist. mußte versucht werden 
mit neuen Katastrophenplänen. diese Technik wieder in den Griff 
zu bekommen. Weltweit eifern nun Expertengruppen um den bes­
serne Schutz der Bevölkerung für die Zukunft des Atomzeitalters. 
So möchte auch die Europäische Gemeinschaft für den nächsten 
kerntechnischen Unfall vorbereitet sein und beauftragte eine Sach­
verständigergruppe, Richtlinien für einen kerntechnischen Unfall 
oder, wie es heißt, für den Fall anomaler Radioaktivitätswerte aus­
zuarbeiten. Die Europäische Kommission will in Zukunft über eine 
Verordnungsmöglichkeit verfügen. die im Katastrophenfall im vor­
aus festgelegte Grenzwerte zur Anwendung hringt und ein einheitli­
ches Vorgehen in der EG ermüglicht. Diese Verordnung soll ah No­
vember diesen Jahres die jetzt noch endgültig Importgrenzwerte 
von 370 bzw. 600 Bq/kg ersetzen. Die ganze öffentliche Diskussion 
dreht sich nun um die Höhe dieser dann für die Zukunft festge­
schriebener Grenzwerte. 

Die Antwort der Experten 
Dem zunächst von den Experten vorgeschlagenen »Expositions­

kontrollsystems« zum Schutze der Bevölkerung liegt das Prinzip zu 
Grunde, "daß die Kosten für die Gesellschaft und die mit der Ein­
führung bestimmter Gegenmaßnahmen verbundenen Risiken nicht 
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die Kosten und Risiken übersteigen dürfen. die mit der Verhinde­
rung der Strahlenexposition verbunden sind. « Hier wird offensicht­
lichdas Minimierungsgebot der gültigen StrlSchV durch das Alara­
Prinzip (as low as reasonable acheavable - so niedrig wie vernünfti­
gerweise erreichbar) ersetzt, wobei vernünftigerweise meist durch 
wirtschaftliche Gesichtspunkte bestimmt ist. 

Entsprechend wur­
de die Verlängerung der bestehenden EG-Import-Grenzwerte von 
370 bzw. 600 Bq/kg u.a. damit begründet. »die Verordnung habe 
nicht ::u erheblichen Schwierigkeiten im Handel geführt« (Bericht 
der Europäischen Kommission Januar 1987). 

Mit Hilfe dieser Überlegungen gelangt die Sachverständigen­
gruppe zutolgenden »Nottilll-Expositionsreferenzwerte«, d.h. Do­
siswerten: 
~ ein unterer Wert. unterhalb dessen Maßnahmen aus Gründen 

des Strahlenschutzes mit höchster Wahrscheinlichkeit nicht 
gerechtfertigt sind, und 

~ ein oberer Wert bei, dem aus Gründen des Strahlenschutzes 
Maßnahmen mit größter Wahrscheinlichkeit durchzuführen 
sind. 

Für das erste Jahr nach einem kerntechnischen Unfall werden die 
Emptehlungen der internationalen Strahlenschutzkommission 
(lCRP) übernommen, d.h. 500 mrem für den unteren Grenzwert 
und 5 000 mrem für den oberen. 5 000 mrem ist die Dosis, die auch 
der speziellen Gruppe der beruflich Strahlenexponierten pro Jahr 
zugemutet wird. Für die folgenden Jahre werden Werte von 100 
mrem bzw. I 000 mrem empfohlen, d.h. als gefiihr1ich (zur Erinne­
rung: dies liegt in der gleichen Größenordnung wie das 30 mrem­
Konzept von 2 mal 20 mrem der deutschen Strahlenschutzverord­
nung) . Weiterhin ist es nach Ansicht der Sachverständigen vorsich­
tig genug, »davon auszugehen, daß die Aufnahme eines Einzelnen 
dem Verzehr von 10% des betreffenden, gleichbleibend in voller 
Höhe des abgeleiteten Referenzwertes kontaminierter Nahrungsbe­
standteile während eines ganzen Jahres entspricht.« (Bericht der 
Kommission) Mit dieser schwer verständlichen Formulierung kann 
der Grenzwert nochmals um den Faktor 10 angehoben werden. 
Man nimmt an, daß noch genügend weniger belastete Lebensmittel 
vorhanden sind und damit der durchschnittliche Wert der Belastung 
nur 10% des Grenzwertes ausmacht. Dies ist durchaus denkbar, 
wenn die hoch belasteten Lebensmittel nur aus einer Gegend im­
portiert werden; dann stehen genügend andere Lebensmittel zur 
Verfügung. 

Andererseits soll die EG-Verordnung auch innerhalb der EG An­
wendung finden, d.h. sie gelten als Maßstab der Gefährlichkeit 
auch für nicht importierte Güter. Sollte es also zu einem kerntechni­
schen Unfall in der BRD kommen, kann eine Situation entstehen. 
in der keine niedrig belasteten .Lebensmittel mehr zur Verfügung 
stehen. Mit dieser zusätzlichen Annahme über den Anteil der unbe­
lasteten oder weniger belasteten Lebensmittel kann der Referenz­
wert voll ausgeschöpft werden. d.h. mit gleichen Dosisgrenzwer­
ten lassen sich wesentlich höhere abgeleitete Aktivitätsgrenzwerte 
aufstellen. Dies steht im deutlichen Gegensatz zu der schon ge­
nannten Berechnung der Grenzwerte gemäß der StrlSchV, wonach 
der ungünstigere Fall und nicht der durchschnittliche zu Grunde ge­
legt werden muß. Die Annahme von Nerdünnungsfilktoren« wäre 
im Konzept der deut')chen StrlSchV undenkbar. 
Ohne die Rechnung im einzelnen prüfen zu können. lautet die Emp­
fehlung der Sachverständigengruppe z.B. für Gesamtcaesium für 
das erste Jahr nach einem Unglück 20 000 Bq/kg (in Worten zwan­
zigtausend) und 4 000 Bglkg für die folgenden Jahre. Dies sind die 
Interventionswerte für Milchprodukte, für andere Hauptnahrungs­
mittel Lebensmittel gelten die Werte 30000 bzw. 5 000 Bq/kg. 
Diese Grenzwerte sind berechnet worden für die unteren Notfallre­
ferenzwerte, es ergeben sich zehnfuch höhere Werte. wenn der obe­
re Referenzwert berücksichtigt wird! 

Von Interesse sind noch die Grenzwerte für Alpha-Strahler. ins­
besondere für Plutonium und für Strontium. Im ersten Jahr soll für 
Plutonium ein Grenzwert von 80 Bq/kg bzw. in den folgenden Jah­
ren von 20 Bq/kg für Milchprodukte gelten. Für andere Lebensmit­
tel gelten die Grenzwerte von 400 bzw. 80 Bq/kg. Für Strontium im 
Milchprodukten schlägt die Sachverständigengruppe 700 im ersten 
und 500 Bq/kg in den tolgenden Jahren vor, für die anderen Lebens­
mittel werden 7 000 bzw. 3 000 genannt. Wenn diese Grenzwerte 
bei einem kerntechnischen Unglück in der EG zur Anwendung 
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kommen sollte. sind innerhalb der Rechnung der EG andere Expo­
sitionsptilde wie Inhalation und Bodenstrahlung nicht berücksich­
tigt. Die wahre Belastung wäre mit diesen Grenzwerten nach einem 
Super-Gau in Deutschland wesentlich höher. Geht die EG still­
schweigend davon aus. daß das nächste Atomunglück nicht im Be­
reich der EG stattfinder? 

Grenzwerte als politische 
Manövriermasse 

In ihrem ersten Vorschlag hat die europäische Kommission 4 000 
Bq/kg für die Caesiumisotope in Milchprodukten übernommen, 
also den Vorschlag der Expertengruppe für das zweite Jahr nach ei­
nem kerntechnischen Unfall und nicht die nochmals wesentlich hö­
heren Werte für das erste Jahr danach. Gemäß einer Information 
der Kommission vom Mai diesen Jahres sah sie sich jedoch veran­
laßt. die Werte für die Caesiumisotope nochmals zu senken. Für 
diese Isotope soll jetzt ein Grenzwert von I 000 für Milchprodukte 
zur Anwendung kommen, während die hohen Grenzwerte für 
Strontium beibehalten werden sollen. Die vollständigen von der eu­
ropäischen Kommission vorgeschlagenen Werte sind in nebenste­
hender Tabelle aufgeführt. 

Es besteht allerdings die Möglichkeit, daß es bis zur endgültigen 
Verabschiedung durch den Ministerrat noch zu Änderungen 
kommt. So sind die Grenzwertempfehlungen auch innerhalb der 
EG umstritten, vocallem Frankreich. Großbritannien und Spanien 
plädieren für höhere Werte. während die Berichterstatterin des Um­
weltausschusses des europäischen Parlaments einen Änderungs­
entwurf mit wesentlich niedrigeren Werten vorgelegt hat. Im Vor­
feld der Diskussion im Europa-Parlament hat die Bundesregierung 
deutlich gemacht. daß sie für den Fall, daß in Straßburg keine Eini­
gung erzielt wird, die jetzt noch gültigen EG-Import-Grenzwerte 
von 370 und 600 Bq/kg, also etwas niedrigere Werte in einer Verord­
nung zur Strahlenschutzvorsorge festschreiben will. 
Als Begründung für die neuerliche Änderung schreibt die Kommis­
sion: "Strengere Werte sind für die Verschmutzung von Milchpro­
dukten und sonstigen Lebensmitteln durch Caesiumfestgelegt wor­
den. Dies steht damit im Zusammenhang, daß es sich hier um lan­
glebige Isotope handelt, daß mehrere Nichtgemeinschajtsländer 
strenge Werte anwenden, die für die Exporteure der Gemeinschaft 
Probleme aufwerfen könnten, und daß die gewählten Niveaus das 
Vertrauen der Öffentlichkeit wiederherstellen sollen«. Man fragt 
sich natürlich, ob das Strontium-90 Isotop mit einer Halbwertzeit 
von 28 Jahren und das Plutonium-239 Isotop mit einer Halbwertzeit 
von 24 400 Jahren keine langlebigen Nuklide darstellen (Caesium 
im Vergleich besitzt eine Halbwertzeit von 30 Jahren). Zudem ist 
die Gefährlichkeit dieser Isotope weit höher für den menschlichen 
Körper als vergleichsweise Caesium. So beträgt die biologische 
Halbwertzeit von Caesium einige Monate, die von Strontium-90 
mehr als II Jahre! Der hohe Strontium-Anteil im Fallout der 60er 
Jahre war ein starkes Motiv, die oberirdischen Atombombenversu­
che einzustellen. Diese inkonsequente Argumentation der Kom­
mission macht deutlich. daß es sich bei diesen Werten um politisch, 
aber nicht medizinisch begründete Grenzwerte handelt: offensicht­
lich sieht auch die Kommission das Vertrauen im Sinken. 

Ein Rechenbeispiel 

Um die Höhe der von den Experten vorgeschlagenen Grenzwerte 
für das erste Jahr nach einemUnglück Z.B. 30 000 Bq/kg für Caesi­
umisotope einschätzen zu können, soll hier noch die sich ergebende 
Dosis berechnet werden, wenn die durchschnittliche Belastung der 
Lebensmittel diesem Grenzwert entspricht. bzw. wenn alle Le­
bensmittel mit diesem Grenzwert belastet sind. also der ungünstig­
ste Fall vorliegt. Geht man von einem Verhältni~ für Caesium-l37 : 
Caesium-I34 von 2 : I und einer Verzehrmenge von 460 kg pro Jahr 
aus, so ergibt sich eine Dosis von 19 300 mrem pro Jahr für Er­
wachsene. In dieser Größenordnung lag auch die Belastung der Be­
völkerung in der Umgebung des Unglücksreaktors in Tschernobyl. 
bevor sie evakuiert wurde. Aber auch der Grenzwert von I 250 
Bq/kg führt noch zu einer Belastung von 800 mrem. 

• 



Der Erfolg wirtschaftlicher Überlegungen 

Es wird offensichtlich, daß die EG-Kommission - wie sie offen­
herzig begründet - »nicht einen maximalen Gesundheitsschutz im 
Auge gehabt, sondern eine Kosten-Nutzen-Rechnung wirtschaftli­
cher Art« (Der Tagesspiegel Berlin, 24.2.1987). Im Fall eines Atom­
unglücks kommt es mit diesen neuen Grenzwerten zu keinen Han­
deishemmnissen. Wären diese Regelungen schon vor dem Unglück 
in Tschernobyl verabschiedet worden, wären keinerlei Maßnahmen 
von staatlicher Seite notwendig gewesen, denn die Belastung lag 
1986 in den meisten Fällen unterhalb dieser vorgeschlagenen Grenz­
werte. Jetzt wird es und endlich bescheinigt: Unsere Aufregung 
nach Tschernobyl war überflüssig! 

Vergleicht man nur den Grenzwert von 1 250 Bq/kg für die Cae­
siumisotope mit dem der StrlSchV, so ist dieser um umgefähr einen 
Faktor 30 heraufgesetzt worden. D.h. die bislang gültigen Auflagen 
an kerntechnischen Anlagen werden angesichts eines infolge eines 
Super-Gau zu erwartenden Untergrunds an radioaktiver Verseu­
chung sinnlos. Besonders die von der Sachverständigergruppe vor­
geschlagenen noch wesentlich höheren Grenzwerte machen eben 
deutlich, mit welchen hohen Belastungen die Experten nach einem 
Super-Gau rechnen, wie hoch also auch auf internationaler Ebene 
unser Restrisiko durch die Atomindustrie eingeschätzt wird. 

In allen diesen Überlegungen von Experten, Kommissionen und 
Politiker, nach Festlegung von Expositionsreferenzwerten, von 
anomalen Radioaktivitätswerten, nach Schaffung einer ganzen 
neuen Sprache des Strahlenschutzes zur Verwaltung des Super-
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Vorgeschlagene 
EG.Aktlvltätsgrenzwerte (Bq/kg' 

E4 

MIlchprodukt. .on.tige 'lWnkw •••• r 
L.ben.mittel-

Jod-und 
Strontiumi.o-
top. 500 3000 400 

Plutonium 
i.otope 20 80 10 

C ••• iumi.otope 1000 1250 800 

zum V.rgleich 
StriSchV 30·50 
* außer Nahrungsmittel von geringerer Bedeutung. Hier sind zehnfach hö­

here Aktivitätswerte zulässig. 

GAU, also nach rechnerischer Umkreisung des Restrisikos, ist nir­
gendwo der Ort auszumachen, wo wir uns oder besser die Experten 
sich die Frage stellen: Wollen wir das alles noch? Es geht allein um 
die Verdrängung des Zweifels. Mit dem Vorlegen dieses Zahlen­
spiels der EG-Grenzwerte ist das gelungen, und die Politiker fühlen 
sich wieder gut beraten und verkünden von neuem den besten 
Strahlenschutz für die Bevölkerung. • 

WECHSELWIRKUNG Nr.35/Nov.1987, 5.44-47 

SchOr1 d.rei Ja.hre 

S-u.per-GAU! 
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6 Anstell ° • e emes Erfahrungsberichts: Nichts dazugelernt? 
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